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Vorwort

Eine der wichtigsten Aufgaben der Volksanwaltschaft ist die nachprifende Kontrolle der &ffentli-
chen Verwaltung des Bundes, der Lander und der Gemeinden. Im Zuge unserer Tatigkeit moch-
ten wir jedoch nicht nur Kritik Gben, sondern auch bei Unstimmigkeiten zwischen der Verwaltung
und den Birgerinnen und Burgern vermitteln. Denn die Behdrden bzw. ihre Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter kennen die kleinen und groB3en Probleme der Menschen und sind oftmals deren erste
Ansprechpartner. Die Ldnder und Gemeinden erfillen zahlreiche Aufgaben im unmittelbaren
Lebensnahraum - von der Daseinsvorsorge und der Raumplanung Uber den Erhalt von Straen
und Schulen bis hin zur Verwaltung der Gemeindefinanzen. Dabei werden die Themen komple-
xer, die Aufgaben der Verwaltung und die Anspriche der Bevolkerung steigen. Dessen sind wir
uns bewusst und daher mdchten wir die Ldnder und Gemeinden bei der Bewdltigung ihrer zahl-
reichen Herausforderungen unterstitzen.

Mit dem Bericht an den Oberosterreichischen Landtag legt die Volksanwaltschaft in erster Linie
ihre Tatigkeit im Bereich der nachprifenden Kontrolle der &ffentlichen Verwaltung in den Jahren
2017 und 2018 dar. Er enthdlt die wichtigsten Kennzahlen zu den eingelangten Beschwerden und
eingeleiteten Prifverfahren sowie eine detaillierte Darstellung der Fdlle. Das Aufzeigen von Prob-
lemen in der Landes- und Gemeindeverwaltung soll sich jedoch nicht auf den Einzelfall be-
schrdnken, sondern einen positiven Effekt auf zukinftiges Verwaltungshandeln haben und -
wenn erforderlich — auch Verbesserungen in der Gesetzgebung bewirken.

Der zweite Tatigkeitsschwerpunkt der Volksanwaltschaft betrifft die préventive Menschenrechts-
kontrolle. Diese Tdtigkeit umfasst auch das Bundesland Oberdsterreich und wird in einem eige-
nen Bericht dargestellt, der bereits im Marz 2019 veréffentlicht wurde. Er enthdlt eine ausfUhrliche
Darstellung der Feststellungen und Empfehlungen, die aus den Osterreichweit durchgefihrten
Kontrollbesuchen der sechs Expertenkommissionen der Volksanwaltschaft resultieren.

Neben der Kontrolle der 6ffentlichen Verwaltung und dem Schutz der Menschenrechte befasst
sich die Volksanwaltschaft mit Antrdgen nach dem Heimopferrentengesetz (HOG). Einen kom-
primierten Uberblick Uber die Verfahren bei der Rentenkommission finden Sie im vorliegenden
Bericht.

Wir werden unser kirzlich angetretenes Mandat mit Freude und Engagement erfillen und freuen
uns auf eine gute Zusammenarbeit mit den Ldndern und Gemeinden, um gemeinsam Lésungen
im Sinne der BUrgerinnen und Birger zu finden.

Daruber hinaus mdéchten wir uns auf diesem Weg bei allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern for
ihren personlichen Einsatz bedanken, die mit ihrem Engagement vielen Menschen zu ihrem
Recht verhelfen.

Werner Amon, MBA Mag. Bernhard Achitz Dr. Walter Rosenkranz

Wien, im September 2019
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Einleitung

Einleitung

Der vorliegende Band belegt, wie bedeutend die Funktion der Volksanwaltschaft als Rechts-
schutzeinrichtung ist. Mehr als 36.000 Menschen wandten sich im Berichtszeitraum an die
Volksanwaltschaft. Fir viele Menschen ist die Volksanwaltschaft die letzte Anlaufstelle, wenn sie
im Kontakt mit den Behdrden verzweifeln, etwa weil sie Entscheidungen der Verwaltung nicht
nachvollziehen kénnen oder auf Erledigungen der Behorden unzumutbar lange warten missen.
In vielen Fdllen ist die Einschdtzung der Hilfesuchenden richtig, wenn sie sich von den Behoérden
nicht korrekt behandelt fuhlen: Sowohl 2017 als auch 2018 stellte die VA bei rund einem Finftel
der eingeleiteten Prufverfahren einen Missstand in der Verwaltung fest.

So unterschiedlich die Probleme jedes Einzelnen sind, jede Beschwerde zeichnet ein Bild fir
Schwachstellen im System. Wenn sich Beschwerden in bestimmten Bereichen verdichten, sind sie
ein klares Signal an die Verantwortlichen, dass Handlungs- und Reformbedarf besteht.

Die Leistungsbilanz in Kapitel 1 liefert die wichtigsten Kennzahlen zur Arbeit der Volksanwalt-
schaft in den Jahren 2017 und 2018. Sie geben unter anderem Aufschluss darUber, wie viele Be-
schwerden bei der Volksanwaltschaft eingelangt sind und wie viele Prifverfahren eingeleitet
wurden.

Neben der Darstellung der nachprifenden Kontrolle gibt die Leistungsbilanz auch einen kom-
primierten Uberblick Uber die Geschdftstétigkeit in den drei weiteren Geschdftsfeldern der Volks-
anwaltschaft: (a) die Arbeit der Rentenkommission, (b) die prdventive Menschenrechtskontrolle
und (c) die internationalen Aktivitdten der Volksanwaltschaft.

Die Ergebnisse der Priftdtigkeit werden in Kapitel 2 behandelt. Sie veranschaulichen, welche
Schwierigkeiten die BUrgerinnen und Birger im Kontakt mit den Behorden haben oder wie sehr
sie durch Missstdnde in der Verwaltung in Mitleidenschaft gezogen werden kénnen. Die Volks-
anwaltschaft beschrénkt sich in dieser Darstellung nicht darauf, Misssténde aufzuzeigen oder
gar anzuprangern, sondern macht konkrete Vorschldge, wie Verbesserungen erzielt werden
kdnnen.

Gegenstand dieses Kapitels ist auch die Tatigkeit der unabhdngigen Rentenkommission, die seit
Juli 2017 bei der Volksanwaltschaft eingerichtet ist und als Dachorganisation nach dem
Heimopferrentengesetz fungiert. Die Volksanwaltschaft ist damit auch mit Fragen zur Entschadi-
gung von Heimopfern befasst und setzt sich dafir ein, Betroffenen zu berechtigten Ansprichen
zu verhelfen.

Die Kontrolle der Verwaltung soll letztendlich transparente, effiziente und birgernahe Erledigun-
gen sowie nachvollziehbare Entscheidungsprozesse fordern. Die Volksanwaltschaft appelliert an
die Abgeordneten des Oberdsterreichischen Landtags, die in diesem Bericht dokumentierten
Prufergebnisse zu beraten und durch politische Entscheidungen die Grundlage fUr dringend not-
wendige Verbesserungen zu schaffen.






Leistungsbilanz

1. Leistungsbilanz

1.1, Kontrolle der 6ffentlichen Verwaltung

Die VA kontrolliert die gesamte &ffentliche Verwaltung in Osterreich und prift, ob behérdliche
Entscheidungen den Gesetzen entsprechen. Jede Birgerin und jeder Birger kann sich wegen
eines behaupteten Missstandes in der Verwaltung an die VA wenden, sofern alle Rechtsmittel
ausgeschopft sind. Die VA geht jeder zuldssigen Beschwerde nach und informiert die Betroffe-
nen Uber das Ergebnis der Prifung. Sie steht damit Menschen zur Seite, die Sorge haben, nicht
zu ihrem Recht zu kommen. Die VA kann bei vermuteten Missstdnden auch von sich aus tatig
werden und ein amtswegiges Prifverfahren einleiten. DarUber hinaus ist die VA ermdchtigt, die
GesetzmdBigkeit von Verordnungen einer Bundesbehorde vom VIGH Gberprifen zu lassen.

In den Jahren 2017 und 2018 wandten sich 36.360 Menschen mit einem Anliegen an die VA.
Das bedeutet, dass bei der VA im Schnitt rund 74 Beschwerden pro Arbeitstag einlangten. In
18.179 Fdllen — das sind rund 50 % aller Beschwerden — veranlasste die VA eine detaillierte
Uberprifung. Bei 9.847 weiteren Beschwerden gab es keine hinreichenden Anhaltspunkte fir
einen Missstand in der Verwaltung, weshalb keine Prifverfahren eingeleitet wurden. Die VA
unterstitzte die Betroffenen in diesen Fdllen mit Informationen zur Rechtslage und allgemeinen
Auskinften. 8.334 Beschwerden fielen nicht in die Prifzustdndigkeit der VA. Die VA versucht
auch hier zu helfen, indem sie den Kontakt zu anderen Behérden herstellt oder Uber weiterfUh-
rende Beratungsangebote informiert.

Kontrolle der 6ffentlichen Verwaltung 2017 - 2018

36.360 Beschwerden

VA zustandig VA unzustandig
28.026 8.334
I I
Bearbeitung ohne Profverfahren
Profverfahren eingeleitet
9.847 18.179
Bundesverwaltung
12.031
Landes- und
Gemeindeverwaltung
6.148



Leistungsbilanz

Die Bundesverfassung legt den Prifauftrag der VA fest: Auf Bundesebene kontrolliert sie die
gesamte 6ffentliche Verwaltung, also auch alle Behérden, Amter und Dienststellen, die mit dem
Vollzug der Bundesgesetze beauftragt sind. Auf Oberdsterreich bezogen fielen in den Jahren
2017 und 2018 insgesamt 1.561 Fdlle an. Die Ergebnisse sind im PB 2017 und 2018 (Band ,Kon-
trolle der 6ffentlichen Verwaltung”) im Detail dargestellt.

Das Land Oberosterreich hat durch seine Landesverfassung die VA dazu berufen, die Verwal-
tung des Landes und der Gemeinde zu kontrollieren. Zur Verwaltung gehort auch die Privat-
wirtschaftsverwaltung, also das Vorgehen der Behdrden als Tréger von Privatrechten, sowie
alle im Bereich der Selbstverwaltung zu besorgenden Aufgaben.

Anzahl der Beschwerden Uber die
oberdsterreichische Landes- und Gemeindeverwaltung

800 -
700 -

600 | 704 | | 702 [es2]| oa
616 633] [611 637

500 A

400 H
300
200 A
100 -

07/08 09/10 11/12 13/14 15/16 17/18

03/04 05/06

In den Berichtsjahren wandten sich 734 Oberdsterreicherinnen und Oberdsterreicher mit einer
Beschwerde an die VA, da sie sich von der obergsterreichischen Landes- oder Gemeindever-
waltung nicht fair behandelt oder unzureichend informiert fUhlten.
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Leistungsbilanz

Beschwerden Uber die
oberdsterreichische Landes- und Gemeindeverwaltung 2017-2018

Inhaltliche Schwerpunkte

Raumordnung, Wohn- und Siedlungswesen, Baurecht, Verwaltung landes- 232 224
eigener Gebdude und Liegenschaften sowie von Landesfonds

Mindestsicherung, Jugendwohlfahrt 206 161
StaatsbUrgerschaft, Wahlerevidenz, StraBenpolizei 54 4]
Gemeindeangelegenheiten (ohne Dienst- und Besoldungsrecht, ohne Ge- 44 49

meindeabgaben)

Landes- und GemeindestraBen 40 45
Gesundheitswesen 39 39
Landesfinanzen, Landes- und Gemeindeabgaben 39 25
Schul- und Erziehungswesen, Sport- und Kulturangelegenheiten, Dienst- 36 47
und Besoldungsrecht der Landeslehrer

Natur- und Umweltschutz, Abfallwirtschaft 15 10
Land- und Forstwirtschaft, Jagd und Fischereirecht 12 17
Landesamtsdirektion, Dienst- und Besoldungsrecht der Landes- und Ge- 8 Il
meindebediensteten (ohne Landeslehrer)

Gewerbe- und Energiewesen 7 8
Verkehrswesen der Landes- und GemeindestraBen (ohne StraBenpolizei) 2 5
gesamt 734 682

Erledigte Beschwerden Uber die
oberdsterreichische Landes- und Gemeindeverwaltung 2017-2018

Missstand in der Verwaltung 100
Kein Missstand in der Verwaltung 337
VA nicht zustdndig 368

gesamt 805

1



Leistungsbilanz

Im Berichtszeitraum konnten insgesamt 805 Prufverfahren betreffend die oberdsterreichische
Landes- und Gemeindeverwaltung abgeschlossen werden, davon wurden 734 in den Jahren
2017 und 2018 eingeleitet, 71 in den Jahren davor. In 100 Fdllen stellte die VA einen Missstand in
der Verwaltung fest, was einem Anteil von rund 12 % aller erledigten Verfahren entspricht. Kei-
nen Anlass fur eine Beanstandung sah die VA bei 337 Beschwerden, in 368 Fdllen war die VA
nicht zustdndig.

1.2. Tatigkeit der Rentenkommission

Seit Juli 2017 ist bei der VA eine unabhdngige Rentenkommission eingerichtet, der wichtige
Aufgaben nach dem Heimopferrentengesetz Ubertragen wurden. Das Heimopferrentengesetz
sieht vor, dass Betroffene ab Erreichen des Regelpensionsalters bzw. ab Pensionsantritt eine
monatliche Rente erhalten. Die weisungsfreie Rentenkommission bei der VA befasst sich mit
Antragen auf Zuerkennung einer Heimopferrente. Sie ist fir jene Personen zustdndig, die zwi-
schen 1945 und 1999 in einem Heim des Bundes, der Ldnder und der Kirche oder in einer Pfle-
gefamilie Gewalt erlitten hatten und noch nicht als Heimopfer anerkannt wurden. Aufgrund
einer Novelle des Heimopferrentengesetzes kénnen seit Juli 2018 auch Personen, die als Kinder
oder Jugendliche in Krankenhdusern, psychiatrischen Einrichtungen, Heilanstalten oder in Kin-
derheimen von Gemeinden sowie in Einrichtungen privater Trager misshandelt wurden, einen
Antrag auf Heimopferrente stellen. Personen, die Rehabilitationsgeld erhalten oder die dauer-
haft arbeitsunfdhig sind und noch vor dem Erreichen des Regelpensionsalters stehen, sind
nunmehr ebenfalls anspruchsberechtigt.

Die multidisziplindre Rentenkommission setzt sich aus zwélf Expertinnen und Experten zusam-
men, geleitet wird sie von Volksanwalt Dr. Ginther Krduter. Ihre Aufgabe ist es zu prifen, ob
die Voraussetzungen fir die Rentengewdhrung vorliegen, und entsprechende Vorschldge an
das Kollegium der VA zu erstatten. Der Bewertung der Anspruchsberechtigung gehen Clea-
ringgesprdche zwischen Antragsteller und Expertinnen und Experten sowie umfassende Erhe-
bungen voraus. In regelmdBigen Sitzungen werden die anonymisierten Fdlle in der Renten-
kommission ausfihrlich behandelt und beurteilt, ob die Schilderungen glaubhaft sind. Die
Kommission macht dem Kollegium der VA einen Vorschlag fir eine Entscheidung. Auf Grund-
lage der Vorschldge der Rentenkommission erteilt schlieBlich das Kollegium der VA dem zu-
sténdigen Entscheidungstrdger eine schriftlich begrindete Empfehlung, ob dem jeweiligen An-
tragsteller eine Heimopferrente gewdhrt werden soll.

Im Zeitraum 1. Juli 2017 bis 31.Dezember2018 wurden insgesamt 1.039 Antrdge auf Heimopfer-
rente direkt bei der Rentenkommission eingebracht oder wurden von anderen Stellen an die
Rentenkommission weitergeleitet.

Rund 500 Personen wurden in diesem Zeitraum zwecks Kldrung der Anspruchsberechtigung zu
einem Clearing-Gesprdch eingeladen, 420 Clearing-Berichte wurden fertiggestellt. Die Renten-
kommission erteilte im Berichtszeitraum 394 Vorschlége an das Kollegium der VA, in 371 Fallen
sprach sie sich fur die Zuerkennung der Heimopferrente aus. Von Seiten des Kollegiums der VA
gab es 394 begrindete schriftliche Empfehlungen an den Entscheidungstréger, davon waren
371 positiv.
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Leistungsbilanz

1.3. Praventive Menschenrechtskontrolle

Die VA hat den verfassungsgesetzlichen Auftrag, die Einhaltung von Menschenrechten zu
schitzen und zu fordern. Gegenstand des Mandats ist die Kontrolle von 6ffentlichen und priva-
ten Einrichtungen, in denen Menschen in ihrer Freiheit beschrdnkt sind. Zu diesen sogenannten
,Orten der Freiheitsentziehung” zGhlen Justizanstalten, Polizeianhaltezentren, Alten- und Pfle-
geheime, psychiatrische Abteilungen und Jugendwohlfahrtseinrichtungen. Sechs Kommissio-
nen der VA fUhren fldichendeckend und routinemdBig Kontrollen in diesen Einrichtungen durch.
Verletzungen von Menschenrechten sollen dadurch verhindert oder zumindest mdéglichst un-
wahrscheinlich gemacht werden. DariUber hinaus kontrolliert die VA Einrichtungen fir Men-
schen mit Behinderung, um Ausbeutung, Gewalt und Missbrauch hintanzuhalten. Die VA und
ihre Kommissionen beobachten und Gberprifen weiters die Ausibung unmittelbarer Befehls-
und Zwangsgewalt durch die Exekutive, etwa bei Demonstrationen, GroBveranstaltungen, Ver-
sammlungen oder Abschiebungen.

Rechtliche Grundlage fir dieses umfassende Mandat sind zwei Abkommen der Vereinten Nati-
onen, zu deren Umsetzung sich die Republik Osterreich verpflichtet hat: das Fakultativprotokoll
zum Ubereinkommen der Vereinten Nationen gegen Folter und andere grausame, unmenschli-
che oder erniedrigende Behandlung oder Strafe (OPCAT) sowie die UN-
Behindertenrechtskonvention.

Zur Durchfihrung der Kontrollen hat die VA sechs Kommissionen eingerichtet. Sie haben un-
eingeschrdnkten Zutritt zu allen Einrichtungen und erhalten alle fir die AusUbung ihres Man-
dats erforderlichen Informationen und Unterlagen. Die Kommissionen sind multidisziplindr zu-
sammengesetzt und nach regionalen Gesichtspunkten organisiert.

In den Berichtsjahren fUhrten die Kommissionen insgesamt 1.015 Kontrollen durch. 927 Kontrol-
len fanden in Einrichtungen statt, in denen Menschen angehalten werden. 88-mal wurden Poli-
zeieinsdtze begleitet. Die meisten Kontrollen fanden in Wien und Niederdsterreich statt, da in
diesen Bundesldndern die Einrichtungsdichte sehr hoch ist. Die Kontrollen erfolgten in der Regel
unangekindigt, um einen moglichst unverfdlschten Eindruck zu erhalten. Lediglich 6 % der Kon-
trollen waren angekindigt.
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Praventive Kontrolle 2017-2018

Kontrollbesuche Beobachtung von Poli-
in Einrichtungen zeieinsatzen

Wien
Bgld
NO
00

Sbg

Kin
Stmk
Vbg

Tirol

gesamt

davon
unangekindigt

In 792 Fdllen (d.h. 78 % der Kontrollen) sahen sich die Kommissionen veranlasst, die men-
schenrechtliche Situation zu beanstanden. Die VA prift diese Fdlle auf Grundlage der Wahr-
nehmungen der Kommissionen und befasst bei systembedingten Defiziten und einrichtungs-
spezifischen Mdngeln die zustdndigen Ministerien und Aufsichtsbehérden, um auf Verbesse-
rungen hinzuwirken. Viele Missstdnde und Gefdhrdungen konnten dadurch bereits beseitigt
werden. Ergebnis dieser Priftdtigkeit sind aber auch zahlreiche Empfehlungen der VA, die
menschenrechtliche Standards in den Einrichtungen gewdhrleisten sollen (siehe dazu im Detail
Band ,Préventive Menschenrechtskontrolle”, Kap. 3).

UnterstUtzt wird die VA bei der Ausibung des Menschenrechtsmandats durch den Menschen-
rechtsbeirat (MRB). Der MRB ist als beratendes Organ der VA eingerichtet und setzt sich aus
Vertreterinnen und Vertretern von Nichtregierungsorganisationen und Bundesministerien zu-
sammen. Im Berichtszeitraum ersuchte die VA den MRB um Stellungnahme zu verschiedenen
Themen des prdventiven Menschenrechtsschutzes und Empfehlungseniwirfen des NPM.

Die praventive Tatigkeit der VA wird im Band ,Prdventive Menschenrechiskontrolle” ausfihrlich
dargestellt.

14, Budget und Personal

GemdB dem Finanzierungsvoranschlag stand der VA im Jahr 2018 ein Budget von 11,601.000
Euro (2017: 10,758.000 Euro) — davon 300.000 Euro durch Auflésung eigener Ricklagen — zur
Verfigung. GemdB dem Ergebnisvoranschlag standen 11,591.000 Euro zur Verfigung. Im Fol-
genden wird nur der Finanzierungsvoranschlag erldutert, weil dieser den tatsdchlichen Geld-
fluss darstellt (siehe BVA 2018 Teilheft fUr die Untergliederung 05 VA).
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Im Finanzierungsvoranschlag entfielen auf Auszahlungen aus Personalaufwand rund
6,635.000 Euro (2017: 6,033.000 Euro), auf Auszahlungen aus dem betrieblichen Sachaufwand
3,927.000 Euro (2017: 3,731.000 Euro). Zum betrieblichen Sachaufwand zdhlen z.B. Auszahlun-
gen fir die Kommissionen und den MRB, Aufwendungen aus gesetzlichen Verpflichtungen fir
BezUge der Mitglieder der VA, Auszahlungen fUr die Rentenkommission und der durch sie be-
auftragten Clearings, Verwaltungspraktika, Druckwerke, Energiebezige sowie sonstige Auf-
wendungen.

Zusatzlich hatte die VA 2018 auch noch Auszahlungen aus Transfers vor allem fir die Pensio-
nen der ehemaligen Mitglieder der VA und die Witwen der ehemaligen Mitglieder der VA von
901.000 Euro (2017: 927.000 Euro) zu leisten. SchlieBlich standen noch fir Auszahlungen aus
der Investitionstdtigkeit 112.000 Euro (2017: 41.000 Euro) und fUr Gehaltsvorschisse 26.000 Euro
(2017: 26.000 Euro) zu Verfigung.

Zur ErfOllung der seit 1. Juli 2012 der VA zukommenden Aufgaben nach dem OPCAT-
Durchfihrungsgesetz war fir Auszahlungen fir die Kommissionen und den MRB 2018 ein
Budget von 1,450.000 Euro (unverdndert zu 2017) vorgesehen. Davon wurden fUr Entschadigun-
gen und Reisekosten fur die Kommissionsmitglieder rund 1,264.000 Euro (2017: 1,257.000 Euro)
und fir den MRB rund 83.000 Euro (unverdndert zu 2017) budgetiert; rund 103.000 Euro (2017:
110.000 Euro) standen fir Workshops fir die Kommissionen und die im OPCAT-Bereich tétigen
Bediensteten der VA sowie fUr Expertengutachten zur Verfigung.

FUr die Auszahlungen fur die gemdB § 15 Heimopferrentengesetz (HOG) seit 1. Juli 2017 in der
VA eingerichtete Rentenkommission und der durch sie beauftragten Clearings wurde 2018 ein
Budget von 200.000 Euro vorgesehen.

Bundesvoranschlag (BVA) der VA in Mio. Euro

Finanzierungsvoranschlag 2018/2017

11,601 10,758

Personalaufwand Beftrieblicher Sachaufwand

6,635 6,033 3,927 3,731
Investitionstatigkeit und

Transfers >
Gehaltsvorschisse

0,901 0,927 0,138 0,067

Die VA verfigte 2018 Uber insgesamt 78 Planstellen im Personalplan des Bundes (2017: 79
Planstellen). Die VA ist damit das kleinste oberste Organ der Republik Osterreich. Mit Teilzeit-
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kraften und Personen mit herabgesetzter Wochenarbeitszeit, Verwaltungspraktika und Entsen-
deten von anderen Gebietskdrperschaften sind in der VA insgesamt im Durchschnitt 97 Perso-
nen tdtig. Nicht zum Personalstand zdhlen die insgesamt 57 Mitglieder der sechs Kommissio-
nen sowie die 34 Mitglieder und Ersatzmitglieder des MRB der VA.

1.5. BUrgernahe Kommunikation

Die VA ist Anlaufstelle fir alle BUrgerinnen und Burger, die ein Problem mit einer Behdrde ha-
ben. Die VA sieht es als ihren Auftrag, diesen Menschen rasch und unkompliziert eine Hilfestel-
lung zu bieten. Eine Voraussetzung dafir ist, dass die VA fur die Bevélkerung leicht erreichbar
ist. Als bUrgerorientierte Service- und Kontrolleinrichtung gewdbhrleistet die VA einen einfachen
und formlosen Kontakt. Beschwerden kénnen personlich, telefonisch oder schriftlich einge-
bracht werden. Eine besonders einfache Kontaktaufnahme ist Uber ein Online-
Beschwerdeformular mdoglich, das Uber die Homepage der VA abrufbar ist. 3.323 Personen
nutzten im Berichtszeitraum diesen Service. Der Auskunftsdienst ist unter einer kostenlosen
Servicenummer erreichbar und nimmt auch Beschwerden entgegen.

Dass die Angebote von den Oberdsterreicherinnen und Oberdsterreichern in hohem MaBe
angenommen und offensichtlich auch geschdtzt werden, belegen die folgenden Zahlen:

— 4.737 Menschen schrieben an die VA: 1.644 Frauen, 2.939 Mdnner und 154 Personen-
gruppen,

—  8.746 Schriftsticke umfasste die gesamte Korrespondenz,
— 545 Briefe und E-Mails umfasste die gesamte Korrespondenz mit den Behérden.

Die Sprechtage der Mitglieder der VA in den Bundesléndern werden ebenfalls gerne in An-
spruch genommen. Im Rahmen von 44 Sprechtagen nutzten die Oberésterreicherinnen und
Oberdsterreicher die Moglichkeit, ihr Anliegen personlich mit der Volksanwdltin oder einem
Volksanwalt zu besprechen.

1.6. Schwerpunkte 2017 - 2018

Verbesserungsbedarf der Zentralmatura

Aufgrund zahlreicher Kritik rund um die Mathematik-Matura 2018 befasste sich die VA im Be-
richtszeitraum intensiv mit dieser Thematik. Beschwerden erreichten die VA nicht nur von Schi-
lerinnen, Schilern und Eltern, sondern auch von der Lehrerschaft. Wegen der schwer nachvoll-
ziehbaren Formulierungen in den komplexen Textbeispielen mussten wesentlich mehr Matu-
rantinnen und Maturanten in Mathematik eine negative Note ausbessern als in den Vorjahren.
Insbesondere Mathematiklehrerinnen und -lehrer orten daher einen starken Verbesserungsbe-
darf.

Angesichts der schwerwiegenden Kritikpunkte und deren weitgreifenden Auswirkungen auf
Scholerinnen und Schuler leitete die VA eine amtswegige Prifung des BMBWF ein.
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Polizei- und Justizwacheausbildung

Seit 2017 informiert die VA angehende Polizistinnen und Polizisten in der Polizeiausbildung Gber
ihre Arbeit. Eine frihzeitige Information Uber die Arbeit der VA ist wichtig, weil die Polizei haufig
mit der Tatigkeit der VA konfrontiert ist. Das Wissen darUber soll helfen, Skepsis und Vorbehalte
abzubauen und ein positives Klima zwischen der Polizei und der VA zu férdern. Die Implemen-
tierung dieses neuen Ausbildungsmoduls wurde zwischen dem BMI und der VA vereinbart und
2016 in die Wege geleitet. Seit April 2017 prasentieren Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der VA
sowie Kommissionsmitglieder in einer vierstindigen Ausbildungseinheit die Zusténdigkeiten
und Aufgaben der VA im Detail.

Auf Einladung des ehemaligen BMJ bringt sich die VA seit Frihjahr 2017 auch in das Aus- und
Weiterbildungsprogramm der Strafvollzugsakademie ein. Zahlreiche Lehrgangsteilnehmerinnen
und -teilnehmer, die derzeit die Ausbildung zur Justizwachebeamtin bzw. zum Justizwachebe-
amten absolvieren, wurden bereits Uber Aufgaben und Zustandigkeit der VA instruiert.

Menschenwirdige Pflege

Ein weiterer Schwerpunkt der VA betraf den Pflegebereich. Aus den Besuchen der Experten-
kommissionen der VA geht hervor, dass es in mehr als der Halfte der Alten- und Pflegeheime
im Nachtdienst an diplomiertem Personal fehlt. In 70 % der Falle wird den oft Uberlasteten Pfle-
gekrdften keine Supervision geboten und hdufig herrscht eine bedenkliche Medikation. Die Ur-
sache ist meist Personalmangel.

Die VA setzt sich immer wieder fir mehr Qualitdt und Kontrolle im Pflegebereich ein und emp-
fiehlt die Schaffung einheitlicher Standards, um Missstdnde in Alten- und Pflegeheimen zu ver-
meiden.

Erwachsenenschutz: Der Mensch steht im Mittelpunkt

Das neue Gesetz zum Erwachsenenschutz, das am 1. Juli 2018 in Kraft trat, schuf eine moderne
rechtliche Grundlage, die jedem internationalen Vergleich standhdlt und die Vorgaben der UN-
BRK erfillt. Die VA war neben Expertinnen und Experten, NGOs und Betroffenen von Anfang an
in den auf Inklusion ausgerichteten Gesetzgebungsprozess intensiv eingebunden. In einer vor-
bildlich partizipativen Vorbereitungsphase im BMJ wurde das neue Gesetz erarbeitet und
schlieBlich im April 2017 im Parlament einstimmig beschlossen. Das neue Erwachsenenschutz-
recht stellt Autonomie und Selbstbestimmung fir Menschen mit Beeintrdchtigungen in den Mit-
telpunkt und entspricht damit auch den Anforderungen der UN-BRK.

Pflichtversicherung fir Hochwasserschéaden

Die VA tritt seit Jahren fUr die gesetzliche EinfUhrung einer verpflichtenden Versicherung for
Hochwasserschdden - dhnlich einer KFZ-Haftpflichtversicherung — ein. Aufgrund der oster-
reichweiten Hochwasserkrisen rickte diese Thematik im Berichtszeitraum verstarkt in den Fokus
der VA. Um eine Entschddigung zu erhalten, sind Betroffene bis dato auf die Katastrophenfonds
der Bundesldnder angewiesen. Abgesehen davon, dass auf solche Entschddigungen kein
Rechtsanspruch besteht, ist die Hohe der Geldleistung fUr viele Betroffene kein vergleichbarer
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Ersatz fUr den erlittenen Schaden. Die Betrdge reichen nicht aus, um gleichwertiges Eigentum
auBerhalb der Gefahrenzone erwerben zu kénnen.

Kinderarmut: Darstellung und Wirklichkeit

Massenmedien beeinflussen durch ihre Berichterstattung und Themenwahl maBgeblich die
offentliche und politische Meinung. Die VA und die Armutskonferenz prdsentierten im Mdrz
2018 eine Studie Uber die Berichterstattung und Darstellung von sozial benachteiligten Kindern
und Jugendlichen in osterreichischen Massenmedien. Diese untersuchte, welches Bild von ar-
mutsgefdhrdeten Kindern und Jugendlichen und deren Problemen vermittelt wird. Im Fokus
standen dabei Minderjdhrige, die aufgrund von Einkommen, Herkunft, Behinderung und Kin-
deswohlgefdhrdung ausgegrenzt werden oder ausgegrenzt werden kénnten.

Das ernUchternde Fazit der Studie: Die mediale Berichterstattung Uber sozial benachteiligte
Minderjdhrige entspricht oft nicht der UN-KRK, sondern stellt Kinder und Jugendliche und ihre
Alltagsrealitdten einseitig, selektiv und verzerrt dar. Im Rahmen der Studie wurden daher zent-
rale Handlungsempfehlungen fir Medien entwickelt, die einem sensibleren und kinderrechts-
konformen Umgang mit dem Thema Kinderarmut entsprechen.

Eine von funf - Gewalt gegen Frauen und Kinder

In Kooperation mit dem Zentrum fUr Gerichtsmedizin der Medizinischen Universitdt Wien und
dem Verein Autonome Osterreichische Frauenhduser (AOF) beteiligte sich die VA 2017 und 2018
an der interdisziplindren Ringvorlesung ,Eine von funf’, um auf das verheerende Ausmal von
Gewalt an Frauen aufmerksam zu machen: Jede finfte in Osterreich lebende Frau ist kérperli-
cher und/oder sexueller Gewalt ausgesetzt.

2017 wurde im Rahmen der Ringvorlesung auch die Publikation der VA ,Eine von funf. Gewalt-
schutz fOr Frauen in allen Lebenslagen” vorgestellt. 2018 lautete der Schwerpunkt der Vorle-
sungsreihe ,Kinder/Jugendliche als (Mit-)Betroffene hduslicher Gewalt". An insgesamt sieben
Vorlesungstagen erhielten Studierende und auch Berufstdtige Einblicke in die unterschiedlichs-
ten Situationen, wie mit Gewalt in der Familie umgegangen werden sollte. Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter der VA Ubernahmen einen Themenblock der Ringvorlesung, die Auftakt- und auch
Abtakiveranstaltung fanden in der VA statt.

1.7. Offentlichkeitsarbeit

Die Kommunikation mit BUrgerinnen und BUrgern, Journalistinnen und Journalisten sowie mit
den verschiedensten Stakeholdern hat hohe Prioritdt fir die VA. Durch MaBnahmen wie eine
aktive Medienarbeit, einen umfangreichen Onlineauftritt sowie die ORF-Sendung ,Birgeran-
walt” wird die Offentlichkeit laufend Uber die Aufgaben, Tatigkeiten und Ziele der VA informiert.
Die vielseitige Offentlichkeitsarbeit spiegelte sich 2017 und 2018 auch in den Uber 6.510 Mel-
dungen osterreichischer Nachrichtenagenturen, Printmedien und Onlineausgaben sowie in
Radio und Fernsehen Uber die Arbeit der VA wider.

Personliche Gesprdche der Volksanwdltin und der Volksanwdlte mit Medienvertreterinnen und -
vertretern, Presseaussendungen, Pressekonferenzen sowie ein monatlich erscheinender
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Newsletter bilden gemeinsam mit der Website die wichtigsten Séulen der Kommunikationsar-
beit der VA.

Die Website nimmt in der Offentlichkeitsarbeit eine besonders wichtige Stellung ein. Hier finden
Userinnen und User neben aktuellen Meldungen Uber die Arbeit der VA auch Publikationen,
Prufergebnisse, Informationen zu Prufverfahren und Stellungnahmen zu Gesetzesentwirfen
sowie Berichte Uber Veranstaltungen und internationale Aktivitdten. Die Website wird von BUr-
gerinnen und BUrgern aktiv genutzt und verzeichnete im Berichtszeitraum mit 277.052 Zugriffen
eine deutliche Steigerung zu den Vorjahren. Die umfassenden Onlineinformationen ermdgli-
chen jeder Person, sdmtliche Prifberichte und relevanten Daten abzurufen und sich Gber die
Tatigkeit der VA zu informieren. Alle Dokumente werden seit Herbst 2018 auch in barrierefreier
Version veroffentlicht.

Ein weiterer wichtiger Kommunikationskanal sind die von der VA erstellten Berichte an den Na-
tionalrat, den Bundesrat und an die Landtage, in denen die VA die Ergebnisse ihrer Arbeit vor-
legt. So prdsentierte die VA im Berichtszeitraum unter anderem ihre Berichte an den Nationalrat
und an die Landtage von Wien, Kin, NO, 00, Stmk und Bgld sowie den Sonderbericht zu Kin-
dern und ihren Rechten in 6ffentlichen Einrichtungen im Rahmen von Pressekonferenzen.

Die Sendung ,BUrgeranwalt” im ORF besteht seit Janner 2002. Wochentlich verfolgen durch-
schnittlich 300.000 Haushalte die Studiodiskussionen. In der Sendung weisen die Mitglieder der
VA auf wichtige Beschwerdefdlle hin und diskutieren diese mit Behérdenvertreterinnen und -
vertretern sowie den Betroffenen. Viele alltdgliche Probleme konnten auf diesem Weg bereits
gelost werden. Jede Sendung kann nach der Ausstrahlung eine Woche lang in der ORF TVthek
abgerufen werden (http://tvthek.orf.at/profile/Buergeranwalt/1339). Mit einem Spitzenwert von
460.000 bzw. 455.000 Zuseherinnen und Zusehern in den Berichtsjahren 2017 und 2018 ist der
,BUrgeranwalt” damit weiterhin eine wichtige Plattform fur die Anliegen der VA.

VA feierte 2017 zwei Jubilden

Am 1. Juli 1977 nahm die VA ihre Arbeit auf. Seither gingen bei der VA Gber 500.000 Beschwer-
den ein, die Volksanwdilte hielten rund 9.000 Sprechtage ab und trafen dabei mehr als 71.000
Menschen zu persénlichen Gespréchen. Zum 40-jdhrigen Jubildum der VA luden Volksanwdltin
Gertrude Brinek und Volksanwdlte Ginther Krduter und Peter Fichtenbauer gemeinsam mit
Nationalratsprdsidentin Doris Bures am 30. Janner 2017 zu einer Festveranstaltung in den Sit-
zungssaal des Nationalrats im Parlament.

Des Weiteren hat die VA seit 1. Juli 2012 das verfassungsgesetzliche Mandat zum Schutz und
zur Forderung der Menschenrechte. Im Zuge ihrer fOnfidhrigen Tatigkeit wurden bereits mehr
als 2.300 Kontrollen in verschiedenen Einrichtungen durchgefihrt. Zum funfjdhrigen Bestehen
ihrer Tatigkeit als NPM lud die VA im Oktober 2017 ihre Kommissionsmitglieder zu einem Oster-
reichweiten Erfahrungsaustausch nach Wien ein. In Arbeitsgruppen reflektierten die Expertinnen
und Experten die Arbeit der letzten Jahre und besprachen mdgliche Weiterentwicklungen.

19



Leistungsbilanz

1.8. Internationale Aktivitaten

1.8.1. International Ombudsman Institute (IOl)

Seit seiner Grindung im Jahr 1978 blickt das International Ombudsman Institute (I0l) auf eine
erfolgreiche Geschichte als einziges, globales Netzwerk fir Ombudseinrichtungen zuriick. Die
Hauptaufgaben des 10l liegen in der Férderung und Entwicklung des Ombudsmankonzeptes
und der Unterstitzung und Vernetzung von Ombudseinrichtungen weltweit. 2009 Ubernahm
die VA das IOl Generalsekretariat und betreut aktuell rund 190 unabhéngige Ombudsman Insti-
tutionen in Uber 90 Landern.

Der Vorstand des 10l hdlt jahrlich eine Sitzung ab, um Projekte und inhaltliche Zielsetzungen der
Organisation zu besprechen. Bei seiner Sitzung 2017 verabschiedete der IOl Vorstand in Wien
eine Deklaration zur Unterstitzung der nationalen Ombudseinrichtung und des Ombudsman
fOr Kinder in Argentinien, die beide schon seit mehreren Jahren unbesetzt sind. Das 10l beo-
bachtet diese Entwicklung mit groBer Sorge und forderte daher in der Deklaration von Wien
eine rasche Bestellung der beiden Posten.

2018 feierte das |0l das 40-jghrige Jubildum seiner Grindung. Aus diesem Anlass wurde Prof.
Richard Carver, Dozent fir Menschenrechte an der Oxford Brooks University (UK), damit beauf-
tragt, die Geschichte des 10l niederzuschreiben und die Entwicklung der Organisation zu portrd-
tieren. Nach intensiver Recherche und persénlichen Gespréchen mit zentralen Figuren der Or-
ganisation entstand die Publikation ,A Mission to Justice — The International Ombudsman Insti-
tute 1978-2018".

Erstmals prdsentiert wurde dieses Buch im Rahmen einer Informationsveranstaltung, die das IOl
zur Feier seines 40-jdhrigen Bestehens im Hauptquartier der Vereinten Nationen in New York
abhielt. Organisiert wurde der Event mit Unterstiitzung der Permanenten Vertretung Osterreichs
bei den Vereinten Nationen in New York, Botschafter Jan Kickert und seinem exzellenten Team.
Ziel war es, die Beziehungen mit den Vereinten Nationen zu vertiefen und bei UN Menschen-
rechtsgremien Bewusstsein fir die wichtige Arbeit der Ombudseinrichtungen fir die Férderung
und den Schutz von Menschenrechten zu schaffen.

Ein Fokus des |0l liegt jedes Jahr darin, das Trainingsangebot fir Mitglieder auszubauen. Auch
2017 und 2018 konnten sowohl altbewdhrte Trainingsserien weitergefihrt, als auch neue Trai-
ningsinhalte angeboten werden.

In der afrikanischen Region wurde 2018 mit Hilfe von 10l Finanzierung ein Training zum Thema
Transparenz, Ethik und Rechenschaftspflicht als Voraussetzung fur gute 6ffentliche Verwaltung
angeboten. Innerhalb Europas wurden neue Schwerpunkithemen gesetzt. Ein Workshop in
Tallinn befasste sich mit dem Problem des Grundrechtsschutzes im digitalen Zeitalter. Ein vom
baskischen Ombudsman organisiertes Seminar behandelte die Rolle von Ombudseinrichtun-
gen bei Umweltangelegenheiten. Die nordirische Institution lud zu einem Erfahrungsaustausch
Uber Méglichkeit und Umsetzung von amtswegigen Prifverfahren.

Auf europdischer Ebene bietet das IOl in erfolgreicher Zusammenarbeit mit der Association for
the Prevention of Torture (APT) auch eine Workshopreihe fUr Nationale Prdventionsmechanis-
men (NPMs) an.
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Mit groBem Erfolg wurde 2017 ein NPM Training abgehalten, das 29 Teilnehmerinnen und Teil-
nehmer aus 21 Ldndern nach Wien brachte, um Kommunikationstechniken und -fahigkeiten zu
erlernen und zu festigen. Der Grundsatz der Schadensvermeidung (,Do no harm”-Prinzip) stand
bei diesem innovativen Konzept im Vordergrund. Kommunikationstechnik und gute Gesprdchs-
fOhrung wurden nicht an realen Patientinnen und Patienten erprobt, sondern in der Interaktion
mit ausgebildeten Schauspielerinnen und Schauspielern. In einer zweiten Trainingseinheit
konnten per Livestream mitverfolgt und in anschlieBenden Fragerunden Details mit den Kom-
missionsmitgliedern besprochen werden. Damit wurde sichergestellt, dass der Tagesablauf in
den Einrichtungen nicht durch die Anwesenheit groBerer Gruppen gestort wird.

Die vierte Ausgabe dieser Trainingsreihe des 10l fir NPM wurde von der dénischen Ombuds-
einrichtung ausgerichtet. Sie befasste sich damit, wie NPMs ihren Empfehlungen mehr Nach-
druck verleihen und ihre Umsetzung besser nachprifen kénnen. Wie in den vergangenen
Workshops dieser Reihe brachten Expertinnen und Experten des UN Ausschusses gegen Folter
(CAT), des UN-Unterausschusses zur Verhitung von Folter (SPT) und des Komitees zur Verhi-
tung von Folter des Europarats (CPT) ihr umfangreiches Wissen in die Diskussion mit den Teil-
nehmerinnen und Teilnehmern ein. Volksanwalt Krduter eréffnete in seiner Funktion als Gene-
ralsekretdr diese Veranstaltung, an der auch eine Expertin und ein Experte der VA teilnahmen

Zur Intensivierung des Austausches mit Partnerorganisationen unterzeichnete das |0l im Be-
richtszeitraum Kooperationsabkommen mit der Vereinigung kanadischer Ombudseinrichtun-
gen (Forum of Canadian Ombudsman, FCO), mit der Caribbean Ombudsman Association
(CAROA), mit dem Buro der OSZE fUr demokratische Institutionen und Menschenrechte (OSCE
Office for Democratic Institutions and Human Rights, ODIHR), mit der in Genf angesiedelten
Association for the Prevention of Torture (APT) und dem Verband der Ombudseinrichtungen des
Mittelmeerraums (Association of Mediterranean Ombudsman, AOM).

1.8.2. Internationale Zusammenarbeit

Nationaler Prdaventionsmechanismus

Als Nationaler Praventionsmechanismus (NPM) ist die VA gemeinsam mit den von ihr eingerich-
teten Kommissionen stets an einem intensiven Erfahrungsaustausch und der Kooperation mit
anderen NPMs inferessiert. Ndhere Details zur internationalen Zusammenarbeit des osterrei-
chischen NPMs finden sich im zweiten Band dieses Berichts, der sich mit der préventiven Tatig-
keit der VA als NPM befasst.

Vereinte Nationen

Als Nationale Menschenrechtsinstitution nimmt die VA am jdhrlichen Treffen nationaler Men-
schenrechtsinstitutionen (NHRIs) teil. Die Global Alliance of NHRIs (GANHRI) vertritt die Inferessen
von Nationalen Menschenrechtsinstitutionen (NHRIs) im UN-Menschenrechtsrat und anderen
UN-Menschenrechtsausschissen. Die Generalversammlung bringt jdhrlich Gber 100 Men-
schenrechtsinstitutionen nach Genf.

2017 widmete sich das Treffen vor allem der Rolle von NHRIs bei der Frihwarnung, Konfliktpra-
vention sowie dem Wiederaufbau von friedlichen Gesellschaften. Zielsetzung der Tagung wa-
ren Beitrdge zum Schutz von Verteidigern der Menschenrechte und die Gewdhrleistung der
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Unabhdngigkeit von NHRIs. 2018 nahm Volksanwalt Kréuter im Rahmen des jghrlichen Treffens
auch an einer Parallelveranstaltung teil, die von der Association for the Prevention of Torture
(APT) organisiert wurde. Der Schwerpunkt lag dabei auf NHRIs, die auch ein Mandat als NPM
ausUben. In seinem Beitrag informierte Volksanwalt Krduter die Anwesenden unter anderem
Uber die NPM Trainingsreihe des I0I.

Als Nationale Menschenrechtsinstitution, aber auch in ihrer Funktion als Sitz des |0l Generalsek-
retariats, pflegt die VA einen engen Kontakt mit dem Europdischen NHRI-Netzwerk (ENNHRI).

Am Rande der dghrlichen ENNHRI Generalversammlung im November 2017 in Brissel fand
diesmal eine Stakeholder Konferenz zum Thema ,Altere Menschen in Langzeitpflege” statt.
Diskutiert wurde ein Menschenrechtsansatz in der Langzeitpflege von dlteren Menschen, insbe-
sondere in Bezug auf ein selbstbestimmtes Altern in Wirde und die Mdglichkeiten, diese Form
der Pflege zu kontrollieren und zu beaufsichtigen.

Die ENNHRI Generalversammlung und Jahreskonferenz 2018 wurde vom griechischen Om-
budsman in Athen ausgerichtet und stand unter dem Motto ,Ombudseinrichtungen in Gefahr”.
Der Schwerpunkt der Konferenz lag in der Unterstitzung von Ombudseinrichtungen, die unter
erschwerten Umstdnden operieren und von Ombudsleuten, die in ihrer Tatigkeit sogar mit Dro-
hungen gegen die eigene Person konfrontiert sind.

Die irische Menschenrechtskommissarin, Emily Logan, wurde in der Generalversammlung zur
neuen ENNRHI Vorsitzenden gewdhlt. Sie 16st ab 2019 die kroatische Ombudsfrau Lora Vidovi¢
ab.

Alle drei Jahre veranstaltet GANHRI eine internationale Konferenz. Diese fand 2018 in Marra-
kesch statt und wurde von der marokkanischen NHRI ausgerichtet. Die Konferenz feierte das
70-jahrige Jubildum der Allgemeinen Erkldrung der Menschenrechte, sowie das 25-jdhrige
Jubildum der Paris Principles und der Grindung von GANHRI. Mehr als 260 Vertreterinnen und
Vertreter von NHRIs aus aller Welt — darunter auch eine Expertin der VA — diskutierten unter
anderem Uber die Rolle von NHRIs bei der Erweiterung des birgerlichen Raums und ihre Be-
deutung beim Schutz und bei der Férderung von Menschenrechten, speziell den Rechten von
Frauen. Die Teilnehmenden verabschiedeten eine weitreichende Erkldrung zum Schutz von
Menschenrechtsverteidigern.

Im September 2018 behandelte der UN-Ausschuss fiUr die Rechte von Menschen mit Behinde-
rung (CRPD) den Landerbericht Osterreichs zur Umsetzung der UN-BRK. Als Nationale Men-
schenrechtsorganisation wurde die VA eingeladen, sich zum Lénderbericht Osterreichs zu du-
Bern, und nutzte diese Gelegenheit, um zur Umsetzung der UN-BRK Stellung zu nehmen. In
seinem Statement vor dem UN-Ausschuss fUr die Rechte von Menschen mit Behinderungen in
Genf forderte Volksanwalt Kréuter verstdrkte Anstrengungen, um eine Gleichstellung zu garan-
tieren, da Menschen mit Behinderung in Osterreich in fast allen Bereichen des gesellschaftli-
chen Lebens (Wohnen, Arbeit, Gesundheit, Bildung, Altersvorsorge etc.) nach wie vor benachtei-
ligt werden.

OSZE

Die VA beteiligt sich stets aktiv am OSZE Dialog zu Herausforderungen und Weiterentwick-
lungsméglichkeiten der nationalen Menschenrechtsinstitutionen. Dies umso mehr, als Oster-
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reich mit 1. Janner 2017 fur ein Jahr den Vorsitz der Organisation fUr Sicherheit und Zusammen-
arbeit in Europa Ubernahm.

Als Vorsitzland stellte sich Osterreich einer freiwilligen Selbstevaluierung in der Frage, inwieweit
die Verpflichtungen der OSZE im Bereich Menschenrechte und Demokratie umgesetzt werden.
Durchgefuhrt wurde diese Evaluierung vom Europdischen Trainings- und Forschungszentrum
for Menschenrechte und Demokratie Graz (ETZ Graz). Als Nationale Menschenrechtsinstitution
wurde die VA mit der Einbindung der Zivilgesellschaft in den Selbstevaluierungsprozess betraut.
Durch die traditionell gute Zusammenarbeit mit der Zivilgesellschaft — insbesondere im Rahmen
des Menschenrechtsbeirats und des jdhrlichen NGO-Forums - konnte die VA das ETZ Graz
maBgeblich unterstitzen und eine Plattform schaffen, Uber die sich zivilgesellschaftliche und
Non-Profit-Organisationen mit inhaltlichen BeitrGgen in den Evaluierungsprozess einbringen
konnten.

Nach einer Vorstellung der Zwischenergebnisse in Warschau anldsslich des Human Dimension
Treffens wurde der Bericht offiziell bei der OSZE Parallelkonferenz der Zivilgesellschaft am 5.
Dezember 2017 in Wien prdsentiert.

Im Juni 2017 nahm Volksanwadltin Gertrude Brinek an der zweiten OSZE Konferenz zur Ge-
schlechtergleichstellung teil. AuBerdem besuchte ein Experte der VA eine OSZE Konferenz zum
Thema Kinderrechte, die im Oktober 2017 in Warschau abgehalten wurde.

Europdische Union und Europdisches Verbindungsnetzwerk

Volksanwalt Krduter nahm im Berichtszeitraum wieder an den jdhrlichen Konferenzen des Ver-
bindungsnetzwerks der Europdischen Birgerbeauftragten teil. In Brissel trafen nationale und
regionale Ombudsleute aus ganz Europa sowie Abgeordnete und EU-Beamte zusammen.
Kernthemen waren 2017 der Brexit sowie die Offnung von Staat und Verwaltung, 2018 waren
folgende Themen zentral: die Zukunft Europas, aktuelle und zukinftige Herausforderungen fir
Ombudseinrichtungen und die grenzibergreifende Hilfe fir EU-BUrgerinnen und BUrger.

Die Agentur der Europdischen Union fir Grundrechte (FRA) feierte 2017 ihr zehnjdhriges Beste-
hen. Neben Bundesprdsident Alexander Van der Bellen, EU-Kommissarin fur Justiz Vera Jouro-
va und FRA Direktor Michael OFlaherty nahm auch Volksanwalt Krduter an der Veranstaltung
teil. Den Schwerpunkt legt die FRA in den kommenden Jahren auf aktuell zentrale Konfliktberei-
che fir Menschenrechte, speziell auf die Themenfelder Migration und Asyl, sowie die Heraus-
forderungen im Bereich Schutz der Privatsphdre und Uberwachung.

Expertinnen und Experten aus Deutschland, Luxemburg, der Schweiz und Osterreich trafen ei-
nander 2017 zur 9. Europdischen Konferenz zur Gesundheitsférderung in Haft. Zur Auftakiver-
anstaltung in der VA diskutierte Volksanwdltin Brinek mit Expertinnen und Experten aus Wissen-
schaft und Praxis die medizinischen Herausforderungen, die das Leben und die Arbeit in Ge-
fangnissen betreffen. Rechtsfragen rund um den Umgang mit Pflegeproblemen, Suchterkran-
kungen und Drogenkonsum in Haft standen dabei im Mittelpunki.

Im Rahmen der EU Ratsprdsidentschaft lud Osterreich 2018 zu einer Expertenkonferenz zu Ro-
ma-Feindlichkeit und Diskriminierung. Basierend auf einer Untersuchung der EU Grund-
rechteagentur (FRA) wurden die wichtigsten strukturellen Faktoren besprochen, die fir diese
Diskriminierung verantwortlich sind und wurden Mdglichkeiten diskutiert, um diesem Antiziga-
nismus entgegenzuwirken und Inklusion zu fordern.
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Wie kénnen die VA und der Rechnungshof das Leben der Birgerinnen und Birger verbessern?
Dieser Frage widmete sich ein EU-Symposium, das die VA gemeinsam mit dem Rechnungshof
ebenfalls im Rahmen des EU Ratsvorsitzes in Wien veranstaltete und bei dem Teilnehmerinnen
und Teilnehmer aus 28 EU-Landern vertreten waren. Gerade in Zeiten, die von sozialem Wan-
del, Migrationsbewegungen und rasanten technischen Entwicklungen geprdgt sind, braucht es
leistungsfdhige Institutionen, auf die sich die Bevdlkerung verlassen kann. Ombudseinrichtun-
gen und Rechnungshdfe nehmen als Kontrollinstitutionen der o6ffentlichen Verwaltung diese
Schlusselpositionen ein, um das ,Recht auf gute Verwaltung” zu gewdhrleisten, wie Volksan-
waltin Brinek betonte.

Sonstige Veranstaltungen und bilaterale Kontakte

Volksanwalt Kréuter gratulierte 2017 dem polnischen Ombudsman Adam Bodnar in Warschau
zum 30. Jubildum seiner Einrichtung. Ombudsman Bodnar nutzte das JubilGum seiner Instituti-
on zur Veranstaltung des ersten nationalen Menschenrechtskongresses. Der Institution des
polnischen Ombudsman wird von offentlichen Reprdsentanten mit MittelkUrzungen gedroht,
einzelne Akteure fordern sogar die Abberufung des engagierten und erfolgreichen Amtstra-
gers.

Als Festredner nahm Volksanwalt und 10l Generalsekretdr Krduter 2017 auch an einer Konfe-
renz zum Thema Evolution und Herausforderung fUr Nationale Menschenrechtsinstitutionen”
teil, die im Rahmen des 20-jdhrigen Jubildums der georgischen Ombudsman Einrichtung ver-
anstaltet wurde. Menschenrechte, Terrorismusbekdmpfung, Meinungsfreiheit und Zusammen-
leben - eine internationale Konferenz in Zagreb widmete sich diesen Themen zum Anlass des
25. Geburtstags der kroatischen Ombudseinrichtung. Volksanwdltin Gertrude Brinek und Volks-
anwalt GUnther Krduter gratulierten ihrer kroatischen Amtskollegin Lora Vidovié.

Auf Einladung der Ombudsfrau der Republik Tschechien, Anna Sabatova, trafen 2017 Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter der VA Kolleginnen und Kollegen der tschechischen Ombudseinrich-
tung zu einem Arbeitsgesprdch in Mikulov. Thema dieses Erfahrungsaustausches war die Prob-
lematik der Umsetzung EU-rechtlicher Bestimmungen bei grenziberschreitenden Familienleis-
tungen. 2018 lud Volksanwalt Krduter seine Amtskollegin Anna Sabatova zu einem Folgetreffen
nach Wien ein. Ombudsfrau Sabatova und Volksanwalt Krduter kamen Uberein, die gewonne-
nen Einsichten Uber die unterschiedliche Herangehensweise in den einzelnen EU-
Mitgliedstaaten beim jdhrlichen Netzwerkireffen der europdischen Burgerbeauftragten in Bris-
sel zu thematisieren. Dabei soll auch auf die teils widersprichlichen Empfehlungen der EU-
Kommission aufmerksam gemacht werden.

Volksanwalt Krduter empfing im Jdnner 2018 eine Delegation der slowakischen Kindervolksan-
wdltin zu einem Erfahrungsaustausch in Wien, an dem auch die Kinder- und Jugendanwadltin
(KIJA) der Steiermark teilnahm. Die slowakische Delegation zeigte sich an einem regelmdBigen
Erfahrungsaustausch mit der VA und den KIJAs in Osterreich sehr interessiert.

Im Rahmen der 2018 stattgefundenen Tagung der Vorsitzenden der Petitionsausschisse und
der Birgerbeauftragten Deutschlands referierte Volksanwalt Krduter Ober das 10l Erstmals
nahmen auch Bundesrat Peter Samt, Vorsitzender des Ausschusses fUr BUrgerinnenrechte und
Petitionen im Bundesrat, Maria Luise Berger, Landesvolksanwdltin von Tirol, Josef Siegele, Ge-
neralsekretdr des Europdischen Ombudsman-Instituts (EOI) und die Volksanwdltin von Sidtirol,
Gabriele Morandell, an diesem Treffen teil.
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Zur Feier des 20-jdhrigen Bestehens der Ombudseinrichtung von Moldawien nahm Volksan-
walt Krduter 2018 an einer internationalen Konferenz zum Thema ,Evolution und Rolle von nati-
onalen Menschenrechtsinstitutionen in einer modernen Gesellschaft” teil. In seiner Funktion als
IOl Generalsekretdr sprach Dr. Krduter Uber das 10l und seine Tatigkeit zur Stérkung von Om-
budseinrichtungen weliweit.

Die Volksanwadltin und Volksanwdlte empfingen im Berichtszeitraum internationale Delegatio-
nen zu bilateralen Gesprdchen und zum Erfahrungsaustausch in Wien, so zum Beispiel eine 15-
kopfige Delegation der Ombudsman Institutionen der sUdkoreanischen Gangwon Provinz und
eine Delegation des sUdkoreanischen Justizministeriums, eine Studentengruppe der juristischen
Fakultat der Sorbonne Universitdt aus Paris, den australischen General-Inspektor in Steueran-
gelegenheiten oder eine Delegation der tirkischen Ombudsman Einrichtung, die zu einem
zweitdgigen Arbeitsbesuch nach Wien kam.

Die Leiterin des Menschenrechtsausschusses des georgischen Parlaments und die Vorsitzende
der osterreichisch-georgischen parlamentarischen Freundschaftsgruppe besuchten 2018 die
VA. Im Mdérz 2018 empfingen die Volksanwdlte Herrn Duk-Jin Kim, Ombudsman der sidkorea-
nischen Provinz Gyeonggi, der von einer 18-kdpfigen Delegation begleitet wurde. Eine Delegati-
on der Society for Human Rights Studies aus China nutzte einen Wien-Aufenthalt zu einem Er-
fahrungsaustausch mit der VA. Die VA empfing 2018 auch eine albanische Delegation der Anti-
Diskriminierungskommission, des Ministeriums fir Gesundheit und Soziales und der Ombuds-
einrichtung.
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2. Priiftatigkeit
2.1. Gemeinderecht

2.1.1 Larmbeldstigung durch Veranstaltungen - Stadt Linz

Ein Bewohner der Linzer Altstadt wandte sich an die VA, weil er sich durch den Larm verschie-
dener Veranstaltungen stark beeintréchtigt fUhlte.

Die Magistratsdirektion der Stadt Linz zeigte sich im Zuge des Prifverfahrens bereit, ihre Ver-
waltungspraxis zu dndern und kinftig auch bei Veranstaltungen mit unverstarkter Musik kon-
krete Larmschutzauflagen vorzuschreiben.

Die VA regte bei der Behérde an, Anrainerinnen und Anrainern kinftig die mit Bescheid festge-
legte héchstzuldssige Dezibel-Zahl auf Nachfrage weiterzugeben. Gleichzeitig moge eine Not-
fallnummer bekannt gegeben werden, unter der eine vermutete Uberschreitung der héchstzu-
ldssigen Larmbelastung gemeldet werden konne.

In einer ergdnzenden Stellungnahme rdumte die Magistratsdirektion der Stadt Linz ein, dass
das 00. Auskunftspflicht-, Datenschutz- und Informationsweiterverwendungsgesetz der Weiter-
gabe von Larmschutzauflagen im Sinne einer Bekanntgabe der hochstzuldssigen Dezibel-Zahl
an Auskunftswerber im Einzelfall grundsdtzlich nicht entgegenstehe. Die Magistratsdirektion
werde der diesbeziglichen Anregung der VA dennoch nicht folgen, weil allféllige Uberschrei-
tungen des hochstzuldssigen Dezibel-Wertes nicht allein mit dem Gehor schatzbar und daher
fOr Laien nicht messbar seien.

Im Hinblick auf die vorgeschlagene Einrichtung einer Notfallnummer wies die Magistratsdirekti-
on auf die ohnehin bestehende Méglichkeit zur Kontaktaufnahme mit der Polizei hin.

Die VA stellt es dem oberosterreichischen Landesgesetzgeber anheim, Anrainerinnen und An-
rainer im Veranstaltungsverfahren kinftig mit mehr Rechten auszustatten.

Einzelfall: VA-00-G/0023-8/1/2017

2.1.2. Rasenmdharbeiten auf einem benachbarten Golfplatz -
Gemeinde Pfarrkirchen bei Bad Hall

Ein Anrainer einer als Golfplatz genutzten Sportanlage beklagte die seit Jahren vom Golfplatz
ausgehenden Ldrmbeldstigungen. So seien Mdharbeiten an Sonntagen um 6.00 Uhr in der
FrOh durchgefihrt worden. Zwar stehe seit Juni 2015 eine Larmschutzverordnung in Kraft. Diese
gelte jedoch nicht fir den Golfplatz.

Die Gemeinde legte die ortliche Larmschutzverordnung vor. Bei deren Prifung stellte die VA
fest, dass diese den gesamten Bereich des Golfplatzes ausnahm. Hingegen waren sdmtliche
bebauten, wenn auch entlegenen Grundsticke der Gemeinde vom ortlichen Geltungsbereich
umfasst.

Die VA teilte der Gemeinde mit, dass eine Festlegung von Verbotszeiten fur das gesamte Ge-
meindegebiet dem Zweck einer Ladrmschutzverordnung nach § 4 Abs. 1 OO Polizeistrafgesetz
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widerspreche. SchlieBlich gelte es nicht jeglichen Larm, sondern nur den das Gemeinschaftsle-
ben stérenden Larm abzuwehren. Abgelegene Grundsticke seien sohin nicht von der Larm-
schutzverordnung zu erfassen, wenn von ihnen zu keiner Zeit eine Stérung ausgehe.

Demgegenuber greife die pauschale Ausnahme der gesamten Golfanlage von der Larm-
schutzverordnung zu weit, wirden doch durch das Rasenmdhen die Bewohnerinnen und Be-
wohner der benachbarten Grundsticke beeintréchtigt.

Die Verordnung erwies sich sohin als rechtswidrig, weil sie sachwidrig einen Emittenten aus-
nahm und einer Mehrzahl an EigentUmern Beschrdnkungen auferlegte, die unnétig waren.

Dem Gemeinderat war daher zu empfehlen, die in Geltung stehende Verordnung aufzuheben,
vor Erlassen einer neuen Verordnung ein Ermittlungsverfahren durchzufUhren und zu erheben,
von welchen GrundstUcken stérender Larm ausgehen kénne.

Dieser Anregung kam die Gemeinde Pfarrkirchen bei Bad Hall nach. Sie erhob den Kreis der
Emittenten und legte dann auf Basis eines erstellten Larmschutzkonzeptes (Larmschutzrichtli-
nien, Sachverstdndigengutachten) den ortlichen Anwendungsbereich der neuen Verordnung
fest. Im Sinne einer Interessenabwdgung wird dem Betreiber des Golfplatzes nunmehr gestat-
tet, an maximal funf Veranstaltungstagen im Jahr ausnahmsweise in den frihen Morgenstun-
den Mdaharbeiten durchzufihren, wobei Greens im Nahbereich von Wohnobijekten (80m) nicht
vor 7.30 Uhr gemdht werden dirfen.

Vor Beschlussfassung des Gemeinderates wurde zudem das Einvernehmen zwischen dem
Betreiber des Golfplatzes und dem betroffenen Anrainer hergestellt, was von der VA ausdrick-
lich begriBt wird.

Einzelfall: VA-O0-G/0021-B/1/2015

2.1.3. Bissverletzung durch einen Hund des stddtischen Tierheims -
Stadt Wels

Eine Pensionistin aus Wels wandte sich an die VA und berichtete, dass sie Uber mehrere Jahre
Hunde des stddtischen Tierheims ehrenamtlich ausgefUhrt habe. Als sie bei einem Spazier-
gang bei einem Hund das gelockerte Brustgeschirr wieder habe befestigen wollen, habe ihr
dieser schwere Bissverletzungen im Gesicht sowie am linken Arm zugefugt. Dies habe einen
viertdgigen Krankenhausaufenthalt zur Folge gehabt. Die Gemeinde als Betreiber des Tierheims
sowie deren Versicherung hatten die Haftung mangels Verschuldens abgelehnt.

Die VA wies die Gemeinde auf § 3 Abs. 1b des OO Hundehaltegesetz 2002 hin. Demnach hat
der Halter eines Hundes eine Hundehaftpflichtversicherung Gber eine Mindestdeckungssumme
von 725.000 Euro abzuschlieBen. Damit soll sichergestellt werden, dass die durch den Hund
verursachten Personen- und Sachschdden von Dritten gedeckt werden. Auf ein allfdlliges Ver-
schulden des Versicherungsnehmers kommt es demnach nicht an. Der Umstand, dass die
Gemeinde nicht dafir Sorge getragen hat, dass der Frau entsprechend der eindeutigen Rechts-
lage ein angemessener Schadensbetrag zuerkannt wurde, stellte fir die VA einen Missstand in
der Verwaltung der Stadt Wels dar.
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Im Hinblick auf die obligatorische Hundehaftpflichtversicherung forderte die VA die Gemeinde
auf, der Geschdadigten Schadenersatz zu leisten. Die Versicherung wurde ersucht, den Scha-
densfall erneut zu prifen.

Nach Einschreiten der VA zahlte die Versicherung der Pensionistin einen angemessenen au-
Bergerichtlichen Vergleichsbetrag.

Einzelfall: VA-O0-G/0016-B/1/2017
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2.2. Gesundheit

2.2.1. Nierentransplantation for Asylwerberin

Eine Asylwerberin litt an einer dialysepflichtigen Niereninsuffizienz und musste aufgrund ihres
schlechten Zustands stationdr behandelt werden. Das Ordensklinikum Linz teilte ihr mit, dass
eine Nierentransplantation notwendig sei. Gleichzeitig verweigerte man ihr die Anmeldung zur
Nierentransplantation bzw. die Aufnahme auf die Transplantationsliste, weil eine Nierentrans-
plantation eine jahrelange medizinische Nachsorge erforderlich mache. Ihr zukUnftiger Aufent-
haltsstatus als Asylwerberin in Osterreich sei aber bis zum Abschluss des Asylverfahrens nicht
geklart.

Die VA wies das Land Oberosterreich bzw. das Ordensklinikum darauf hin, dass der Zugang zu
Wartelisten jenen Personen gewdhrt werden muisse, die in Osterreich den Mittelpunkt ihrer
Lebensinteressen haben und Uber einen Versicherungsschutz verfigen. Da die Asylwerberin
seit September 2015 in Osterreich lebte und einen Asylantrag gestellt hatte, musste davon aus-
gegangen werden, dass ihr Lebensmittelpunkt in Osterreich ist.

Aus medizinischer Sicht erfUllte sie simtliche Voraussetzungen fir die Aufnahme auf die Warte-
liste, weshalb sie in die Liste hdtte eingetragen werden missen.

Zum nicht abgeschlossenen Asylverfahren hielt die VA fest, dass der Aufenthaltsstatus in jedem
Einzelfall anhand verschiedener Aspekte beurteilt werden misse. So kdnnten beispielsweise
derzeit selbst im Fall eines negativen Asylbescheids keine Abschiebungen nach Somalia durch-
gefUhrt werden. Umgekehrt sind positive Asylbescheide nur auf drei Jahre begrenzt. Das be-
deutet, dass auch im Fall eines positiven Abschlusses eines Asylverfahrens die betroffene Per-
son unter Umstéinden Monate oder Jahre spdter Osterreich wieder verlassen muss.

Die Beurteilung des Aufenthaltsstatus auf Basis des Asylverfahrens sei deshalb fir die verant-
wortlichen Arzte nicht moglich und falle auch nicht in ihre Kompetenz.

Uberdies wies die VA noch daraufhin, dass die Wartezeiten fir Nierentransplantationen mehre-
re Jahre betragen. Auch aus diesem Grund wdren eine moglichst frihe Aufnahme und die
damit verbundene Minderung der bestehenden Lebensgefahr unbedingt geboten gewesen.

VA-OO-GES/0009-A/1/2017; Ges-2017-176229/5-ReM
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2.3. Gewerbe- und Energiewesen

2.3.1. KoérperschallObertragung von Betriebsanlage — BH Linz-Land

Ende 2012 wandte sich eine Familie erstmals mit einer Beschwerde Gber eine gewerbebehdrd-
liche SGumigkeit der BH Linz-Land an die VA. Das benachbarte Maschinenbauunternehmen sei
ursdchlich fur Beldstigungen in ihrem Haus. Es komme vermutlich durch eine neue und von der
BH bereits mit Bescheid vom Juni 2012 genehmigte Frdsmaschine zu einem starken Drohnen.

Ein innerhalb der offenen Rechtsmittelfrist erstelltes Gutachten des larmtechnischen Amtssach-
verstdndigen (ASV) ergab, dass die Beldstigungen zweifelsfrei durch KérperschallGbertragun-
gen verursacht werden. Insbesondere bei Verwendung eines bestimmten Messerkopfes wir-
den Uber die Maschinenaufstellpunkte Emissionen ins Fundament eingeleitet, Uber den Unter-
grund bis ins Wohnhaus der Familie Ubertragen und dort schlieBlich abgestrahlt. Gestitzt auf
dieses Gutachten brachte die Familie noch rechtzeitig Rechtsmittel gegen den Betriebsanlagen-
bescheid der BH ein.

Die UVS-Entscheidung vom Februar 2013 beinhaltete ergénzende Auflagen zur schwingungs-
geddmpften Aufstellung der Maschine sowie zur anschlieBenden Abnahmemessung und Vor-
lage des Messberichtes. FUr dltere, schon friher genehmigte und ebenfalls nicht schwingungs-
isoliert aufgestellte Frédsmaschinen untersuchte darauthin die BH, ob auch diese fur die Beein-
trachtigungen ursdchlich sind.

Im Mdérz 2013 schrieb die BH auch fir diese Maschinen eine gleiche zusdtzliche Auflage zum
Nachbarschaftsschutz vor. Unabhdngig vom durchgefihrten Genehmigungsverfahren prifte
die BH aber auch die bauliche Ausfihrung des Hallenbodens als mdégliche Ursache der Kor-
perschallibertragung. Dabei stellte sich heraus, dass bauliche Verbindungen zwischen dem
Bodenbelag und den Mauern bzw. Sdulen der Halle bestanden. Der Betreiber sagte die Entfer-
nung der Ubersténde bzw. Verbindungen zu den Hallenwdnden zu.

Die behdrdlich vorgeschriebene schallentkoppelte Maschinenaufstellung sowie die betrieblich
zugesagte bauliche MaBnahme beim Hallenboden lieBen eine Problemlésung erwarten.

Ende 2013 wandte sich die Familie erneut an die VA. Die Situation habe sich nicht gebessert.

Die BH Linz-Land berichtete von den geplanten und teilweise — in Abstimmung mit dem ASV -
schon umgesetzten Schritten. Bereits im Juli 2013 seien im Betrieb Emissionsmessungen erfolgt,
die dem ASV als Grundlage zur Berechnung der Dimensionierung der schallentkoppelten Auf-
stellung der Frésmaschinen gedient hétten. Beim Hallenboden seien die Uberstdnde bzw. Ver-
bindungen in der Zwischenzeit beseitigt, doch diese MaBnahmen allein hétten das Problem
nicht 16sen konnen. Fehler bei der Fundamentierung und Schallisolierung des Hallenbodens
konnten ohne tiefgreifende Eingriffe in die Bausubstanz nicht mehr beseitigt werden.

Der Betreiber habe daraufhin die Umsetzung der im Februar 2012 und Mdrz 2013 aufgetrage-
nen Schallentkoppelung bis Janner 2014 zugesagt. Zusatzliche Erkenntnisse erwartete man sich
aus einem Versuchsbetrieb, den die BH fur eine weitere Frdsmaschinen im Mai 2013 genehmigt
hatte.

Die VA ging auf Grund der fUr Janner 2014 zugesagten EntkoppelungsmaBnahmen erneut von
der Behebung des Beschwerdegrundes aus und schloss das Prufverfahren ab.
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Im Sommer 2014 schilderte die Familie erneut unverdnderte BelGstigungen. Die BH berichtete,
dass der Betreiber die Abnahmemessungen (erst) im Oktober 2014 vorlegte. Zuvor habe er
versucht, schwingungsgeddmpfte Aufstellungsvarianten verschiedener Hersteller fir die Ma-
schinen zu finden. Die getesteten, am Markt angebotenen Modelle hdtten sich als ungeeignet
erwiesen, weil die Maschinenaufstellung dadurch instabil geworden sei und eine prézise Werk-
stickbearbeitung nicht mehr erlaubt hatte. Das Unternehmen habe daher eine Eigenkonstruk-
tion fUr schwingungsgedampfte Aufstellungen entwickelt und diese in dem fUr eine zusdizliche
Frasmaschine genehmigten Versuchsbetrieb messen lassen. Diese baugleichen Ddmpfungen
seien an beiden Frasmaschinen in Umsetzung der gewerbebehérdlichen Auflagen vom Febru-
ar 2012 und Mdrz 2013 angebracht worden.

Eine im November 2014 im Haus der Familie anschlieBend geplante Larmmessung kam nicht
zustande, weil diese ihre Zustimmung vom sicheren Auftreten der Beldstigungen zum Mess-
zeitpunkt abhdngig machte.

Im Herbst 2017 wandte sich die Familie erneut an die VA. Das ,Dréhnen im tiefen Frequenzbe-
reich” sei im Haus unverdndert wahrnehmbar. Schon im Mérz habe die BH eine Langzeitmes-
sung in ihrem Haus zugesagt, doch sei diese bisher nicht erfolgt.

Die BH berichtete von mehrfach vorgenommenen Schwingungsmessungen im Betrieb. Die
Auswirkungen der betrieblichen MaBnahmen auf die Nachbarschaft hétten nach den Regeln
der Akustik nur berechnet werden kénnen. Seit 2012 habe die Familie keine Messung in ihrem
Haus mehr gestattet. Im Ubrigen seien in der Zeit von April 2015 bis Mérz 2017 (nur) vier Be-
schwerden der Familie bekannt geworden.

In der Kommunikation zwischen der BH und der Familie war es aus Sicht der VA zu Problemen
oder Missverstdndnissen gekommen. Nach Angaben der Betroffenen habe die BH schon im
Mdérz 2017 Immissionsmessungen zugesagt, aber nicht vorgenommen. Nach Mitteilung der BH
habe die Familie einen im Mdrz konkret angebotenen Messtermin wegen eines Krankheitsfal-
les abgesagt und sich dann sechs Monate nicht mehr gemeldet. Im September sei mit den
Betroffenen vereinbart worden, dass sie sich nach der urlaubsbedingten Abwesenheit des ASV
bei Auftreten der stérenden Beeintréichtigungen sofort melden. Weder mit der Behorde noch
mit dem ASV sei eine Kontaktnahme erfolgt.

Nach dem neuerlichen Einschreiten der VA erfolgte schlieBlich Anfang 2018 die Aufstellung ei-
nes Messgerdtes im Haus der Familie mit deren Zustimmung.

Mit diesem Einzelfall mochte die VA verschiedene Problemstellungen aufzeigen: Zum einen
erweist sich sowohl die Erhebung der Ursache als auch das Beheben von Koérperschallibertra-
gungen bei Vorhandensein mehrerer maschineller Einrichtungen immer als schwierig und zeit-
aufwdandig. Auf der anderen Seite stehen die unzweifelhaft beeintrdchtigenden Auswirkungen
auf die Nachbarschaft.

Kritisch sieht die VA die Genehmigung der BH Linz-Land vom Juni 2012 insofern, als zu den
schon vorher bekannten Beschwerden der Familie konkrete Ermittlungen im anhdngigen Ver-
fahren unterblieben waren. Mdgliche Beeintrdchtigungen durch Korperschall hatte die BH be-
reits vor Erlassung des Genehmigungsbescheides und nicht erst innerhalb der offenen Beru-
fungsfrist von einem ASV feststellen lassen missen.

Die Tatsache, dass nur eine Familie in ihrem Haus und nicht auch andere Nachbarhduser da-
von betroffen sein konnen, ist den physikalischen Gegebenheiten geschuldet. Soweit der Hin-
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weis der BH darauf abzielen sollte, Beschwerden deswegen sachlich in Frage zu stellen, weil
sie nur in einem von mehreren Nachbarhdusern auftraten, geht er nach Auffassung der VA
daher vollig ins Leere.

Einzelfall: VA-BD-WA/0146-C/1/2012, VA-BD-WA/0059-C/1/2013, VA-BD-WA/0089-C/1/2014,
VA-BD-WA/0118-C/1/2017, BH Linz-Land BHLLAL-2013-235286/34-Wg

2.3.2.  Ldrmbeldastigung durch Betriebsanlage — BH Ried im Innkreis

Die Nachbarin eines Holzbauunternehmens wandte sich im Juli 2017 mit dem Vorwurf einer
gewerbebehordlichen Sdumigkeit der BH Ried im Innkreis an die VA. Seit Jahren sei sie durch
den erweiterten Betrieb Gesundheitsgefdhrdungen ausgesetzt. Beeintréchtigungen entstinden
durch das Zu- und Abfahren von KFZ, durch laute Ladetdtigkeiten bzw. durch laute (Schlosser-
)Arbeiten bei offenen Hallentoren und bzw. oder im Freien. Die BH habe trotz ihrer wiederholten
Beschwerden nichts gegen die Beeintrdchtigungen unternommen. Das LVWG OO habe im Sep-
tember 2016 den Betriebsanlagenbescheid der BH vom April 2016 behoben, weil die BH das
Verfahren nicht korrekt durchgefihrt habe. Seit zehn Monaten sei das Anderungsverfahren
wieder bei der BH anhdngig.

Beide Vorwirfe erhob die Anrainerin nach Auffassung der VA zu Recht. Die BH hatte zwar seit
Februar 2015 16 Verwaltungsstrafen rechtskrdftig verhdngt, aber keine wirksamen (Zwangs-
JMaBnahmen gegen die Beeintrdchtigungen durch den konsenslos erweiterten Betrieb ergrif-
fen. Die Erhebungen der VA bestdtigten, dass die BH das im ersten Rechtsgang abgeschlosse-
ne Verfahren nicht sorgfdltig durchgefihrt hatte.

So war dem schalltechnischen Projekt unrichtigerweise eine hohere Anzahl von betrieblichen
Zu- und Abfahrten zu Grunde gelegt als im friheren Betriebsanlagenbescheid aus 2007 ge-
nehmigt. Der BH war das nicht aufgefallen. Unbericksichtigt blieben im Ermittlungsverfahren
daher die aus der erhohten Anzahl von Zu- und Ablieferfahrten resultierenden langeren Mani-
pulationszeiten mit Staplern. Auch hatte die BH Ermittlungen zur Kldrung von Beeintrdchtigun-
gen der Sicherheit, Leichtigkeit und Flissigkeit des StraBenverkehrs unterlassen. Im behobenen
Betriebsanlagenbescheid fanden sich auch keine Angaben zur zeitlichen und 6rtlichen Vertei-
lung der betrieblichen Zu- und Abfahrten.

Der Vorwurf der mangelnden Sorgfalt im Ermittlungsverfahren wog nach Auffassung der VA
umso schwerer, als sich die betroffene Anrainerin seit langem immer wieder Uber Beldstigun-
gen durch die vermehrten Zu- und Abfahrten bei der BH beschwert hatte. Von dieser Kritik setz-
te die VA den LH von OO in Kenntnis.

Nach Einschreiten der VA erlie3 die BH im November 2017 einen TeilschlieBungsbescheid und
untersagte damit den konsenslos erweiterten Betrieb. Im fortgesetzten Prufverfahren der VA
leitete die BH Ried im Innkreis schlieBlich wegen der zahlreichen rechtskrdaftigen Verwaltungs-
strafen ein Verfahren zur Entziehung der Gewerbeberechtigungen ein.

Nach mehr als eineinhalb Jahren und einigen Projektdnderungen schloss die BH im Mai 2018
das im zweiten Rechtsgang anhdngige Betriebsanlageverfahren ab. Die neue Genehmigung
umfasste die Verlegung der zuvor unmittelbar vor dem Haus der Anrainerin gelegenen und von
ihr als besonders beldstigend beschriebenen Betriebszufahrt. Ebenfalls im Mai 2018 entzog die
BH die Gewerbeberechtigungen. Gegen die Betriebsanlagengenehmigung brachte die be-
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troffene Anrainerin und gegen den Entziehungsbescheid der Betreiber Beschwerden an das
LVWG OO0 ein.

In der Zwischenzeit hatte der Betreiber allerdings einen Teil seiner betrieblichen Aktivitdten in
eine andere Gemeinde verlegt und fir diesen anderen Standort schon im Februar 2018 eine
Betriebsanlagengenehmigung erhalten.

Das LVwG OO0 behob im Jénner 2019 die Entziehungsbescheide, weil es die Zuverldssigkeit des
Betreibers wegen des teilweise verlegten und schon genehmigten Standortes wieder als gege-
ben ansah.

Verbesserungen fir die Anrainerin ergaben sich aus Sicht der VA sowohl durch die teilweise
Verlegung der betrieblichen Aktivitdten auf einen anderen Standort, aber auch durch die rdum-
liche Verlegung der KFZ-Fahrbewegungen am benachbarten Standort. Nachdem fur die VA
keine weiteren Anhaltspunkte fir eine SGumigkeit der BH Ried im Innkreis vorlagen, schloss sie
das Prufverfahren noch vor der neuerlichen Entscheidung des LVWG OO im Betriebsanlagever-
fahren ab.

Einzelfall: VA-BD-WA/0083-C/1/2017, BH Ried im Innkreis BHRIBA-2017-344499/19-0OB
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2.4. Land- und Forstwirtschaft

24.1. Mindestabstdnde nach StraBensanierung -
00 Landesregierung

Ein GrundstiUckseigentiumer beschwerte sich Uber eine von der LandesstraBenverwaltung
durchgefUhrte Aufforstung entlang seiner landwirtschaftlich genutzten Grundsticke.

Im Zuge der StraBensanierung der B 38 in Sandl (Bezirk Freistadt) sei die neue Trasse von sei-
nem Grundstick verlegt worden. Der Streifen, der dadurch zwischen der neuen Trasse und
seinem Grundstick entstanden sei, sei vom Land als ,Okoausgleichsfldche” im Frihling 2017
bis auf einen Meter zu seiner Grundgrenze mit Baumen und Strduchern bepflanzt worden.

Da es sich um eine bepflanzte zusammenhdngende Fldche von mindestens 1400 m2 handle,
gelte nach Auskunft der Landwirtschaftskammer das 06. Alm- und Kulturfldchenschutzgesetz.
Ein Mindestabstand von fUnf Metern zur Grundsticksgrenze misse daher eingehalten werden.
Dies habe die LandesstraBenverwaltung nicht bericksichtigt. Die Wurzeln der angepflanzten
Bdume entzdgen dem Boden Ndhrstoffe, sodass die Qualitdt des Bodens gemindert werde.

Auf die Rechtslage nach dem 06. Alm- und Kulturfldchenschutzgesetz hatte der betroffene
GrundstuckseigentUmer die LandesstraBenverwaltung mehrmals vergeblich hingewiesen. Die-
se verneinte vehement die Anwendbarkeit des 06. Alm- und Kulturfldchenschutzgesetzes.

Erst Uber Einschreiten der VA bestdtigte die LandesstraBenverwaltung die Nichteinhaltung der
gesetzlich vorgesehenen Mindestabsténde. Die Beschwerde war daher berechtigt. Die Landes-
straBenverwaltung kindigte MaBnahmen zur Herstellung des rechtmdBigen Zustandes an.

Einzelfall: VA-OO-AGR/0001-C/1/2018; Amt der OO LReg BauNE-2017-299492/25-Ple
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2.5. Landes- und Gemeindeabgaben

2.5.1. GebUhrenvorschreibung ohne Bescheid -
Marktgemeinde Wallern

Eine Oberosterreicherin beschwerte sich dariber, dass ihr die Marktigemeinde Wallern mit Last-
schriftanzeige vom Oktober 2016 rickwirkend eine ,SchwimmbadgebUhr” fir das Jahr 2016
vorgeschrieben habe, obwohl die Verordnung erst mit 1. August 2016 in Kraft getreten sei. Das
Schwimmbad hdtte sie schon vor diesem Zeitpunkt befillt.

Auf Nachfrage bei der Marktgemeinde, warum ihr diese ,Schwimmbadgebihr” nicht mit Be-
scheid vorgeschrieben worden sei, habe sie die Auskunft erhalten, dass eine Erledigung mit
Bescheid immer erst dann erfolge, wenn eine abgabepflichtige Person nicht bezahle. Weil sie
Zweifel an der RechtmdaBigkeit dieser Vorgehensweise hatte, wandte sie sich an die VA.

Laut Marktgemeinde handle es sich bei der SchwimmbadgebUhr um einen einmal jdhrlich zu
entrichtenden Pauschalbetrag, welcher jeweils bei der Jahresabrechnung eingehoben werde.
Der Zeitpunkt der BefUllung sei fUr die Entstehung der Abgabepflicht unerheblich. Bei der Be-
rechnung komme es allein auf die Tatsache an, dass der Pool nach Inkrafttreten der Verord-
nung befillt gewesen sei. Fir Abgabepflichtige, die ihr Schwimmbad ganzjdhrig nicht befillt
hatten, sehe die Verordnung die Befreiung von der Zuschlagsberechnung vor.

Zum Vorwurf, die GebUhr sei nicht mit Bescheid vorgeschrieben worden, hielt die Marktge-
meinde fest, dass sie Hausbesitzerabgaben seit vielen Jahren aus verwaltungstechnischen
Grinden mit Lastschriftanzeige samt Erlagschein vorschreibe. Eine Erledigung mit Bescheid
erfolge nur dann, wenn die GebUhren nicht bezahlt wirden. Der betroffenen Frau sei allerdings
mittlerweile ein Bescheid Ubermittelt worden.

Die VA stellte fest, dass Gemeinden Anderungen der Berechnungsparameter fir die Vorschrei-
bung von Abgaben (z.B. Erhéhung einer GebUhr, Festsetzung einer neuen Gebihr) zur Wah-
rung des Rechtsschutzes grundsdtzlich mit Bescheid vorschreiben sollten. Weil die Marktge-
meinde die Vorschreibung mit Bescheid nachholte, konnte der Missstand in der Verwaltung als
behoben qualifiziert werden.

Einzelfall: VA-OO-ABG/0013-C/1/2016; Markigemeinde Wallern 003/31-2017-Sti vom 9.8.2017

2.5.2.  Anderung einer Vereinbarung Uber WassergebUhr -
Gemeinde Pierbach

Ein GrundstickseigentUmer wandte sich an die VA und beschwerte sich Uber die Vorgangswei-
se der Gemeinde Pierbach. Die Gemeinde habe ein vertraglich geregeltes Wasserbezugsrecht
einseitig abgedndert.

Er sei EigentUmer eines GrundstUcks in der Gemeinde Pierbach. Im Jahr 1973 habe die Vorei-
gentimerin mit der Gemeinde eine privatrechtliche Vereinbarung getroffen, in der sie auf ein
Wasserleitungsrecht verzichtete und die Gemeinde ihr im Gegenzug ,auf immerwdhrende Zei-
ten” 150 m3 Wasser frei zu gewdhren habe. Bei einer Gebarungsprifung der Gemeinde sei
diese Vereinbarung als nicht mehr zeitgemaB kritisiert worden. In der Folge habe die Gemeinde
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die Vereinbarung eigenmdchtig abgedndert, sodass ihm nunmehr die WassergebUhr vorge-
schrieben werde.

Die Gemeinde Pierbach rechtfertigte sich gegeniber der VA damit, dass die Gemeindeauf-
sichtsbehorde an dieser Vereinbarung im Jahr 2012 bemdngelt habe, sie sei wegen der unbe-
grenzten Zeit unverhdltnismdaBig, zu groBzigig und widerspreche den gesetzlichen Bestim-
mungen der 0O6. Wasserversorgungsgesetze. Der Betroffene sei personlich und schriftlich Gber
die aufsichtsbehordliche Verpflichtung, die Vereinbarung auflésen zu missen, informiert wor-
den.

Die VA wies die Gemeinde Pierbach darauf hin, dass fir Hoheitstréger, die privatwirtschaftlich
tatig werden, die Bestimmungen des Privatrechts gelten. Die Gemeinde hdtte aus Sicht der VA
gemeinsam mit dem betroffenen Grundstickseigentimer einen Konsens zur Lésung der Sach-
lage herbeifUhren missen. Mangels Kompromissbereitschaft der Gemeinde war der Betroffene
gezwungen, sich gerichtlich zu wehren.

Die VA setzt voraus, dass eine Gebietskdrperschaft simtliche Rechtsgeschdafte, welche sie im
Zuge der Privatwirtschaftsverwaltung abschlieBt, bereits im Vorfeld auf ihre RechtmdBigkeit
prift. Eine Burgerin bzw. ein Birger muss auf den Bestand einer Vereinbarung vertrauen kon-
nen. Dies umso mehr, als es sich bei der Vertragspartnerin um eine o6ffentlich rechtliche Ge-
bietskorperschaft handelt. Die Beschwerde war aus Sicht der VA berechtigt, wobei besonders
kritikwUrdig war, dass der betroffene Burger den Rechtsweg bei Gericht beschreiten musste.

Einzelfall: VA-OO-ABG/0004-C/1/2017, Gemeinde Pierbach 850/2017-Hi vom 18.8.2017

2.5.3.  Rickzahlung der Kommunalsteuer -
Stadt Linz

Ein Unternehmen stellte im Jénner 2016 beim Magistrat Linz im Zuge einer Anderung des
Kommunalsteuergesetzes den Antrag auf Rickzahlung von Kommunalsteuerbetrdgen. Obwohl
das Unternehmen einen Bescheid forderte, Uberwies der Magistrat im Janner 2017 lediglich
einen Geldbetrag auf das Firmenkonto. Weil dem Unternehmen der Bescheid wichtig war,
wandte sich die GeschdftsfUhrerin an die VA.

Die Stadt Linz begrindete die lange Wartezeit auf den Bescheid insbesondere damit, dass die
rechtliche Ausformulierung deshalb mehr Zeit in Anspruch genommen habe, weil es sich auf-
grund der Gesetzesdnderung um einen ,Prdzedenzfall” handle.

GemdB § 85a BAO sind Behérden dazu verpflichtet, Gber Anbringen der Parteien ohne unnéti-
gen Aufschub zu entscheiden. Vom Zeitpunkt der Einbringung des Antrags im Jénner 2016 bis
zu Erlassung des Bescheides im November 2017 verstrichen nahezu 22 Monate. Die VA kritisier-
te die lange Verfahrensdauer und beurteilte die Begrindung der Stadt Linz im Hinblick auf die
eindeutigen rechtlichen Vorgaben fUr nicht nachvollziehbar.

Einzelfall: VA-OO-ABG/0011-C/1/2017; Magistrat Linz 0059600/2007 AS/KF vom 2.11.2017
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2.6. Landes- und Gemeindestral3en

2.6.1. Nichteinhaltung des Bauabstands - Amt der OO Landesre-
gierung

Ein Anrainer der B 38 wandte sich an die VA und fUhrte aus, dass die B 38 direkt an seinem
Anwesen vorbeifUhre. Im Zuge von Grundeinlésungsverhandlungen im Jahr 2014 sei ihm sei-
tens des Amtes der LReg die Errichtung einer Mauer im Abstand von sechs Metern zu seinem
Haus zugesagt worden. Die Errichtung solle anldsslich der Anhebung der StraBe erfolgen.

2016 sei tatsdchlich eine Mauer errichtet worden, jedoch nicht im vereinbarten Abstand. Der
Abstand zwischen Haus und StraBe betrage lediglich 4,7 Meter. Auf seine Beschwerde bei der
LReg sei nicht eingegangen worden.

Zwischen Mauer und Haus verlaufe ein Weg, den der Anrainer der B 38 aufgrund der geringen
Breite mit landwirtschaftlichen Gerdaten (Traktor, Mdhdrescher) nur eingeschrdnkt nutzen kénne.
Auch sei die Mauer mit einem Knick versehen worden, der die Benutzung des Weges zusdtzlich
erschwere.

Zudem mUsste die Leitplanke gekUrzt werden, da sie zu einer Sichteinschrdnkung bei der Aus-
fahrt auf die B 38 fuhre.

Die VA leitete ein Prifverfahren ein. Das Amt der OO LReg wies in seiner Stellungnahme zu-
ndchst auf Grundeinléseverhandlungen mit dem Anrainer im Oktober 2014 hin. Diese seien mit
der Unterzeichnung einer Vereinbarung abgeschlossen worden. In der Niederschrift zu dieser
Verhandlung werde die Stitzmauer, die auf Anregung des Anrainers in das Projekt eingearbei-
tet worden sei, erstmals erwdhnt (Steinschlichtung mit aufgesetzter Betonleitwand).

Im Vorfeld des straBenrechtlichen Bewilligungsverfahrens habe sich der rechtsfreundliche Ver-
treter des Anrainers mit mehreren Forderungen an das Amt der OO LReg gewandt. Den ge-
winschten Abstand der Mauer von sechs Metern habe dieser jedoch nicht erwdhnt.

Im Rahmen des straBenrechtlichen Bewilligungsverfahrens habe eine mindliche Verhandlung
stattgefunden. Zu dieser sei der Betroffene geladen gewesen und habe an dieser auch teilge-
nommen. In der Verhandlung habe der Anrainer zwar eine Stellungnahme abgegeben, die
lediglich den Wunsch nach einer etwaigen Geschwindigkeitsbeschrénkung auf der B 38 (auf 70
km/h) im gegenstdndlichen Bereich beinhaltet habe. Der Wunsch beziglich des Abstandes sei
nie geduBert worden. Das straBenrechtliche Projekt sei mit Bescheid vom 15. Dezember 2014
bewilligt und in der Folge beschreibungsgemalB umgesetzt worden.

In keiner der vorliegenden offiziellen Unterlagen (Niederschrift der mindlichen Verhandlung,
Niederschrift zur Grundeinlésevereinbarung, Schreiben des RA) werde ein Mindestabstand von
sechs Metern zwischen dem Anwesen und der Stitzmauer angefihrt bzw. gefordert.

Hinsichtlich der gewinschten Verordnung einer Geschwindigkeitsbeschrénkung bzw. der be-
anstandeten Sichteinschrdnkung habe am 29. Mai 2017 unter Beiziehung eines verkehrstechni-
schen Sachverstdndigen ein Lokalaugenschein der BH Freistadt stattgefunden. Zu diesem sei
auch der Betroffene beigezogen worden. Die Sicht der Hofausfahrt sei vom Sachverstdndigen
gepruft und fir die bestehenden Anlageverhdltnisse die hdchstzuléssige Geschwindigkeit von
100 km/h als ausreichend beurteilt worden.
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Der Anrainer legte der VA im Prifverfahren eine Planunterlage vor, die mit ,Vorabzug” und dem
Datum ,6.11.14" beschriftet ist. Diese war offenbar Teil der Einreichunterlagen. Diese Planunter-
lage fugt sich chronologisch in die Abldufe des straBenrechtlichen Bewilligungsverfahrens. Aus
dieser lasst sich der geltend gemachte Abstand zwischen dem Haus und der Steinschlichtung
mit 6,1 m herausmessen.

Die Unterlage wurde dem Anrainer offenbar im Vorfeld der Verhandlungen ausgehdndigt. Im
Vertrauen auf deren Inhalt nahm dieser an den straBenrechtlichen- bzw. Grundeinléseverhand-
lungen teil. In den Verhandlungen kam der Abstand zwischen Haus und Mauer nicht mehr zur
Sprache, weshalb der Betroffene auf die Umsetzung des Projektes — wie in der Planunterlage
enthalten - vertraut hatte.

Erst nach Abschluss des Projektes stellte er fest, dass das Projekt anders als in seiner Unterlage
umgesetzt wurde.

Die VA sah als mogliche Lésungen eine gdnzliche Entfernung oder einen Umbau der Mauer in
die Richtung, dass dem Anrainer eine uneingeschrdnkte Benitzung des Weges zwischen Stein-
schlichtung und Haus ermdglicht werde. Dieser sei nach Umsetzung des StraBenbauprojektes
und der Anhebung der StraBe schlechter gestellt als vorher, als er den Weg uneingeschrankt
nutzen konnte.

Hinsichtlich der gewinschten Kirzung der Leitschiene hielt die VA fest, dass aufgrund der Ldn-
ge der Leitschiene zu geringe Sichtweiten beim Ausfahren auf die B 38 bestehen, um mit land-
wirtschaftlichen Gerdten gefahrlos ausfahren zu kénnen.

Aufgrund der bestehenden Sach- und Rechtslage stellte die VA einen Missstand in der Verwal-
tung fest. An das Amt der OO LReg erging die Aufforderung, eine Einigung mit dem Betroffenen
zu erzielen.

Mit Schreiben vom 8. Juli 2019 wurde die VA in Kenntnis gesetzt, dass mit dem Anrainer nun-
mehr eine einvernehmliche Losung gefunden worden sei. So wurde die erschwerte Passierbar-
keit in Folge der Errichtung der Mauer finanziell abgegolten. Die Leitschiene wurde so versetzt,
dass das eingeschrdnkte Sichtfeld beseitigt werden konnte. Die VA begriBte diesen Losungs-
vorschlag.

Einzelfall: VA-O0O-LGS/0020-B/1/2018
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2.7. Natur- und Umweltschutz

2.7.1. Keine Mullabholung vom Grundstick -
Stadtgemeinde Attnang-Puchheim

Da es fur einen HauseigentUmer beschwerlich gewesen sei, die Restmill- und Altpapiertonnen
300 Meter bergauf zur Sammelstelle zu bringen und die Gefahr bestanden habe, dass die ab-
gestellten Tonnen in den Kreuzungsbereich umfallen kénnten, habe er 2017 die Abholung der
Tonnen von seinem GrundstiUck beantragt.

Der Mann wandte sich an die VA, da die Stadtgemeinde Atthang-Puchheim sein Ansuchen in
einem Informationsschreiben abgelehnt habe. Sie habe die Ablehnung damit begrindet, dass
zu dem Grundstick nur eine schmale einspurige SchotterstraBe fihre, weshalb der Millwagen
nicht umkehren konne. Die vereinbarte Abholstelle werde daher nicht gedndert. Ihm sei eine
solche Vereinbarung weder bekannt noch entspreche sie der geltenden Abfallordnung der
Gemeinde Attnang-Puchheim.

Der Burgermeister der Stadtgemeinde Attnang-Puchheim teilte der VA mit, dass eine einver-
nehmliche Lésung der Situation angestrebt worden sei, weshalb die Stadtgemeinde erst im Juni
2018 einen Bescheid erlassen habe. Auch habe sich die Stadtgemeinde in dem Informations-
schreiben an den Betroffenen nicht auf einen Bescheid berufen, sondern habe lediglich erldu-
tert, dass ein solcher erlassen werden konnte. Der Bezirksabfallverband Vocklabruck duBerte
sich dahingehend, dass die Altpapiertonne und der Gelbe Sack dort abgeholt wirden, wo auch
der RestmUll abgeholt werde.

Da der betroffene HauseigentUmer der VA bereits erklart hatte, gegen den Bescheid berufen zu
wollen, konnte die VA den Bescheid inhaltlich nicht Uberprifen. Sie stellte aber fest, dass die
Beschwerde berechtigt war, da die Stadtgemeinde Attnang-Puchheim den Bescheid trotz
mehrfacher Anfrage des Betroffenen nicht innerhalb der gesetzlichen Frist erlassen hatte.

Einzelfall:  VA-OO-NU/0002-C/1/2018, Stadtgemeinde Attnang-Puchheim  GA6-Bau-260-
2017/Sag, BAV Vocklabruck vom 30. Mai 2018

2.7.2.  MUll auf Nachbargrundstiock —
Stadtgemeinde Attnang-Puchheim

Eine Oberdsterreicherin wandte sich an die VA, weil sie schon seit Jahren durch den Haus- und
Gewerbemdll auf der Nachbarliegenschaft beldstigt werde. Die Betreiberin, eine GmbH, halte
sich nicht an die gesetzlichen Vorgaben.

Die BH Vocklabruck teilte der VA mit, dass sie erstmals im Jahr 2015 der Beschwerde nachge-
gangen sei. Im Sommer 2018 habe sie einen Lokalaugenschein durchgefihrt und dabei festge-
stellt, dass die MUlltonnen stark befilli gewesen seien. DarUber habe sie die Stadtgemeinde
Attnang-Puchheim und den Grundeigentimer informiert.

Der Birgermeister der Stadtgemeinde Attnang-Puchheim erkldrte, dass die GmbH auf dem
Grundstick ein Café, eine Bdckerei und eine Pizzeria betreibe und Wohnungen vermiete. Die
Stadtgemeinde habe die GmbH bereits im Jahr 2014 auf die Millproblematik hingewiesen und
sie aufgefordert, die Fehlentsorgungen einzustellen sowie die Milltonnen nicht zu Uberfillen.
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2015 habe die Stadtgemeinde Attnang-Puchheim die Betreiberin abermals auf die Millsituation
hingewiesen und eine Aufstellung der Haushalte, HaushaltsgroBen sowie die Berechnung des
Tonnenbedarfes gefordert. Nach Kenntnis der Daten sei die Entsorgung des Gewerbemlls
optimiert und ein MaBnahmenkatalog erstellt worden.

Sie habe auch regelmdBige Uberprifungen der Abfalllagerung vor Ort angekindigt, welche
von September bis Oktober 2016 und Dezember 2018 bis Februar 2019 erfolgt seien. Die Stadt-
gemeinde habe dabei festgestellt, dass der Gewerbemdll 6fter entleert werden musste. Die
Entsorgung des Gewerbemills erfolge jedoch nicht durch die Stadtgemeinde, sie habe aber bei
der Betreiberin eine Verbesserung bewirken kénnen.

Die VA stellte fest, dass die Stadtgemeinde die wenigen Kontrollen vorwiegend in der kalten
Jahreszeit und nicht in den wdrmeren Monaten, in denen eine Geruchsbeldstigung deutlicher
wahrnehmbar gewesen wdre, durchfihrte. Aus Sicht der VA kontrollierte die Stadtgemeinde
daher weder die Einhaltung der abfallrechtlichen Bestimmungen ausreichend, noch verfugte sie
mit Bescheid die Aufstellung der Tonnen an einem anderen Ort.

Da zwischenzeitlich ein neuer Aufstellort fir die Tonnen gefunden wurde, regte die VA an, dass
die Stadtgemeinde Atthang-Puchheim die Einhaltung der abfallrechtlichen Bestimmungen vor
allem in den Sommermonaten kinftig kontrolliert.

Einzelfall: VA-OO-NU/0003-C/1/2018, UR01-51-2018, Stadtgemeinde Attnang-Puchheim GA6-
Bau-Abfall/2015/Th

2.7.3.  Sichtbehinderung durch Papiercontainer -
Stadtgemeinde Leonding

Ein BUrger der Stadtgemeinde Leonding wohnt an einer stark befahrenen LandesstraBe. Neben
dieser StraBe befand sich ein Papiercontainer. Dieser war so aufgestellt, dass er die Sicht be-
hinderte. Der Mann beschwerte sich bei der VA, dass die Stadtgemeinde Leonding keine Abhil-
fe schaffe.

Die Stadtgemeinde Leonding bestritt die Kontaktaufnahme durch den Betroffenen, fUhrte aber
aufgrund seiner Beschwerde an die VA einen Lokalaugenschein durch. Sie stellte dabei fest,
dass der Papiercontainer tatsdchlich die Sicht einschrénkte, wodurch es zu Gefahrensituationen
kommen konnte. Die Stadtgemeinde lieB daraufhin den Container entfernen. Die VA begriBte
das Einschreiten der Stadtgemeinde und die damit einhergehende Beseitigung des Problems.

Einzelfall: VA-OO-NU/0001-C/1/2017, Stadtgemeinde Leonding vom 17. Marz 2017

40



Polizei- und Verkehrsrecht

2.8. Polizei- und Verkehrsrecht

2.8.1. Madngel beim Vollzug des Niederlassungsrechts

RegelmdBig berichtet die VA Uber Verzogerungen beim Vollzug des Niederlassungsrechts (vgl.
O0-Bericht 2015-2016, S. 38 f.). Antragstellende haben einen gesetzlich gewdhrleisteten An-
spruch, dass Uber ihren Antrag maoglichst rasch, spétestens aber innerhalb von sechs Monaten
entschieden wird.

In der Praxis erledigt die Niederlassungsbehdrde Verfahren durch die Ausstellung des bean-
tragten Aufenthaltstitels, ohne einen férmlichen Bescheid zu erlassen. Will die Behérde den
beantragten Aufenthaltstitel nicht erteilen, muss sie einen abweisenden Bescheid erlassen. Ein
auf Antrag eingeleitetes Aufenthaltsverfahren kann die Behorde nur einstellen, wenn die Partei
ihren Antrag zurckzieht.

In einem Aufenthaltstitelverfahren kam der Antragsteller seiner Verpflichtung zur Vorlage eines
gultigen Reisedokuments nicht nach. Statt die fUr die Entscheidung nétige Unterlage unter Set-
zung einer Frist zu urgieren, blieb der Magistrat Linz ein Jahr und sieben Monate untdtig. In
weiterer Folge beendete die Behdrde das Verfahren durch Einstellung mit einem Aktenvermerk.

Der VA ist bewusst, dass auch Antragstellende ihre Mitwirkungspflicht nicht immer vollsténdig
bzw. rasch erfillen. Die Behorde ist aber verpflichtet, eine zigige Verfahrensfihrung zu ge-
wdhrleisten. Die VA beanstandete, dass der Magistrat Linz dem Antragsteller keine Frist zur
Vorlage des Reisepasses setzte. Zudem war die Einstellung des Verfahrens mit Aktenvermerk
rechtswidrig und fUhrte dazu, dass das Aufenthaltsverfahren nach drei Jahren noch nicht ab-
geschlossen war. Erfreulicherweise nahm die Behorde den Fall zum Anlass fir eine Schulung
der Bediensteten.

Einzelfall: VA-BD-1/0577-C/1/2018, Magistrat Linz ZI. 720180286

Zur Beurteilung, ob alle Voraussetzungen fir die Erteilung eines Aufenthaltstitels vorliegen,
muss die Niederlassungsbehérde manchmal fremdenpolizeiliche Ermittlungen einholen bzw.
Stellungnahmen abwarten.

In einem Verldngerungsverfahren hatte der Magistrat Linz berechtigte Zweifel am Vorliegen
aller Erteilungsvoraussetzungen und ersuchte das BFA um fremdenpolizeiliche Stellungnahme
nach § 25 Abs. 1 NAG. Der Antragsteller wurde mindlich Gber die behdrdliche Anfrage an das
BFA informiert. In weiterer Folge ging die Behorde von einer Hemmung der gesetzlichen Ent-
scheidungsfrist aus.

§ 25 Abs. 1 NAG hemmt die gesetzliche Entscheidungsfrist von sechs Monaten im Verlénge-
rungsverfahren, wenn Betroffene von der beabsichtigten Aufenthaltsbeendigung informiert
werden und ihnen die Moglichkeit eingerdumt wird, sich dazu zu GuBern. Erst danach ist die
Fremdenpolizeibehorde zu versténdigen. Diese Auffassung vertritt auch das BMI und informier-
te im Oktober 2011 die Amter der LReg, um einen einheitlichen Vollzug sicherzustellen (vgl. PB
2013, S5.188).

Mangels schriftlicher Verstdndigung trat nach Ansicht der VA im Verfahren keine Hemmung ein
und war die gesetzliche Entscheidungsfrist im 15 Monate anhdngigen Verfahren Uberschritten.
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Die VA konnte durch das Prufverfahren bewirken, dass der Magistrat Linz seine Vollzugspraxis
im Oktober 2017 umstellte.

Einzelfall: VA-BD-1/2762-C/1/2017, Magistrat Linz ZI. 720175735, BMI-LR2240/0090-111/5/2018

EWR-BUrgerinnen und EWR-BUrger sowie deren Angehorige, die sich ldnger als drei Monate in
Osterreich aufhalten und deren Lebensunterhalt gesichert ist, steht ein unmittelbar aus dem
Gemeinschaftsrecht abgeleitetes Aufenthaltsrecht zu. Bei Vorliegen der Voraussetzungen muss
die Niederlassungsbehorde auf Antrag eine Anmeldebescheinigung ausstellen.

Drittstaatsangehdérige Ehepartnerinnen und Ehepartner von in Osterreich aufenthaltsberechtig-
ten Unionsbirgerinnen und Unionsbirgern missen nach § 52 Abs. 2 NAG einen gUltigen Per-
sonalausweis oder Reisepass, die Anmeldebescheinigung der in Osterreich lebenden Person
und einen Nachweis Uber das Bestehen der Ehe vorlegen. DarUber hinausgehende Vorausset-
zungen bestehen nicht.

Eine drittstaatsangehérige Ehefrau eines in Osterreich lebenden ungarischen Staatsbirgers
beschwerte sich bei der VA Uber die Dauer ihres Aufenthaltsverfahrens und die Vorgehenswei-
se der BH Wels-Land.

Die VA stellte fest, dass bereits zum Zeitpunkt der Antragstellung alle Erteilungsvoraussetzun-
gen nachgewiesen wurden. Dennoch benétigte die BH sieben Monate, um die gewinschte
Aufenthaltskarte auszustellen. Hauptgrund fur die Verfahrensverzégerung war, dass die BH
Wels-Land ohne Rechtsgrundlage zusdtzliche Unterlagen verlangte. Die BH rdumte ein, dass
die Forderung eines Kreditschutzverband-Auszuges und des Mietvertrags UberschieBend ge-
wesen sei.

Einzelfall: VA-BD-1/0152-C/1/2017, BH Wels-Land BHWLAL-2013-14026/31-HOF

Unionsbirgerinnen und Unionsbirger haben nach einem finfjdhrigen, rechtmaBigen und un-
unterbrochenen Aufenthalt im Bundesgebiet ein Recht auf Daueraufenthalt, wenn sie alle Vo-
raussetzungen — insbesondere einen gesicherten Lebensunterhalt) — erfillen.

In einem Prifverfahren stellte die VA fest, dass die BH Linz-Land eine Entscheidung Uber einen
Antrag einer EU-BUrgerin auf Bescheinigung ihres Daueraufenthalts verweigerte. Sie begrinde-
te dies damit, dass die Antragstellerin zuvor Sozialhilfeleistungen beantragt habe und bereits
Uber eine Anmeldebescheinigung verfige. Inhaltlich beurteilte die BH den Sachverhalt richtig,
weil der betroffenen Frau durch ihren Antrag auf Bedarfsorientierte Mindestsicherung kein
Recht auf Daueraufenthalt zustand. In Fdllen, in denen eine Anmeldebescheinigung ausgestellt
wurde, aber nachtrdglich die Voraussetzungen wegfallen und keine Aufenthaltsbeendigung
durchgefhrt wird, gilt die erteilte Anmeldebescheinigung weiter.

Die VA beanstandete, dass die BH trotz klarer Rechtslage neun Monate zuwartete, statt Gber
den Antrag innerhalb der gesetzlichen Entscheidungsfrist mit Bescheid zu entscheiden. Das BMI
als sachlich in Betracht kommende Oberbehdrde stellte im Prifverfahren eine rasche Entschei-
dung in Aussicht.

Einzelfall.  VA-BD-1/0434-C/1/2018, BH Llinz-Land  BHLLSich-2017-184883/10-BI, BMI-
LR2240/0420-111/4/2018
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Ein Aufenthaltstitel von Drittstaatsangehdrigen darf nur im Falle der rechtzeitigen Erfillung des
Moduls 1 der Integrationsvereinbarung verldngert werden. Dieses Modul dient dem Erwerb von
Kenntnissen der deutschen Sprache auf dem Niveau A2. Die Verpflichtung nach dem Integrati-
onsgesetz ist binnen zwei Jahren ab erstmaliger Erteilung des Aufenthaltstitels zu erfillen. Da-
von ausgenommen sind Personen, denen aus gesundheitlichen, amtsdrztlich nachzuweisen-
den GrUnden die ErfUllung nicht zuzumuten ist.

Der Magistrat der LH Linz sah im Fall einer Drittstaatsangehdrigen diesen Ausnahmetatbestand
bereits Ende 2013 als gegeben an, da ihr eine amtsdrztliche Stellungnahme attestierte, auf
Dauer nicht in der Lage zu sein, an einem Deutschkurs teilzunehmen. Die BH Linz-Land erteilte
daher den Aufenthaltstitel und bewilligte ein Jahr spdter die Verldngerung um ein Jahr.

Als die Frau 2015 neuerlich um Verléingerung ansuchte, wies sie die BH Linz-Land auf das Feh-
len des Nachweises Uber die Erfillung des Moduls 1 hin. Da sie diesen Nachweis nicht vorlegte,
leitete die BH ein Verfahren zur Prifung einer Aufenthaltsbeendigung ein und Ubermittelte den
Akt an das BFA. Im Auftrag des BFA untersuchte der amtsdrztliche Dienst der BH die Frau er-
neut. Dieser konnte keinen Hinweis darauf feststellen, dass sie unféhig gewesen wdre, an ei-
nem Deutschkurs teilzunehmen. Da sich ihr Gesundheitszustand seit 2013 nicht verbessert ha-
be, wandte sich die betroffene Frau an die VA. Sie beschwerte sich auch Uber die lange Dauer
des Verfahrens.

Im Zuge des Prifverfahrens kam hervor, dass das BFA aufgrund inhaltlicher Unzuldnglichkeiten
beider amtsdrztlicher Stellungnahmen eine weitere Untersuchung der Frau durch die Amtsarz-
tin im Juli 2017 veranlasste. Erst diese stellte unmissverstdndlich fest, dass die Frau die Integra-
tionsvereinbarung aus gesundheitlichen Grinden nicht erfillen kénne.

GegenUber dem BMI kritisierte die VA die insgesamt 15-monatigen Verzégerungen im frem-
denpolizeilichen Verfahren. Das BFA informierte die BH Linz-Land ndmlich erst im September
2017, dass aufenthaltsbeendende MaBnahmen gegen die Frau aufgrund ihres Gesundheitszu-
standes unzuldssig seien.

Zudem beanstandete die VA, dass die BH Linz-Land - angesichts der inhaltlichen Mangel der
amtsdrztlichen Stellungnahme aus dem Jahr 2016 — nicht selbst diesbezigliche Ermittlungen
veranlasste. Waren diese erfolgt, hdtte sich das BFA mit dieser Thematik nicht befassen mis-
sen. Dies hatte die wesentlich raschere Erteilung des Aufenthaltstitels bewirken kénnen.

Das Amt der OO LReg stellte in Aussicht, mit den Niederlassungs- und Aufenthaltsbehérden die
Gestaltung ihrer Gutachtensauftrdge und die inhaltlichen Anforderungen an amtsdrztliche Gut-
achten neu festzulegen.

Einzelfall: VA-BD-1/0523-C/1/2017, BH Linz-Land BHLL GZ. Sich40-50543, Amt der OO. LReg GZ.
IKD-2018-55676/4-El, BMI-LR2240/0115/111/4/2018

2.8.2.  Verzdgerungen im Staatsbirgerschaftsverfahren -
00 Landesregierung

Herr N.N. beantragte die 6sterreichische Staatsbirgerschaft aufgrund seiner Ehe mit einer Os-

terreicherin. Nach Zusicherung der Verleihung der &sterreichischen Staatsbirgerschaft im Jahr
2012 lieB sich Herr N.N. 2013 scheiden.
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Die 00 LReg teilte der VA mit, dass Herr N.N. auch den Nachweis seiner Deutschkenntnisse auf
dem Niveau B2 erbringen kénnte, um die dsterreichische Staatsbirgerschaft nach einer ande-
ren gesetzlichen Bestimmung verliehen zu bekommen.

Da Herr N.N. die Deutschkenntnisse nicht nachwies, musste er bis zum Jahr 2016 warten, um
einen neuen Antrag zu stellen. Uber diesen Antrag entschied die OO LReg jedoch erst nach
Uber acht Monaten. Grinde fur die Verfahrensdauer nannte sie nicht.

Einzelfall: VA-OO-POL/0005-C/1/2017, Amt der OO LReg IKD(Stb)-434610/20-2017-Ja

2.8.3.  Toleranzgrenzen bei Geschwindigkeitsiberwachungen

Ein Oberdsterreicher wandte sich an die VA, da zwei im Bereich der Ortsdurchfahrt von Tu-
meltsham aufgestellte Radargerdte so eingestellt seien, dass die Lenkerinnen und Lenker erst
ab einer Geschwindigkeitsiberschreitung von 16 km/h geblitzt werden wirden. Im Bereich zwi-
schen Ortsanfang und Ortsende seien unzdhlige Hausausfahrten, Einbindungen von Neben-
straBen und Betriebsausfahrten. Eine hohere Geschwindigkeit als 50 km/h sei nicht verordnet.

Zuvor hatte sich der Oberdsterreicher in der Sache bereits an die BH Ried im Innkreis gewandt.
Diese habe ihm mitgeteilt, dass die Toleranzgrenze ,auf Grund der Anweisung von héherer
Stelle” auf 66 km/h eingestellt werden musste.

Die BH Ried im Innkreis bestatigte das Vorbringen und teilte mit, dass diese Vorgehensweise im
ganzen Bundesland gleich sein durfte. Das BMI verwies darauf, dass bei Festlegung von Uber
die Eichmesstoleranz (= max. 5 km/h bei Radarmessungen bis 100 km/h) hinausgehenden
Toleranzgrenzen im gesamten Bundesland das Amt der OO LReg zustdndig sei. Dieses habe
die Vorgangsweise in einem Erlass aus dem Jahr 1992 geregelt.

Das Amt der OO LReg verwies darauf, dass ,eine nahezu ununterbrochene Aufmerksamkeit
des Lenkers auf den Tachometer, um eine geringfigige Uberschreitung der erlaubten Héchst-
geschwindigkeit zu vermeiden, in der Regel mit einer Verminderung der Aufmerksamkeit und
damit einer Beeintrdchtigung der Verkehrssicherheit einhergeht”.

Aus Sicht der VA ist Autofahrerinnen und Autofahrern die Einhaltung von Geschwindigkeitsbe-
schrdnkungen bei jeder Geschwindigkeit nicht nur zumutbar, sondern eine bestehende gesetz-
liche Verpflichtung.

Die VA beanstandete, dass keine bloB geringfigige Uberschreitung der héchstzuléssigen Ge-
schwindigkeit vorliegt, wenn im Bereich einer Ortsdurchfahrt bis zu 66 km/h statt 50 km/h ge-
fahren werden. DarUber hinaus war das Festhalten an einem Erlass der OO LReg aus dem Jahr
1992 angesichts gednderter Verkehrsverhdltnisse nicht nachvollziehbar. Dies umso mehr, als
dieser Erlass nach Mitteilung des BMI im Laufe der Jahre bereits bei diversen Besprechungen
angesprochen und diskutiert worden sei.

Aufgrund des Einschreitens der VA dnderte die OO LReg die Toleranzgrenze auf eine Uber-
schreitung von 5 km/h und behob den Erlass aus 1992.

Einzelfall: VA-OO-POL/0017-C/1/2017; Amt der OO LReg VERK-2018-104279/10-RT
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2.8.4. Forderung eines LKW-Fahrverbotes wegen Ldrmbelastung -
BH Wels-Land

Unter Hinweis auf das Bestehen einer rund 800 Personen umfassenden Burgerinitiative wandte
sich ein Oberosterreicher an die VA. Als Einwohner von WeiBkirchen an der Traun sei er durch
den starken LKW-Verkehr in seiner Lebensqualitdt beeintrdchtigt. Besonders unertrdglich sei der
Durchzugsverkehr auf der HauptstraBe in WeiBkirchen (L 534 Marchtrenker StraBe) geworden,
seitdem im Jahr 2015 das Postverteilzentrum in Allhaming eréffnet worden sei.

Aus seiner Sicht miUsste daher ein generelles Fahrverbot for LKW Uber 7,5 t, zumindest jedoch
ein Nachtfahrverbot fior LKW Uber 3,5t auf der L 534 verordnet werden. Selbst ein generelles
LKW-Fahrverbot fur die Transportwirtschaft sei kein wesentlicher Nachteil, da die in Betracht
kommenden Ziele, insbesondere das Postverteilzentrum, Uber die nahe gelegenen Autobah-
nen A1 bzw. A 25 erreichbar wdren. Manche Transportunternehmer wirden die HauptstraBe
als Schleichweg benitzen.

Die BH Wels-Land habe 2015 eine schalltechnische Untersuchung in Auftrag gegeben. Im Er-
gebnis sei an Werktagen zur Tageszeit ein Dauerschallpegel von 70 bis 74 dB und am Wo-
chenende von 66 bis 69 dB gemessen worden. Ein Einbau von Ldrmschutzfenstern sei keine
befriedigende Lésung, da die Gefahrensituation an der Engstelle (Baulos Engstelle WeiBkirchen,
km 3,250 bis km 3,320) jedenfalls bestehen bleiben wirde. Die Gemeinde WeiBkirchen an der
Traun sei bereits mehrmals vergeblich an die BH Wels-Land herangetreten.

Die BH Wels-Land tfeilte mit, dass im Zeitraum vom 13. bis 20. Oktober 2015 eine Verkehrszah-
lung und Ldrmmessung im Ortsgebiet von WeiBBkirchen an der Traun entlang der L 534 stattge-
funden habe. Dabei habe der Sachverstandige der Abteilung Umweltschutz beim Amt der 00
LReg festgestellt, dass der Ldarm sowohl an Werktagen, als auch am Wochenende erheblich sei.
Die Werte Iéigen alle Gber den Grenzwerten (60 dB untertags und abends sowie 50 dB nachts).
Auch an den Wochenenden komme es durch den PKW-Verkehr mit geringem LKW-Anteil zu
den Uberschreitungen.

FOor die BH Wels-Land lagen die gesetzlichen Voraussetzungen zur Erlassung eines LKW-
Fahrverbotes aus Grinden der Verkehrssicherheit und bzw. oder des Larmschutzes dennoch
nicht vor, da es nach einem eingeholten Gutachten keinen zwingenden verkehrssicherheits-
technischen Grund fur ein Fahrverbot gebe und die verbleibende Larmbelastung zwar verrin-
gert, aber nicht beseitigt wirde.

Uber Einschreiten der VA beauftragte der Landesrat fir Infrastruktur eine neuerliche Verkehrs-
zGhlung. Dabei sei eine Zunahme des Schwerverkehrs um 30 % festgestellt worden. Zur Ver-
besserung der Larmsituation erwirkte die VA die Einleitung eines Verfahrens fUr ein Nachtfahr-
verbot auf der L 534 bei der BH Wels-Land.

Am 6. Mdrz 2018 trat das Nachtfahrverbot (22 bis 6 Uhr) fur LKW mit mehr als 3,5 t hochstzulds-
sigem Gesamtgewicht auf der L 534 in WeiBkirchen an der Traun zwischen km 3,115 (im Bereich
des Kreisverkehrs mit der L 563 TraunuferstraBBe) und km 4,515 (Kreuzung mit der L 1236 Brun-
nerner StraBe) in Kraft.

Einzelfall: VA-OO-POL/0013-C/1/2016, OO LReg 101677/2018-LR/MH
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2.8.5.  Verweigerung eines Halte- und Parkverbotes — Stadt Wels

Eine Familie wandte sich an die VA und brachte vor, dass gegenUber ihrer Einfahrt immer wie-
der Fahrzeuge so parkten, dass die Familienmitglieder entweder gar nicht oder nur schwer zum
Grundstuck zufahren bzw. vom Grundstick wegfahren kénnten. Besonders fir Frau N.N. sei die
Situation schwierig, da sie als Einsatzleiterin oft auch mitten in der Nacht ihren Dienst antreten
musse.

Die Stadt Wels habe zundchst in Aussicht gestellt, ein Halte- und Parkverbot auf der gegen-
Uberliegenden StraBenseite zu verordnen oder eine Parkordnung zu erlassen. Ohne jedoch ihre
Entscheidung zu begrinden, hatte sie keine MaBnahmen gesetzt.

Im Prifverfahren der VA kam hervor, dass die Stadt Wels mit der OO LReg einen Ortsaugen-
schein durchgefihrt hatte. Dabei stellte der verkehrstechnische Amtssachverstdndige tatsdch-
lich fest, dass die Familie nur sehr schwer zu ihrem Grundstick zufahren kénnte. Da wenig Ver-
kehr in der StraBe herrsche und keine Busse die StraBe nutzten, sah die Stadt Wels jedoch von
weiteren MaBnahmen ab. lhrer Meinung nach gebe es kein Problem, wenn die Anrainerschaft
die StVO einhielte. Aufgrund der StraBenbreite sei das Halten und Parken ndmlich nicht erlaubt.

Die VA sah darin jedoch nicht die Losung des Problems. Zum einen kénnte die Familie bei
falsch parkenden Autos nur die Polizei rufen, und zum anderen hdtte die Polizei zu beurteilen,
ob eine Abschleppung verhdltnismdBig wdre. Neben der langen Wartezeit wdre es stets un-
gewiss, ob die Familie zu- bzw. abfahren kann.

Dass die Stadt Wels keine MaBnahmen setzte, ist aus Sicht der VA nicht mit der StVO in Ein-
klang zu bringen. Die VA stellte daher einen Missstand in der Verwaltung fest. Zwar besteht auf
die Erlassung einer Verordnung kein Rechtsanspruch, doch ist die Sicherheit, Leichtigkeit und
Flussigkeit des Verkehrs zu gewdhrleisten. Die Stadt Wels hatte Vorkehrung zu treffen, da nicht
ausgeschlossen werden kann, dass auch Einsatzfahrzeuge, wie die der Feuerwehr oder Ret-
tung, behindert werden kdnnten.

Einzelfall: VA-OO-POL/0014-C/1/2016, Magistrat Wels DI-Verf-040-2017

2.8.6.  Abmeldung eines Hundes - Stadt Linz

Ein Hundehalter beschwerte sich Uber die Vorgangsweise des Magistrats Linz im Zusammen-
hang mit seiner Hundeanmeldung. Im April 2015 habe er seinen Hund beim Magistrat der
Stadt Linz angemeldet und sei als alleiniger Hundehalter ausgewiesen gewesen. Durch Dritte
habe er im Mai 2017 erfahren, dass der Hund nicht mehr auf ihn angemeldet sei, obwohl er ihn
weder abgemeldet noch seine Zustimmung erteilt hdtte.

In Beantwortung einer E-Mail habe ihm der Magistrat auf seine Anfrage mitgeteilt, dass der
Hund tatsdchlich seit Mai 2017 auf seine Ex-Frau umgemeldet worden sei und eine Abmeldung
oder Unterschrift seinerseits dafur nicht notwendig gewesen sei. Herr N.N. hielt diese Vor-
gangsweise nicht fUr rechtens.

Die Stadt Linz bestdtigte gegeniber der VA die Ummeldung auf die Ex-Frau von Herrn N.N. und
rechtfertigte sich damit, dass die Frau die fUr die Hundeanmeldung erforderlichen Bestdtigun-
gen wie Versicherungsschutz und Sachkundennachweis vorgelegt habe.
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Diese Vorgehensweise entsprach aus Sicht der VA jedoch nicht dem 06. Hundehaltegesetz.
Darin wird festgelegt, dass die Hundehalterin bzw. der Hundehalter die Beendigung des Hal-
tens eines Hundes unter Angabe des Endigungsgrundes und unter Bekanntgabe einer neuen
Hundehalterin bzw. eines neuen Hundehalters zu melden hat.

Zum Zeitpunkt der Anmeldung des Hundes durch die Ex-Frau war Herr N.N. als Hundehalter im
Hunderegister eingetragen. Der Magistrat hdtte aus Sicht der VA hinterfragen missen, warum
Herr N.N. seiner gesetzlich vorgegebenen Abmeldepflicht nicht nachgekommen war. Dazu
wdre er vor der Ummeldung zu versténdigen gewesen.

Die VA kritisierte, dass Herrn N.N. kein Parteiengehér gewdhrt wurde und wies den Magistrat
der Stadt Linz darauf hin, dass er in Erfillung des Legalitdtsprinzips des Art. 18 B-VG zu handeln
und die entsprechenden Vorgaben des O6 Hundehaltgesetzes zu vollziehen habe.

Einzelfall: VA-OO-ABG/0016-C/1/2017; Magistrat Linz ZI.:720174416 vom 18.10.2017
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2.9. Raumordnungs- und Baurecht

2.9.1. Untdtigkeit der Baubehdrde — Marktgemeinde Reichenau

Im August 2016 erwarb ein oberdsterreichischer Familienvater ein Haus in der Marktgemeinde
Reichenau im Mihlkreis. Das Nebenhaus war direkt an sein Haus angebaut.

Der Mann beschwerte sich bei der VA, dass seine Nachbarn im Februar 2017 plétzlich mit dem
Abriss der Innenwdnde ihres Hauses begonnen hdtten, ohne hierfir eine Bewilligung eingeholt
zu haben. Die Baubehoérde habe trotz Kenntnis von den Abbrucharbeiten keine baupolizeili-
chen Schritte gesetzt.

Im April 2017 sei es zu einer Neuvermessung der Grundsticke gekommen. Der Birgermeister
der Marktgemeinde Reichenau sei bei der Vermessung vor Ort gewesen und habe sowohl die
Abbrucharbeiten als auch die Ablagerung des Bauschutts wahrgenommen.

Anfang Juni 2017 habe der Familienvater die Marktgemeinde Reichenau nochmals telefonisch
auf die Abbrucharbeiten und den Schmutz bei der Baustelle seines Nachbarn (Ol, Ablagerun-
gen efc.) hingewiesen. Der Burgermeister der Marktgemeinde Reichenau habe seinen Nach-
barn sogleich aufgetragen, den Schmutz zu beseitigen. Spdater sei der BUrgermeister zusdatzlich
personlich vorbeigekommen und habe die Baustelle besichtigt. Die Anberaumung einer Bau-
verhandlung sei jedoch weiterhin unterblieben und sein Haus durch die Abbrucharbeiten
schwer beschdadigt worden.

Am 17. Dezember 2017 habe er schlieBlich eine Aufsichtsbeschwerde an die OO LReg erhoben.
Diese habe jedoch kein Fehlverhalten festgestellt.

Diese Angabe bestdtigte die Aufsichtsbehorde gegeniber der VA. Die Gemeinde habe gegen-
Uber der LReg zwar angegeben, dass fir den gegenstdndlichen Abbruch keine Abbruchbewil-
ligung vorliege. Sie habe jedoch gleichzeitig darauf hingewiesen, ,unverziglich” reagiert zu
haben. Unmittelbar nachdem der Birgermeister als Baubehorde erster Instanz Gber den Ab-
bruch telefonisch informiert worden sei, habe dieser am 13. Dezember 2017 einen Lokalaugen-
schein durchgefihrt und die Baustelle als ,SofortmaBnahme” unverziglich absichern lassen.
Zudem habe er ,sogleich” am 14. Dezember 2017 einen Bescheid Uber die Baueinstellung er-
lassen, in welchem die Abbrucharbeiten untersagt worden seien. Den Bauwerbern sei die
Méglichkeit eingerdumt worden, binnen einer Frist von vier Wochen Einreichpldne fur die Ab-
bruchbewilligung vorzulegen, damit eine mindliche Bauverhandlung ausgeschrieben und
durchgefihrt werden koénne.

Aufgrund des ,umgehenden” Tatigwerdens nach dem Aufforderungsschreiben habe sich die
00 LReg als Aufsichtsbehdrde nicht veranlasst gesehen, weitere Schritte zu setzen.

Auch im Prifverfahren der VA wies die Marktgemeinde Reichenau darauf hin, unverziglich
tatig geworden zu sein. Unmittelbar nachdem der Oberdsterreicher die Marktgemeinde telefo-
nisch verstandigt habe, sei am 13. Dezember 2017 noch am Nachmittag ein Lokalaugenschein
durchgefUhrt und die Baustelle als ,SofortmaBnahme” unverziglich abgesichert worden. Be-
reits am 14. Dezember 2017 seien Bescheide Uber die Baueinstellung erlassen worden.
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Am 20. Dezember 2017 hdtten die Bauwerber die Einreichunterlagen fur die Erteilung einer Ab-
bruchbewilligung bei der Behorde eingebracht, worauthin fir 17. Janner 2018 eine Abbruchver-
handlung ausgeschrieben und abgehalten worden sei.

Die VA verkannte die BemUhungen der Baubehdrde der Marktgemeinde Reichenau nach Einlei-
tung des aufsichtsbehordlichen Verfahrens bzw. nach Einleitung des Prufverfahrens der VA
nicht.

Die VA kam jedoch zu dem Ergebnis, dass die Baubehérde der Marktgemeinde Reichenau
tatsdchlich bereits vor Dezember 2017 Kenntnis vom konsenslosen Abbruch des Hauses haben
musste und schenkte den diesbezUglichen Angaben des Familienvaters Glauben.

Dass die Marktgemeinde Reichenau bereits seit spétestens Juni 2017 von dem konsenslosen
Abriss und den dadurch bedingten Streitigkeiten zwischen den oberdsterreichischen Familien
Bescheid wissen musste, geht nachweislich aus dem Gemeinderatsprotokoll vom 12. Jénner
2018 hervor. Darin ist unter dem Punkt ,Sonstiges” im Zusammenhang mit der oben genannten
Aufsichtsbeschwerde vermerkt, dass ,der Birgermeister bereits Anfang Juni 2017 zwischen den
Parteien vermittelt” habe. Die baupolizeilichen Schritte im Dezember 2017 konnten daher nicht
als ,SofortmaBnahme” angesehen werden.

Wenn Gebdude oder Gebdudeteile an der Nachbargrundgrenze mit anderen Gebduden zu-
sammengebaut sind, bedarf deren Abbruch einer Bewilligung der Baubehérde.

Fest steht, dass die Nachbarn Abbrucharbeiten an ihrem Haus vornahmen, ohne die hierfur
nach der 06. Bauordnung erforderliche Bewilligung der Baubehérde einzuholen.

Die Baubehorde der Marktgemeinde Reichenau hdatte die Fortsetzung der BaufUhrung bereits
im Juni 2017, unmittelbar nach ihrer Beobachtung, dass die bewilligungspflichtigen Abbruchar-
beiten ohne Baubewilligung ausgefihrt werden, untersagen missen. Die mehrere Monate
anhaltende Untdtigkeit der Baubehorde beanstandete die VA als Missstand in der Verwaltung.

Die VA forderte die Baubehorde auf, das Abbruchverfahren rasch und korrekt abzuschlieBen.

BezUglich der durch die Abbrucharbeiten entstandenen Schdden an seinem Haus und der Gel-
tendmachung etwaiger Schadenersatz- und etwaiger Amtshaftungsanspriche wurde dem
Familienvater geraten, sich an einen Rechtsanwalt bzw. an das Bezirksgericht zu wenden, sollte
es zu keiner auBergerichtlichen Einigung hinsichtlich einer Schadenswiedergutmachung kom-
men.

Einzelfall: VA-OO-BT/0001-8/1/2018

2.9.2.  Riuckgabe von abgetretenen Grundsticksteilen -
Gemeinde Pram

Eine Oberdsterreicherin beschwerte sich, dass die Gemeinde als Verkehrsflache gewidmete,
jedoch nicht mehr bendtigte Grundsticksteile nicht zurickstelle. Im Zuge des Prufverfahrens
hatte die Gemeinde die VA auf einen Beschluss des Gemeinderates vom 4. Februar 2016 hin-
gewiesen, wonach der entbehrliche StraBengrund zurickgestellt werden solle.
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Mit Schreiben vom 15. Dezember 2016 wandte sich die Frau neuerlich an die VA, weil die ange-
kundigte RUckibereignung nicht erfolgt sei. Die VA leitete daher Ende Februar 2017 ein weiteres
Prufverfahren ein.

Nach Urgenz teilte die Gemeinde schlieBlich am 22. Mai 2018 mit, dass eine Einigung zwischen
den betroffenen Parteien trotz intensivster Bemihungen der Gemeinde nicht habe herbeige-
fOhrt werden kénnen. Der Gemeinderatsbeschluss Uber die Rickgabe der nicht bendtigten
Grundstucksteile sei daher durch einen neuerlichen Gemeinderatsbeschluss aufgehoben wor-
den.

Die VA stellte einen Missstand in der Verwaltung fest. Der Umstand, dass es zwischen den be-
troffenen GrundstickseigentUmern zu keiner Einigung Uber die Aufteilung der Grundflche ge-
kommen sei, kdnne die Gemeinde jedenfalls nicht von ihrer Verpflichtung, nicht mehr verwen-
deten StraBengrund aus dem o&ffentlichen Gut auszuscheiden und die GrundeigentUmer zu
entschddigen, entbinden.

Mit Schreiben vom 8. Oktober 2018 ersuchte die VA die OO LReg als Aufsichtsbehérde, die
Marktgemeinde Pram bei der Herstellung des gesetzmdBigen Zustandes zu unterstitzen.

Mit Schreiben vom 16. April 2019 legte das Amt der OO LReg eine Stellungnahme vor. In dieser
wurde auf die eingeholte straBenbautechnische Beurteilung hingewiesen. Bei entsprechender
straBenbautechnischer Planung kdnnte sich herausstellen, dass fir eine dem Stand der Technik
entsprechende StraBe nicht die gesamte Breite bzw. FlGche des offentlichen Guts erforderlich
wdre. Die Aufsichtsbehérde sei zur Auffassung gelangt, dass die Markigemeinde Pram nun-
mehr entsprechende MaBnahmen zur Kldrung der Frage, ob eine Verordnung gemaB § 11 Abs.
3 00. StraBengesetz (Auflassung als &ffentliche StraBe) zu erlassen sei, durchzufUhren habe.

Die VA forderte die Marktgemeinde Pram auf, der VA Uber die im Sinne des Schreibens der
Aufsichtsbehdrde gesetzten Schritte zu berichten. Dieser Bericht ist noch ausstdndig.

Einzelfall: VA-OO-BT/0115-8/1/2016

2.9.3.  Verzdgerung im baupolizeilichen Verfahren - Stadtgemeinde
Marchtrenk

Ein Oberdsterreicher zeigte bei der Baubehdrde an, dass die Gebdude des Nachbarn an der
Grundsticksgrenze nicht den baurechtlichen Vorschriften entspréchen und die Baubehérde
untdtig bleibe.

Im Prifverfahren stellte sich heraus, dass die Baubehdrde am 25. Juli 2016 eine baupolizeiliche
Uberprifung durchgefihrt hatte. Im Zuge der Uberprifung wurde festgestellt, dass die bean-
standeten Gebdude tatsdchlich zu groB dimensioniert gewesen seien.

Im November 2016 wurde den Eigentimern das Ergebnis der Uberprifung zur Wahrung des
Parteiengehors zur Kenntnis gebracht. Erst am 12. Dezember 2017 - also mehr als 16 Monate,
nachdem die Baubehdrde festgestellt hatte, dass konsenslose bauliche Anlagen ohne Baube-
willigung ausgefuhrt wurden - erlie3 die Behdrde einen entsprechenden Abbruchbescheid.

Die lange Verfahrensdauer begrindete die Behorde mit der karenzbedingten Abwesenheit der
zustdndigen Mitarbeiterin.
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Stellt die Baubehdrde fest, dass eine bewilligungspflichtige bauliche Anlage ohne Baubewilli-
gung ausgefihrt wurde, hat sie dem Eigentimer der baulichen Anlage mit Bescheid aufzutra-
gen, entweder nachtréglich innerhalb einer angemessen festzusetzenden Frist die Baubewilli-
gung zu beantragen oder die bauliche Anlage zu beseitigen und gegebenenfalls den vorigen
Zustand wiederherzustellen.

Die VA stellte einen Missstand in der Verwaltung der Baubehorde der Stadtgemeinde
Marchtrenk fest, weil diese nicht unmittelbar nach Kenntnis des konsenslosen Bestandes der
Bauwerke einen baupolizeilichen Auftrag zur Herstellung des rechtskonformen Zustandes er-
lieB. Der Zeitraum der Untdtigkeit von 16 Monaten war unangemessen.

Im Hinblick auf die vorgebrachte Begrindung der Behdrde wies die VA darauf hin, dass die
Behorde rechtzeitig Ersatz fir die abwesende Mitarbeiterin hétte organisieren missen, um eine
angemessene Verfahrensdauer gewdhrleisten zu kénnen.

Einzelfall: VA-OO-BT/0101-8/1/2017

2.9.4.  Uberlange Verfahrensdauer - Gemeinde Gschwandt

Auf dem Grundstick eines Oberdsterreichers kam es vermehrt zu einem Zufluss von Dachwds-
sern. Diesen Umstand sowie die konsenslose Errichtung einer 40 m? groBen HolzhiUtte zeigte
dieser im September und im November 2016 bei der Gemeinde an.

Bei der BauUberprifung am 4. Juli 2017 wurde festgestellt, dass der Nachbar des Oberdsterrei-
chers einen 3,84 x 3,44 m groBen, konsenslosen Anbau an seine Gartenhitte errichtet hatte.
Mit Bescheid vom 29. September 2017 wurde ein Beseitigungsauftrag hinsichtlich des konsens-
losen Anbaues erlassen. Diesem wurde durch das Entfernen des Zubaus entsprochen.

Die VA beanstandete, dass zwischen der Anzeige im September bzw. November 2016 und
dem von der Behérde durchgefihrten Lokalaugenschein am 4. Juli 2017 acht bzw. zehn Mona-
te vergangen waren. Eine derartig lange Verfahrensdauer war als Missstand in der Verwaltung
zu qualifizieren.

Einzelfall: VA-OO-BT/0093-B/1/2017

2.9.5.  Baulandwidmung trotz Hangwasser- und Rutschgefahr -
Gemeinde Weyregg am Attersee

Zwei Eigentimer beschwerten sich, dass der Gemeinderat im Jahr 2018 eine Teilfldche des
ostlich an ihre Liegenschaft angrenzenden Grundsticks von ,Grinland — Grinzug” in ,Bauland
- Wohngebiet” umgewidmet habe. Diese Fldche liege nach dem forstrechtlichen Gefahrenzo-
nenplan zur Gdnze in einem braunen Hinweisbereich und teilweise in der gelben Gefahrenzo-
ne. Eine Baulandwidmung wirde sich infolge der Hangwassergefahr und der labilen Hanglage
negativ auf das angrenzende Wohngebiet auswirken. In den Jahren 2010, 2012, 2014 und 2016
seien bereits Schdden an benachbarten Wohnhdusern entstanden.

Das Prifverfahren der VA fihrte zu folgendem Ergebnis:

Mit der vom Gemeinderat am 12.7.2018 beschlossenen Anderung des értlichen Entwicklungs-
konzepts und des Fldchenwidmungsplans wurde eine ca. 2.700 m? groBe Teilfldche des an-
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grenzenden Grundsticks fur die ,Wohnfunktion” reserviert und von ,Grinland - Grinzug” in
.Bauland - Wohngebiet” umgewidmet. Nur ein kleiner Streifen entlang der nérdlichen Grund-
sticksgrenze verblieb im ,Grinland — Grinzug” mit dem Zusatz ,Freihalten von Bebauung, kei-
ne hohenmdBigen Geldndeverdnderungen, die den Abfluss behindern wirden”.

Laut Stellungnahmen des forsttechnischen Dienstes fir Wildbach- und Lawinenverbauung vom
11. April 2017 und 22. November 2018 war ein groBer Teil der MaBnahmen zur Gefahrenab-
wehr nicht als Auflage in der Baubewilligung vorzuschreiben, sondern noch vor Einleitung des
Baubewilligungsverfahrens umzusetzen. Konkret hdtten das Konzept zur Ableitung der Hang-
wadsser und zur Entsorgung der Dach- und Oberflachenwdsser an die Dimension des vorhan-
denen Regenwasserkanals und an ein 100-jdhrliches, 15-minitiges Hochwasserereignis ange-
passt werden missen. Ferner wdre der nicht Uber das Grundstick verlaufende Teil des Gerin-
nes zu sanieren und die Verrohrung zu ertichtigen gewesen. Zu diesem Zweck hatte die Ge-
meinde mit dem Erhalter der ZufahrisstraBe eine Vereinbarung abschlieBen missen.

Die Gemeinde konnte nicht nachweisen, dass sie das im 06. ROG 1994 normierte Ziel, das Risi-
ko von Naturgefahren fir bestehende und kinftige Siedlungsréume zu vermeiden und zu ver-
mindern, beachtet hat, und die zur Umwidmung von Grinland in Bauland bestimmte Fldche
sich aufgrund der vorhandenen natirlichen Gegebenheiten fir eine zweckmdBige Bebauung
eignet. AuBerdem war nicht erwiesen, dass die Baulandwidmung Interessen Dritter, speziell
der Eigentimer vorhandener Baulandgrundsticke, nicht verletzt. Die Grundlagenforschung
blieb insofern unvollstdndig, als ein geologisches Gutachten Uber die Baugrundeignung fehlte.

Der Gemeinderat hdatte die Umwidmung von ,Grinland — Grinzug” in ,Bauland — Wohngebiet”
nicht beschlieBen durfen, solange die Baulandeignung nicht hergestellt ist. Da auBerdem nicht
feststand, dass die Umwidmung keine Interessen Dritter verletzt, hdtte auf Anregung der
Grundeigentimerin kein Anderungsverfahren eingeleitet werden dirfen. Das 06. ROG 1994
kennt keine Festlegung von Bauland als ,AufschlieBungsgebiet”, das nach Erfillung bestimm-
ter, im Verordnungstext anzufUhrender Voraussetzungen wieder aufzuheben ist, sodass voll-
wertiges Bauland entsteht (vgl. dagegen § 29 Abs. 3 Stmk ROG 2010).

Da das Amt der OO LReg der Gemeinde im aufsichtsbehérdlichen Genehmigungsverfahren mit
Schreiben vom 28. Jénner 2019 Versagungsgrinde mitteilte, ersuchte die VA die Gemeinde um
entsprechende Nachweise, dass die erforderlichen Baulandvoraussetzungen hergestellt sind.

Einzelfall: VA-OO-BT/0082-B/1/2018

2.9.6.  Konsenswidrige Betriebsbauten im Grinland -
Marktgemeinde Offenhausen

Die Eigentimerin von zwei Grundsticken im land- und forstwirtschaftlichen Grinland mit Vier-
kanthof beschwerte sich dariber, dass die Baubehdrde bislang nicht gegen die auf den an-
grenzenden Grundsticken konsenslos bzw. konsenswidrig im Grinland errichteten Bauten
eines holzverarbeitenden Betriebes eingeschritten sei.

Die Markigemeinde Offenhausen habe beschlossen, ein Verfahren zur Anderung des érilichen
Entwicklungskonzepts und des Fldchenwidmungsplans einzuleiten, um die konsenslosen bzw.
konsenswidrigen Betriebsbauten rechtlich zu sanieren.

(1) Zu den baubehdérdlichen MaBnahmen:
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Am 2. August 2010 erteilte der Burgermeister die Baubewilligung fir eine Hackgutheizung, eine
Einstell- und Vorbereitungshalle, fir Flugddcher, ein Brennholzlager und einen Maschinenun-
terstand im ,GrUnland - fUr die Land- und Forstwirtschaft bestimmte Fldche”. Ausfihrungspléne
vom 19. August 2010 zeigten Abweichungen vom urspringlich eingereichten Projekt. Diese An-
derungen wurden baubehordlich aber nie abgehandelt. Am 7. Dezember 2012 erteilte die BH
Wels-Land fur die baubehérdlich bewilligten Bauten die gewerberechtliche Betriebsanlagenge-
nehmigung zur Erzeugung von Holzprodukten und eine Zimmerei. Am 25. September 2013
beschloss der Gemeinderat, fUr drei bebaute Teilfldchen die ,Sonderausweisung fir bestehen-
de land- und forstwirtschaftliche Gebdude, Bl = holzverarbeitender Betrieb” festzulegen.

Nach der 06. Bau-Ubertragungsverordnung ging die Zusténdigkeit fir bauliche Anlagen, fir
die eine gewerbebehdrdliche Betriebsanlagengenehmigung erforderlich ist, am 1. August 2013
auf die BH Wels-Land Uber. Die Zustdndigkeit fur Bauausfohrung, Bauaufsicht und baupolizeili-
che MaBnahmen hdngt nicht davon ab, ob fur das bewilligte Vorhaben schon eine Fertigstel-
lungsanzeige eingebracht wurde oder nicht. Baupolizeiliche Verfahren sind von Baubewilli-
gungs- und Bauanzeigeverfahren zu trennen. Da nur im Zeitpunkt des Wirksamwerdens der
Ubertragung anhdngige Verfahren nach den bisher geltenden Bestimmungen zu Ende zu fih-
ren sind, der BUrgermeister aber zu diesem Zeitpunkt keine baupolizeilichen MaBnahmen ein-
geleitet hatte, war ab 1. August 2013 die BH fur baupolizeiliche Verfahren zustdndig. Der Bir-
germeister zeigte der BH nach der Fertigstellungsanzeige und der Vorlage von Ausfihrungs-
pldnen mit Schreiben vom 9. November 2017 massive Abweichungen von der erloschenen
Baubewilligung an. In der Zwischenzeit hatte der Betriebsinhaber eine ganze Reihe von Bauten
errichtet, ohne dass die zustdndige Behdrde einen Baueinstellungs- oder Beseitigungsauftrag
erteilt hatte.

Stellt die Behérde bei der Uberprifung einer bewilligten Anlage bewilligungspflichtige Abwei-
chungen oder das Erléschen der Baubewilligung fest, gelten die Bestimmungen Uber bewiilli-
gungslose bauliche Anlagen sinngemdB. Als die Bauakten der Gemeinde Ende Mdrz 2018 in
der BH einlangten, erteilte diese mit zwei Bescheiden vom 18. Mai 2018 umgehend die erforder-
lichen baupolizeilichen Aufirdge. Fir die gewerblich genutzten Dunkellagerhallen mit Ausstel-
lungsflache, die Rundholzlagerhalle, den Carport, die versiegelten Fidchen und die Einfriedung
um die Schaugdrten, die allesamt der Grinlandwidmung fir land- und forstwirtschaftliche
Zwecke widersprachen, rdumte die BH die Mdglichkeit, nachtrdglich um Baubewilligung anzu-
suchen oder die Bauanzeige zu erstatten, richtigerweise nicht ein. Ferner untersagte sie die
Nutzung der Dunkellagerhallen und der Rundholzlagerhalle. Fir den Schuppen an der Westsei-
te des Fertigteillagers und den HUhnerstall mit Satteldach rdumte sie die Moglichkeit ein, die
Bauanzeige zu erstatten, weil diese Bauten mit der Grinlandwidmung vereinbar waren.

(2) Zur Anderung des OEK und des Fléchenwidmungsplans:

Nach dem 06. ROG 1994 dirfen im Grinland nur Bauwerke und Anlagen errichtet werden, die
notig sind, um dieses bestimmungsgemdB zu nutzen. In der Widmung ,Grinland - fir die
Land- und Forstwirtschaft bestimmte Fldche” sind also nur solche bauliche Anlagen zuldssig,
die fur eine land- oder forstwirtschaftliche Nutzung nétig sind.

Davon abgesehen dirfen im Grinland bestehende, mehr als fonf Jahre land- und forstwirt-
schaftlich verwendete Gebdude und Gebdudeteile unter gewissen Voraussetzungen fur Wohn-,
Verwaltungs-, Schulungs-, Seminar- und Lagerzwecke sowie fur Klein- und Mittelbetriebe, die
die Umgebung nicht wesentlich stéren, verwendet werden. Dariber hinausgehende Verwen-
dungen bestehender land- und forstwirtschaftlicher Gebdude kénnen unter bestimmten Vo-
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raussetzungen im Einzelfall durch Sonderausweisungen im Fldchenwidmungsplan fir zuléssig
erklart werden. In der Sonderausweisung ist u.a. die Art der zulGssigen Verwendung zu be-
stimmen. Im konkreten Fall wurde die Verwendung als ,holzverarbeitender Betrieb” fir zuldssig
erklart.

Da die BH Wels-Land die gewerberechtliche Betriebsanlagengenehmigung zur Erzeugung von
Holzprodukten und fur eine Zimmerei erteilte, diente die Sonderausweisung der bebauten Fla-
chen offenbar dazu, nachirdglich die baurechtliche Grundlage dafir zu schaffen, dass die be-
stehenden, nicht (mehr) land- oder forstwirtschaftlich genutzten Bauten im Grinland fur ge-
werbliche Zwecke verwendet werden dirfen.

Auch das vom Gemeinderat auf Anregung des Betriebsinhabers mit Beschluss vom 25. Sep-
tember 2017 eingeleitete Verfahren zur Anderung des OEK und des Fléchenwidmungsplans
hatte offenbar den Zweck, die im Grinland konsenswidrig errichteten Bauten nachtrdglich zu
legalisieren und Betriebserweiterungen zu erméglichen. Die 00 Umweltanwaltschaft hatte
schon im Anderungsverfahren 2013 zu bedenken gegeben, dass ein Zimmerei- oder Sdge-
werksbetrieb ins ,Betriebsbaugebiet” gehdrt (Anlage 1 Z 5 O6. Betriebstypenverordnung —
LZimmerei und Holzkonstruktionsbau”). Die Absicht, ein ,Betriebsbaugebiet” und ein ,gemisch-
tes Baugebiet” festzulegen, wurde damit begrindet, dass das holzverarbeitende Unternehmen
wachse und sein ,Inhaber noch viele Ideen” habe.

Langen bei der Gemeinde Anregungen auf Anderung eines Fldchenwidmungsplanes ein, hat
der Gemeinderat binnen sechs Monaten zu entscheiden, ob die Voraussetzungen fir Ande-
rungen gegeben sind. Liegen diese Voraussetzungen vor, ist nach dem 06. ROG 1994 das Ver-
fahren zur Anderung des Planes einzuleiten. Daraus ergibt sich im Umkehrschluss, dass kein
Anderungsverfahren einzuleiten ist, wenn die Voraussetzungen dafir nicht vorliegen. Im kon-
kreten Fall lagen die Anderungsvoraussetzungen offenkundig nicht vor. Der Stellungnahme des
Ortsplaners war weder zu entnehmen, dass das Gemeinwohl die Anderung erfordert, noch
dass Uberwiegende offentliche Interessen fir die Anderung sprechen oder diese den Pla-
nungszielen der Gemeinde nicht widerspricht und Interessen Dritter nicht verletzt werden.

Das OEK ist auf einen Planungszeitraum von zehn Jahren, der Fldchenwidmungsteil auf einen
solchen von finf Jahren auszulegen. Das OEK ist Grundlage des Fldchenwidmungsteiles und
hat die langerfristigen Ziele und Festlegungen der 6rtlichen Raumordnung zu enthalten. Die
Anderung des OEK fir eine ,betriebliche Funktion mit Siedlungsgrenzen” muisste daher den
langerfristigen Planungszielen der Gemeinde entsprechen. Ob die geplante punktuelle Bau-
landerweiterung dem kUnftigen Bedarf entspricht, den die Gemeinde fir einen Planungszeit-
raum von zehn oder auch nur funf Jahren erwartet, war dem Aktenmaterial nicht zu entneh-
men.

AuBerdem schienen die Baulandwidmungen ,Betriebsbaugebiet” und ,gemischtes Baugebiet”
sowie die Verkehrsflachenwidmungen angesichts der isolierten Lage inmitten eines landwirt-
schaftlich genutzten Areals den Raumordnungszielen der sparsamen Grundinanspruchnahme
und bestmdglichen Abstimmung der jeweiligen Widmungen, der Vermeidung der Zersiedelung
sowie der Erhaltung und Gestaltung des Orts- und Landschaftsbildes zu widersprechen. Auch
der Raumordnungsgrundsatz, wonach Auswirkungen auf andere Sachbereiche zu bericksich-
tigen sind, um spdtere Nutzungskonflikte zu vermeiden, schien verletzt, weil sich in der ndheren
Umgebung landwirtschaftliche Wohngebdude und ,Sternchenbauten” befinden.
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Die zeitliche Abfolge der Genehmigung der Betriebsanlage im Jahr 2012, die Anderung des
Flachenwidmungsplanes im Jahr 2013, die konsenslose BaufUhrung und die Einleitung des
Anderungsverfahrens im Jahr 2017 lieBen vermuten, dass die punktuellen Baulandwidmungen
in isolierter Lage der Sanierung konsenswidriger Baufihrungen dienen, durch die ein einzelner
Unternehmer gegeniber anderen LiegenschaftseigentiUmern in gleichheitswidriger Weise be-
gunstigt werden soll (vgl. VfSlg 14.378/1995, 15.104/1998, 19.101/2010 u.qa.).

In Hinblick auf den von der VA festgestellten Missstand beschloss der Gemeinderat am 24.
September 2018 einstimmig, das Verfahren zur Anderung des OEK und des Fldchenwidmungs-
planes einzustellen. Seine Mitglieder hdtten zum Zeitpunkt des Einleitungsbeschlusses nicht
gewusst, dass der Betriebsinhaber konsenslos die bestehende Widmungsgrenze Uberbaut
habe. Fir die Ausweisung eines Betriebsbaugebietes wirden die raumordnungsfachlichen
Voraussetzungen fehlen. Da es im Zentrum kaum Méglichkeiten gebe, ein Betriebsbaugebiet
zu widmen, werde sich der Gemeinderat bemihen, nach méglichen Alternativen zu suchen.

Einzelfall: VA-OO-BT/0016-B/1/2018

2.9.7. Langjdhrige Berufungsverfahren und baupolizeiliche Auftréige
- Gemeinde Ahorn

Ein Ehepaar beschwerte sich dariber, dass der Gemeinderat der Gemeinde Ahorn Uber die
Berufungen ihres Rechtsvorgdngers im Eigentum einer Liegenschaft erst am 12. Dezember 2016
entschieden habe. Die Berufungen hdtten sich gegen baupolizeiliche Auftrdge vom 30. Sep-
tember 1986 und 8. November 2005 gerichtet. Aufgetragen worden sei, die Arbeiten fir eine
,Garage mit Olwanne” bzw. einen ,Zubau Abstellraum” einzustellen und fir die konsensabwei-
chend errichteten Bauten nachirdglich um Baubewilligung anzusuchen. Binnen zwei Monaten
sollte um Baubewilligung fur die konsenswidrigen Bauten angesucht bzw. sollten diese binnen
einer weiteren Frist von drei Monaten beseitigt werden.

Das PrUfverfahren der VA fUhrte zu folgendem Ergebnis: Aus den vorgelegten Unterlagen war
ersichtlich, dass kein einziger Bau entsprechend den bewilligten Pldnen ausgefihrt war. Dem
frheren EigentUmer gelang es als Mitglied des Gemeinderates immer wieder, eine fir ihn ne-
gative Entscheidung zu verhindern. So suchte er mehrmals erfolgreich um Verldngerung der
ErfOllungsfrist an, ohne um Bewilligung anzusuchen oder die Bauten zu entfernen. Da er seine
Berufung entgegen einer anders lautenden Zusage nicht zurickzog, hdtte der Gemeinderat
darUber spdtestens nach sechs Monaten mit Bescheid entscheiden missen. Die Baueinstel-
lungsauftrdge hatten, da der Birgermeister die aufschiebende Wirkung aberkannte, unverzig-
lich durch Verhdngung von Zwangsstrafen vollstreckt werden missen.

Da die Liegenschaft seit dem 3. Mdrz 2014 dem beschwerdefUhrenden Ehepaar gehorte, trat
dieses als Rechtsnachfolger in die Berufungsverfahren ein. Die Entscheidung in baupolizeilichen
Auftragsverfahren hdngt nicht von personlichen Eigenschaften der Parteien, sondern von der
Eigenschaft der Sache bzw. des jeweiligen Baues ab (HengstschlGger/Leeb, Verwaltungsver-
fahrensrecht® Rz 92; VWGH 15.9.1992, 92/05/0057; 20.4.1995, 92/06/0036 VwSlg 14.239/A).
Nach dem OO Baurecht kommt allen Bescheiden insofern dingliche Wirkung zu, als daraus
erwachsende Pflichten auch vom Rechtsnachfolger des EigentUmers des Baugrundes oder
Bauwerkes zu erfillen sind. Der Rechtsvorgdnger ist verpflichtet, dem Rechtsnachfolger alle
erforderlichen Auskinfte zu erteilen und alle Unterlagen auszuhdndigen. Adressat von Be-
scheiden mit dinglicher Wirkung ist der jeweilige EigentUmer des Grundsticks oder Bauwerks.

55



Raumordnungs- und Baurecht

Tritt im Berufungsverfahren ein EigentUmerwechsel ein, ist der Berufungsbescheid dem neuen
EigentUmer zuzustellen.

Hatte der Gemeinderat fristgerecht Uber die Berufungen des friheren EigentUmers entschieden,
hatten die Bauten — ungeachtet der von den nunmehrigen EigentUmern gegen die Berufungs-
bescheide eingebrachten Beschwerden an das Landesverwaltungsgericht — schon zu einem
viel friheren Zeitpunkt nachtréglich bewilligt oder beseitigt werden missen. Zu beanstanden
war, dass die Uber 30- bzw. 10-jghrige Dauer der Berufungsverfahren die Rechtssicherheit ge-
fahrdete.

Die Auftrdge des Gemeinderates wurden erst durch die Baubewilligung fir das Einfamilienhaus
mit Lagerrdumen, Werkstatt, Garage, Schutzdach und Gerdtehalle vom 23. August 2017 gegen-
standslos. Da sich die Bewilligung auch auf die von den Aufirdgen erfassten Bauten erstreckte,
hatte die Behorde keine weiteren Veranlassungen zu treffen.

Einzelfall: VA-OO-BT/0002-B/1/2017

2.9.8.  Verfahrensverzdégerung bei Kanalanschluss -
Marktgemeinde Weitersfelden

Herr N.N. wandte sich an die VA und teilte mit, dass er im Juli 2013 gegen einen Bescheid der
Marktgemeinde Weitersfelden nach dem 08. Abwasserversorgungsgesetz bei der 0O LReg
das Rechtsmittel der Vorstellung erhoben habe. Diesem Rechtsmittel habe die OO LReg Folge
gegeben. Der Gemeinderat der Marktgemeinde habe nach mehr als drei Jahren noch keine
Entscheidung getroffen.

Die Marktgemeinde begrindete gegeniber der VA die lange Untdtigkeit damit, dass Herr N.N.
mit Schreiben vom Janner 2016 einen neuerlichen Antrag gestellt habe.

Die VA kritisierte die Sumigkeit der Markigemeinde, die aufgrund des Einschreitens der VA
einen Bescheid erlieB. Weil Behérden dazu verpflichtet sind, Uber sémtliche Anbringen der Par-
teien ohne unnétigen Aufschub zu entscheiden, war — unabhdngig von einem neuen Antrag —
die Entscheidungspflicht nach wie vor gegeben.

Einzelfall: VA-OO-ABG/0007-C/1/2016; Marktigemeinde Weitersfelden Bau-2019-2016
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2.10. Schulwesen

2.10.1.  Anrechnung von Vordienstzeiten - 00 Landesschulrat

Bei Eintritt in den 6ffentlichen Dienst kénnen Lehrkrdfte Vordienstzeiten anrechnen lassen, um
ihre besoldungsrechtliche Einstufung zu verbessern. Voraussetzung dafir war bis zur Besol-
dungsreform 2015, dass die Vordienstzeiten fur die Tatigkeit im 6ffentlichen Dienst von beson-
derer Bedeutung waren und die Anrechnung somit im &ffentlichen Interesse lag (vgl. OO Bericht
2011/2012, S. 84 ff.).

Der Begriff des Vorrickungsstichtages pragte bis 2015 das Besoldungsrecht und galt als
.dienstrechtlicher Geburtstag”: Ab diesem Tag begannen die durch Zeitablauf bewirkten Vorri-
ckungen in héhere Gehaltsstufen. Seit der Besoldungsreform 2015 berechnet sich die Einstu-
fung anhand des Besoldungsdienstalters. Je hoher dieses ist, umso bessere Einstufungen bzw.
Entlohnungsstufen ergeben sich.

Mit Inkraftireten des Besoldungssystems ging auch eine Einschrdnkung des bis dahin relativ
weiten Ermessensspielraums der Dienstbehorden bei Beurteilung besonders bedeutender Be-
rufspraxiszeiten einher.

Vor diesem Hintergrund befasste sich die VA mit einer Beschwerde eines Religionslehrers, der
im Jahr 2011 seine Tatigkeit als Vertragsbediensteter an einer Volksschule in Wels begonnen
hatte. Der Landesschulrat rechnete ihm damals Uber 26 Jahre an Vordienstzeiten an. Dazu
zdhlten auch seine Unterrichtstdtigkeit im europdischen Ausland in den Jahren 1983 bis 1990
und seine darauffolgende, rund 18 Jahre dauernde Tatigkeit als kirchlich bestellter Religionsleh-
rer ohne absolvierte Lehramtsprifung.

Der Religionslehrer I6ste im September 2014 sein Dienstverhdltnis einvernehmlich auf, trat je-
doch knapp ein Jahr spdter wieder in den Landesdienst als Pflichtschullehrer ein. Bei Berech-
nung seines Besoldungsdienstalters bertcksichtigte der Landesschulrat jedoch nur die letzten
fOnf Jahre seiner beruflichen Praxis.

Die VA nahm zur Kenntnis, dass der Lehrer am Tag des Inkrafttretens der Besoldungsreform in
keinem Dienstverhdltnis zum Land OO stand, weshalb eine Uberleitung nicht méglich war. Zu-
dem stellte sie fest, dass die im September 2015 erlassene ,Verordnung der Bundesministerin
fUr Bildung und Frauen Uber die Bericksichtigung von Berufszeiten fUr Vertragsbedienstete im
Pddagogischen Dienst” die Anrechnung ,einschldgiger” Berufspraxiszeiten untersagt, welche
zum Zeitpunkt des Beginns des Dienstverhdltnisses mehr als 20 Jahre zurickliegen.

Allerdings bestdtigte sich im Prifverfahren die Kritik der VA an der zu restriktiven Interpretation
der Anrechnungsverordnung durch den Landesschulrat. Dieser vertrat ndmlich zundchst die
Auffassung, dass unter den Zeiten einer Unterrichtstdtigkeit einer ,ausgebildeten” Lehrperson
als kirchlich bestellte Lehrperson nur jene zu verstehen seien, die nach Ablegung der Lehramts-
prifung — im Fall des Religionslehrers ab September 2010 — absolviert wurden.

Diese Auffassung widersprach aus Sicht der VA den Vorgaben der Anrechnungsverordnung.
Berufstdtigkeiten als Vordienstzeiten sind némlich dann einschldgig und anrechenbar, wenn
die erworbene Berufserfahrung eine fachliche Einarbeitung auf dem neuen Arbeitsplatz eribrigt
oder einen erheblich héheren Arbeitserfolg erwarten Iésst. Die VA hielt zudem fest, dass die
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Unterrichtstdatigkeit des Religionslehrers zwischen 1992 und 2010 (vor seiner Lehramtsprifung)
nicht nur einschldgig fur, sondern ident mit seiner Unterrichtstdtigkeit ab 2015 war.

Auf die Kritik der VA teilte der Landesschulrat mit, wegen eines Erlasses des BMB vom Novem-
ber 2016 das Besoldungsdienstalter des Lehrers bereits neu berechnet zu haben. Dieser Erlass
stellte klar, dass auch schon Unterrichtstdtigkeiten vor Ablegung der Lehramtsprifung kirchlich
bestellter Religionslehrkrafte unter bestimmten Bedingungen anrechenbar sein kdnnen. Eine
dieser Bedingungen ist, dass die Person bereits Uber finf Jahre in einer Schule in Verwendung
stand und somit laut BMB ab dem sechsten Anstellungsjahr als ,ausgebildet” gilt.

Die VA konnte bewirken, dass der Landesschulrat dem Lehrer nachtrdglich weitere 16 Jahre
Berufspraxis als Vordienstzeiten anrechnete und sich seine Besoldung somit erheblich verbes-
serte.

Einzelfall: VA-OO-SCHU/0012-C/1/2016, LSR OO ZI. 6134.200662/67-2017

2.10.2. Mangel bei der Schilerbeférderung -
Gemeinde Aschach an der Steyr

Wenn kein geeignetes offentliches Verkehrsmittel fir den Transport von Schulkindern zur Verfu-
gung steht, kénnen Gemeinden und Schulerhalter die Einrichtung eines Gelegenheitsverkehrs
beantragen. Manche Gemeinden ermdglichen so den im Gemeindegebiet ansdssigen Kindern
die Beférderung zur bzw. von der gemeindeeigenen Volksschule durch beauftragte Unterneh-
men.

Die Festlegung der Fahrtrouten, der Ein- bzw. Ausstiegstellen und der Fahrtzeiten kann in Hin-
blick auf die Wegstrecken im léndlichen Raum organisatorisch herausfordernd sein. Gemein-
den, die eine Schulerbeférderung anbieten, sollten dennoch die reibungslose Durchfihrung
und Sicherheit der beférderten Personen gewdhrleisten.

Die VA befasste sich mit einem Beschwerdefall in der Gemeinde Aschach an der Steyr. Die El-
tern beschwerten sich darUber, dass die von der Schule und dem Transportunternehmen mit-
geteilten Fahrizeiten nicht Ubereinstimmten. Die Kinder seien zumeist nur knapp vor Unter-
richtsbeginn in der Schule eingetroffen. Die jingere Tochter habe zudem als einziges Kind bis
zu vier Mal pro Woche nach Unterrichtsende unbeaufsichtigt 40 Minuten lang oder Iénger auf
den Heimtransport warten missen. Die Ein- und Ausstiegstellen befdnden sich entlang der
Route direkt neben der Fahrbahnseite der LandstraBBe. Auch seien im Transportbus mehr Kinder
als erlaubt und somit teilweise ohne eigenen Sicherheitsgurt transportiert worden.

Einige dieser Vorwirfe konnte die Gemeinde gegeniber der VA klgren. Die Gemeinde betonte
auch mehrfach, im Sinne einer serviceorientierten Gemeindeverwaltung den bestmdglichen
Transport der Schul- bzw. Kindergartenkinder anzustreben.

Allerdings traten zu Beginn des Schuljahres 2016/17 zusdatzliche Probleme auf, mit denen eine
Familie konfrontiert war. Dazu zéhlte etwa die Anderung der morgendlichen Fahrtroute. Der
FuBweg der Tochter zur ndchsten Sammelstelle verldngerte sich um 1,5 Kilometer. Diese Mal3-
nahme konnte die Gemeinde weder gegeniber der Familie noch der VA nachvollziehbar be-
grinden.
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Im Laufe des Prifverfahrens wandten sich weitere Personen an die VA und kritisierten die Reak-
tionen der Gemeinde bzw. des Transportunternehmens auf neu aufgetretene Probleme. Diese
betrafen etwa die Unkenntnis von Buslenkern, welche Kinder bei der Schule abzuholen sind
und den Transport in einem Bus ohne Schneeketten trotz Schneebelags auf der Fahrbahn.

Die VA beanstandete, dass die Gemeinde letztlich weder eine Losung aller Probleme zusagen
noch die Mdngel sachlich schlissig begrinden konnte. Vor allem kritisierte die VA die Mittei-
lung des Birgermeisters an die betroffene Familie, Anfragen zum Schilertransport kinftig nicht
mehr beantworten zu wollen.

Einzelfélle: VA-OO-SCHU/0020-C/1/2015, VA-OO-SCHU/0001-C/1/2017, VA-OO-SCHU/0002-
C/1/2017, Gemeinde Aschach a.d. Steyr GZ: 232-0/2017/Stei
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2.11. Soziales
2.11.1.  Kinder- und Jugendhilfe

2.11.1.1.  Probleme in der Fremdunterbringung

Die VA wertete fur ihren Sonderbericht 2017 Kinder und ihre Rechte in 6ffentlichen Einrichtun-
gen” einen osterreichweiten Fragebogen und das daraus gewonnene Zahlenmaterial, verbun-
den mit den Zahlen der Kinder- und Jugendhilfestatistik, aus. Anhand dieser Zahlen wurde ein
Osterreichweiter Vergleich zu verschiedenen Problemfeldern in der Fremdunterbringung durch-
gefihrt.

Im Jahr 2017 waren in OO 1.857 Kinder und Jugendliche fremduntergebracht. Wenn man diese
Zahl in Verhdltnis zur Anzahl der im Bundesland lebenden Kinder setzt, kommt man zu dem
Ergebnis, dass 0,7 % der in OO lebenden Kinder in voller Erziehung des Landes sind. 00 gehort
mit Tirol zu den Bundesl@ndern mit dem geringsten Anteil an Fremdunterbringungen. Fir 4.607
Kinder und Jugendliche wurde eine Unterstitzung der Erziehung gewdhrt. Das bedeutet einen
Zuwachs gegeniber dem Vorjahr, der aber im 6sterreichweiten Vergleich nicht sehr hoch ist.

In ganz Osterreich fehlen flachendeckende sozialtherapeutische und sozialpsychiatrische An-
gebote, was zwangslaufig Fehlplatzierungen nach sich zieht. Schwierig ist die Betreuungssitua-
tion von Minderjghrigen aus hochproblematischen Verhdltnissen, deren Entwicklungsmoglich-
keiten nur in Kleingruppen mit multiprofessioneller Betreuung gewahrt werden kénnen. Eine
gesonderte Bewilligung fir sozialtherapeutische Einrichtungen ist im 06. KJHG nicht vorgese-
hen, weshalb von der Landesregierung auch nur sozialpddagogische Einrichtungen bewilligt
werden. Es gibt daher keine Betreuungspldtze mit dem Terminus Sozialtherapie.

Allerdings bestehen neben den Ublichen sozialpddagogischen Wohngruppen der Vollversor-
gung einige Wohngruppen im Bereich der besonderen Betreuungsformen. Diese Wohngruppen
(Infensivgruppen) haben in der Regel eine héhere Personalausstattung, mitunter auch psycho-
logisches bzw. therapeutisches Personal, besondere pddagogische Schwerpunkte und eine
geringere GruppengroBe. Verpflichtend vorgeschrieben ist das aber nicht. Nach Aussagen des
Personals in solchen Einrichtungen mit besonderen Betreuungspldtzen habe sich seit der Ein-
fOhrung des sozialtherapeutischen Schwerpunkts nicht viel gedndert.

Auch aus den Feststellungen der Kommission 2 bei den unangekindigten Besuchen im Rah-
men der prdventiven Menschenrechtskontrolle lassen sich keine gravierenden Unterschiede zu
anderen sozialpddagogischen Einrichtungen erkennen. Weder unterschied sich die Ausbildung
des Personals, noch gab es einen hoheren Personalschlissel. Therapeutinnen und Therapeu-
ten oder klinische Psychologinnen und Psychologen waren in den WGs nicht beschdaftigt. Auch
die Anzahl der betreuten Kinder und Jugendlichen war genau gleich wie in anderen Wohn-
gruppen. Fur die insgesamt 1.130 stationdr betreuten Kinder und Jugendliche standen in OO im
Beobachtungszeitraum 42 dieser besonderen Betreuungspldtze in sechs Intensivgruppen zur
Verfigung, von denen 15 erst in den letzten Jahren geschaffen wurden. Ebenso neu hinzuge-
kommen sind 32 Pldtze in drei Wohnungsverbinden fur Jugendliche.

Die VA regt an, im 06. KJHG auch eine Bewilligung fir sozialtherapeutische Einrichtungen vor-
zusehen und die besonderen Voraussetzungen dafir per Verordnung festzulegen. Vor allem
hinsichtlich der GruppengréBe, des PersonalschlUssels, der Qualifikation des Personals und des
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pddagogischen Konzepts muss es genaue Regelungen geben, die dann auch verpflichtend
vorgeschrieben werden kénnen bzw. deren Einhaltung Uberprift und erforderlichenfalls einge-
fordert werden kann.

Im O&. KJHG ist vorgesehen, dass Erziehungshilfen nach Eintritt der Volljdhrigkeit bis zur Vollen-
dung des 21. Lebensjahres verldngert werden konnen, wenn dies zur Erreichung der im Hilfe-
plan definierten Ziele dringend notwendig ist. Einen Rechtsanspruch, wie ihn die VA, private
Kinder- und Jugendhilfetrdger sowie die Kinder- und Jugendanwaltschaften seit Jahren for-
dern, gibt es nicht. Care Leaver - das sind junge Menschen, die einen Teil ihres Lebens in voller
Erziehung verbrachten - verfigen kaum Gber stabile private Netzwerke und ausreichende ma-
terielle Ressourcen. Dennoch wird von ihnen mit 18 Jahren erwartet, dass sie ihr Leben selbst-
standig fGhren konnen.

Eine 2018 fertiggestellte Studie der Alpen Adria Universitat Klagenfurt ergab, dass Care Leaver
eine Bildungsbenachteiligung gegeniber anderen Kindern und Jugendlichen haben. Der Anteil
an Pflichtschul- und LehrabschlUssen ist deutlich hoher. Je 6fter die Einrichtungen gewechselt
werden, desto niedriger ist das erreichte Bildungsniveau. Das zeigt, wie wichtig es wdre, dass
die stationdren Erziehungshilfen aktiv dazu beitragen, jungen Menschen auch héhere Bil-
dungswege zu ermdglichen. Die Studie bestdtigte die bereits von der VA festgestellten Proble-
me, wenn die Betreuung mit dem 18. Geburtstag endet. Wer die Einrichtung mit der Volljghrig-
keit verldsst und spdter Schwierigkeiten hat, die begonnene Ausbildung ohne Unterstiitzung
fortzusetzen, hat keine Mdglichkeit, nochmals in die Betreuung der WG aufgenommen zu wer-
den.

Auch in OO wird nur ein geringer Teil der fremduntergebrachten Kinder und Jugendlichen nach
dem 18. Geburtstag weiter betreut. Wahrend 2017 in OO 1.857 minderiéhrige Kinder- und Ju-
gendliche in voller Erziehung waren, gab es nur 255 junge Erwachsene in stationdrer Betreu-
ung. Das ist rund ein Siebtel, das Uber die Volljghrigkeit hinaus weiter betreut wird. In Tirol und
Sbg ist der Anteil der jungen Erwachsenen héher. Da in OO auBerdem die Hilfen fir junge Er-
wachsene im stationdren ebenso wie im ambulanten Bereich im Vergleich zum Vorjahr zuriick-
gegangen sind, sieht die VA einen Handlungsbedarf in diesem Bereich.

Positiv ist zu bewerten, dass der Anteil der in anderen Bundesldndern untergebrachten Kinder
in OO sehr niedrig ist und nur 15 % der Gesamtzahl der Minderjéhrigen in den Einrichtungen
aus anderen Bundesléndern stammen dirfen. Durch diese Regelung ist in OO die Zahl der
Minderjahrigen aus anderen Bundesléndern stark zurickgegangen.

Die VA begriBt ausdricklich, dass die begleitende Elternarbeit in allen sozialpddagogischen
Einrichtungen verpflichtend ist. Einige OO Betreiber haben sogar einen Schwerpunkt auf aktivie-
rende bzw. verdndernde Elternarbeit gelegt. Diese Konzepte beinhalten eine intensivere und
aufsuchende Elternarbeit mit zusatzlichen Personalressourcen sowie Rickfihrungsgruppen, die
begleitend zur stationdren Betreuung auch familienbefdhigende Elternarbeit leisten.

Einzelfall: VA-BD-JF/0106-A//1/2017; VA-00-S0Z/0052-A/1/2019; KJH-2014-44304/107-Be

2.11.1.2. Mangelhafte Betreuung in einer WG fir Jugendliche
Die Eltern eines Jugendlichen, der in einer OO WG untergebracht war, beschwerten sich bei der

VA Uber die Betreuung in dieser Einrichtung. Die Hauptkritik der Eltern war, dass es fir Jugend-
liche wie ihren Sohn, die weder eine Schule besuchten noch eine Lehre machten, keine Tages-
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struktur gab und gegen den massiven Drogenkonsum der Jugendlichen nicht pddagogisch
interveniert wurde.

Die Einsicht in die Tagesdokumentation, die der VA nach einem unangemeldeten Besuch der
Kommission 2 zur Verfigung stand, bestdtigte im Wesentlichen die Vorwirfe der Eltern. Tat-
séchlich fanden sich darin Eintragungen, dass die Jugendlichen gegen Mittag, meistens sogar
erst am spdten Nachmittag aufstanden, manchmal vor dem Mittagessen erschienen und nach
dem Essen wieder schlafen gingen. Nach einiger Zeit hatte sich sogar eine Tag-Nacht-Umkehr
eingestellt. Die Burschen gingen in den Morgenstunden schlafen und schliefen bis zum Nach-
mittag, ohne dass versucht wurde, diesem Verhalten pddagogisch entgegenzuwirken.

Obwohl der Sohn der BeschwerdefUhrer bereits am zweiten Tag die vom AMS erméglichte Pro-
duktionsschule nicht mehr besuchte, gab es keine pddagogischen Konsequenzen. Er wurde
nicht zu Gemeinschaftsdiensten in der WG eingeteilt, um ihm eine Beschdftigung zu geben,
obwohl er das Haus nicht verlieB. Auch nachdem er vom AMS fir jegliche KursmaBnahmen for
acht Wochen gesperrt worden war, zog das keine Verdnderung der pddagogischen Haltung
der WG nach sich.

Auch der Umgang mit dem Cannabiskonsum war pddagogisch nicht vertretbar und nicht mit
dem Konzept der Neuen Autoritdt zu rechtfertigen. Die pddagogischen Interventionen waren
keinesfalls addquat. AuBer, dass ihnen gesagt wurde, die Betreuerinnen und Betreuer wiirden
die Einnahme von Drogen nicht gutheien, erfolgten keine MaBnahmen. Als laut den Eintra-
gungen schon fast tdglich Cannabis konsumiert wurde, erhielten die Jugendlichen von den
Sozialpddagoginnen und Sozialp&ddagogen immer noch Extrazuwendungen. Nicht verwunder-
lich ist, dass sich in der Folge die Vorfdlle hduften und die Jugendlichen immer frGher am Tag
mit dem Drogenkonsum begannen.

Obwohl die Jugendlichen schon Anzeichen von Entzug zeigten, wenn sie zwei Tage nichts kon-
sumiert hatten, wurde darauf nicht durch Vorstellung bei einer Drogenberatungsstelle reagiert.
Dass die Einrichtung mit dem Sohn der BeschwerdefUhrer nicht an einer Verhaltensdnderung
arbeiteten, sondern das unerwinschte Verhalten vielmehr tolerierten und durch Extraleistungen
sogar noch pddagogisch verstdrkten, stellte einen Missstand in der Verwaltung dar. Der Ein-
richtung wurde nahegelegt, ein Coaching bei einem Anbieter fir Neue Autoritdt zu machen und
im Zuge dessen eine Analyse des Falls vorzunehmen.

Die Abteilung Kinder- und Jugendhilfe reagierte auf die Missstandsfeststellung der VA und be-
statigte nach Durchsicht der Tagesdokumentation den problematischen Entwicklungsverlauf
des Jugendlichen und die offensichtlich negative Dynamik in der Gruppe. Die Sorgen und die
Beschwerden der Eltern waren fir die Abteilung nachvollziehbar. Die Anregung der VA wurde
von der WG aufgegriffen und zusatzliche Weiterbildungen zum Fachkonzept der Neuen Autori-
tat absolviert.

Einzelfall: 00-SOZ/0005-A/1/2017; BHWLAL-2013-14026/33-HOF

2.11.1.3. Rechtliche Vertretung von unbegleiteten minderjahrigen
Flichtlingen in Asylverfahren

Der Ausgang von Asylverfahren ist fir unbegleitete minderjdhrige Fluchtlinge (UMF), wie fur alle

Asylwerbenden, von entscheidender Bedeutung fir ihren weiteren Verbleib in Osterreich. Es ist
daher wichtig, dass die Minderjdhrigen eine qualifizierte rechtliche Vertretung erhalten, die
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auch auf ihre besonderen sozialen und p&dagogischen Bedirfnisse eingeht. Nach Zuweisung
an eine Betreuungsstelle eines Bundeslandes sind die Lander als Kinder- und Jugendhilfetrager
fOr die rechtliche Vertretung vor dem BFA und dem BVwWG zusténdig.

Die VA war in den vergangenen Jahren zunehmend mit Beschwerden Uber Mdngel in der
rechtlichen Vertretung der UMF in den Asylverfahren konfrontiert. Neben der Bearbeitung der
Einzelfdlle eréffnete die VA ein Prifverfahren von Amts wegen, um die geduBerte Kritik zu verifi-
zieren und mehr Informationen Uber die Praxis der rechtlichen Vertretung im Asylverfahren der
Bundesldnder zu erhalten. Die Vertretung der jungen Asylwerberinnen und Asylwerber erfolgt
in den einzelnen Landern uneinheitlich.

In Oberdsterreich vertritt im Auftrag der Kinder- und Jugendhilfetrdger der jeweilige Trager der
Einrichtung unbegleitete mUndig minderjdhrige Flichtlinge im Asylverfahren. Bei den Unmindi-
gen Ubernimmt zusatzlich die Volkshilfe Flichtlings- und Migrantinnen-Betreuung GmbH Fdlle.
Die ortlich zustdndige Bezirksverwaltungsbehdrde beantragt die Obsorge bei Gericht, nachdem
die oder der Minderjdhrige dem Bundesland zugewiesen wurde.

In anderen Bundesldndern wird die Vertretung in Asylsachen entweder durch die Behdrden der
Ladnder oder durch beauftragte NGOs durchgefuhrt. Fallweise Ubernehmen auch Trdger der
Grundversorgungseinrichtungen oder Rechtsanwaltskanzleien die Vertretung, wobei teilweise
auch ,Mischsysteme” bestehen.

Voraussetzung fUr jede Vertretung im Sinne des Kindeswohls muss jedenfalls eine mdglichst
weitgehende Unabhdngigkeit sein. Es gilt darauf zu achten, dass Interessenskollisionen vor-
beugend ausgeschlossen werden. Die Gefahr einer Unvereinbarkeit konnte bestehen, wenn
Vertreterinnen oder Vertreter der Minderjéhrigen im Asylverfahren auch fir die Organisation
der Unterbringung oder fir die Betreuung verantwortlich sind. Das trifft sowohl auf Behérden
als auch auf NGOs und Trdger der Einrichtungen zu. Es bedirfte daher Vorkehrungen, um die-
ser Gefahr zu begegnen. Ratsam wdre aus Sicht der VA daher ein Kontrollmechanismus, um
die notwendige Unabhdngigkeit bzw. Unvoreingenommenheit sicherzustellen.

Die VA stellte auch Unterschiede in der Intensitdt der Vertretungstatigkeit wéhrend anhdngiger
Asylverfahren fest. In Hinblick auf die besondere Schutzwirdigkeit von UMF muss gewdhrleistet
sein, dass zwischen den rechtlichen Vertreterinnen bzw. Vertretern und Minderjdhrigen eine
Vertrauensbasis aufgebaut werden kann und genlgend Zeit fir Vorbesprechungen und Bera-
tungen zur Verfigung steht. Ausreichend viele bzw. lange Vorbereitungsgespréche, insbeson-
dere auch fir die Verhandlungen vor dem BFA und dem BVWG sollten deshalb eine Selbstver-
standlichkeit sein. Dazu sollten auch die Vertrauenspersonen standardmdBig beigezogen wer-
den.

Das Wohl des Kindes muss der leitende MaBstab sein, den Rechtsvertretungen in Asylsachen
bei allen Handlungen und Entscheidungen zu beachten haben. Von der Vertretung missen
daher die besonderen Umstdnde, die mit der Flucht von unbegleiteten minderjéhrigen Kindern
verbunden sind, beachtet werden. Neben rechtlichen Kenntnissen bedarf es daher auch eines
erhohten MaBes an Sensibilitdt, um auf die MinderjGhrigen, die nicht selten traumatische Erleb-
nisse zu verarbeiten haben, auch wdhrend der Asylverfahren eingehen und mit diesen die wei-
teren Schritte abkldren zu kénnen.

Ein wichtiger Punkt ist die Weitergabe der (vollstdndigen) im Asylverfahren erlassenen Beschei-
de an die UMF. In Oberosterreich werden Bescheide grundsdtzlich den UMF ausgehdndigt.
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Betreuungseinrichtungen und Pflegeeltern erhalten Kopien. Ausnahmen kann es geben, wenn
dies im Sinne des Kindeswohls geboten erscheint. In allen Fallen werden Inhalt, Ergebnis, Kon-
sequenzen und die weiteren Mdglichkeiten mit den UMF personlich besprochen. In manchen
Fdllen wird auch schon im Vorfeld der psychologische Dienst in der jeweiligen Einrichtung ver-
standigt.

Im Gegensatz zu dieser Vorgehensweise wird in manchen anderen Ldndern vorab nur die erste
und letzte Seite Ubermittelt. Erst auf ausdricklichen Wunsch des Minderjdhrigen wird in diesen
Fdllen der gesamte Bescheid Ubergeben.

Sowohl nationales als auch internationales Recht sehen vor, dass Minderjdhrige in eigenen
Angelegenheiten angemessen zu beteiligen sind. Dieser im UN-Ubereinkommen Uber die
Rechte des Kindes, BVG Uber die Rechte von Kindern und im ABGB verankerte Anspruch Min-
derjahriger auf Mitbestimmung muss ausreichend bericksichtigt werden.

In Ausnahmefdllen kann es, vor allem bei sehr jungen UMF, Grinde geben, den schriftlichen
Bescheid vorerst nicht an die Betroffenen auszuhdndigen. Besonders wichtig ist dann aber das
nachfolgend dokumentierte personliche Gesprdch mit den Minderjdhrigen, in denen sie Uber
den Inhalt und die Folgen der Asylbescheide genau aufgekidrt werden.

Nach der Zustellung bedarf es der Abkldrung, ob ein Rechtsmittel erhoben werden soll. In
Oberosterreich trifft der Obsorgetrdger, also der Kinder- und Jugendhilfetréger, die Entschei-
dung, ob ein Rechtsmittel erhoben wird. In den meisten Bundesldndern wird gegen negative
Asylentscheidungen routinemdBig ein Rechtsmittel erhoben, weil dies im Interesse der Minder-
jdhrigen geboten scheint. In manchen Bundesldndern wird hingegen geprift, inwieweit die
Erhebung eines Rechtsmittels Aussicht auf Erfolg hat. Manche Lénder unterscheiden bei der
Vorgangsweise zwischen negativen Asylentscheidungen und Entscheidungen Uber subsididren
Schutz, wobei bei letzteren eine Erfolgsprifung durchgefUhrt wird.

Wichtig ist jedenfalls, dass die Entscheidungsgrinde hierfir ausfihrlich dokumentiert werden.
Es muss nachvollziehbar sein, warum durch das Unterlassen von Rechtsmitteln dem Wohl der
UMF besser gedient sein soll.

Einzelfall: VA-BD-JF/0150-A/1/2017; KJH-2014-46227/661-Be

2.11.2. Pflege

2.11.2.1.  Mangel an Pflegepldtzen fur intensivpflegebedirftige Kinder

Eine Oberdsterreicherin bendtigte einen geeigneten Pflegeheimplatz fir ihren zweijdhrigen
Sohn. Das Kind weist von Geburt an schwere Behinderungen auf und befindet sich infolge ei-
nes Herzstillstandes seit Mai 2018 im Wachkoma.

Da es in Oberosterreich kaum Pflege(wohn)pldatze fir sehr schwer beeintréchtigte Kinder gibt,
wurde das Kind zundchst zu Hause betreut und gepflegt. Die Familie erhielt eine Férderung des
Landes OO fir die Inanspruchnahme einer 24-Stunden-Betreuung. Die Betreuungskréfte waren
mit der Situation jedoch oftmals Uberfordert, weil das Kind einen hohen Pflegebedarf aufweist.
Die Kosten fUr eine zusdtzliche mobile Betreuung durch diplomiertes Pflegepersonal wurden
seitens des Landes OO nicht tbernommen.
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Im Zuge des Prifverfahrens der VA teilte die BH Linz Land mit, dass in der Rehaklinik Enns im
ersten Halbjahr 2019 Pldtze fUr sehr junge Wachkomapatientinnen bzw. -patienten geschaffen
werden sollen. Bis dahin konnte der Sohn der Oberosterreicherin stationdr im Kepler Universi-
tatsklinikum Med Campus IV betreut werden, wo seine optimale Versorgung gewdbhrleistet war.

Einzelfall: VA-O0-S0Z/0124-A/1/2018, BHLL-2013-81069/605-GAL

2.11.2.2. Kostentragung bei Aufnahme in ein Pflegeheim eines ande-
ren Bundeslandes

Eine Oberosterreicherin, die bislang in einem Pflegeheim in Linz gelebt hatte, stellte im Sommer
2014 sowohl beim Magistrat der Stadt Linz als auch beim Fonds Soziales Wien (FSW) einen An-
trag auf Verlegung ihres Pflegeplatzes nach Wien, um ndher bei ihrer Tochter leben zu kénnen.

GemdB Art. 3 Abs. 1 der (damals geltenden) Vereinbarung zwischen den Ldndern gemaB Art.
15a B VG Uber den Kostenersatz in Angelegenheiten der Sozialhilfe war jener Tréger zum Kos-
tenersatz verpflichtet, in dessen Bereich sich die hilfesuchende Person wdhrend der letzten
sechs Monate vor Gewdhrung der Hilfe mindestens finf Monate aufgehalten hat und der nach
den fUr ihn geltenden landesrechtlichen Vorschriften die Kosten fir die jeweiligen Leistungen
(z.B. Kosten fur die Pflege und Betreuung in einem Heim) zu tragen hat.

Dieser Rechtslage zufolge stellte der FSW dem Magistrat der Stadt Linz die Pflege- und Betreu-
ungskosten fir das Wiener Heim in Rechnung. Dieser lehnte die Kostenibernahme in der ge-
forderten Hohe zundchst jedoch ab. Nach Ansicht des Magistrats der Stadt Linz sei eine Uber-
nahme der Kosten nur begrenzt moglich: Die Kosten der Betreuung in dem Wiener Pflegeheim
dirften nicht hoher sein als jene der teuersten Einrichtung in Linz.

Der FSW beantragte daraufhin bei der OO LReg die Durchfilhrung eines Verfahrens zur Prifung
der Ubernahme der Pflegekosten durch die Stadt Linz und die Erlassung eines Bescheides.

Nach Einschreiten der VA entschied die OO LReg schlieBlich mit Bescheid vom 12. Dezember
2017, dass die Stadt Linz verpflichtet sei, dem FSW die Kosten fir die Unterbringung in dem
Wiener Pflegeheim zu ersetzen.

Mit Kindigung der Vereinbarung gemaB Art. 15a B-VG Uber den Kostenersatz in den Angele-
genheiten der Sozialhilfe per 31. Dezember 2017 ist die Rechtsgrundlage weggefallen, Trdgern
eines anderen Bundeslandes die stationdren Unterbringungen entstandenen Sozialhilfeauf-
wendungen zu ersetzen. In dieser Vereinbarung war unter anderem auch eine Regelung des
gegenseitigen Kostenersatzes fir Fdlle eines bundesldnderibergreifenden Pflegeheimwechsels
enthalten.

Da es bei einem Treffen der Landesrdatinnen bzw. Landesrdte fir Soziales im Frohjahr 2018 lei-
der zu keiner Einigung Uber eine vergleichbare Vereinbarung gekommen ist, bestehen derzeit
in den einzelnen Bundesldndern im Hinblick auf die Frage des Kostenersatzes sehr unter-
schiedliche Regelungen.

Der VA ist seit dem Wegfall der Vereinbarung mit zahlreichen gleich gelagerten Beschwerden
aus ganz Osterreich konfrontiert. Trotz zahlreicher Betroffener konnte bislang keine Einigung
Uber den Kostenersatz erzielt werden. Im Sinne aller Betroffenen ist daher rasch eine bundes-
weit einheitliche Losung zu erzielen.
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Einzelfall: VA-00-50Z/0019-A/1/2016, SO-2015-116653/115-PF

2.11.2.3. Fodrderung der Kurzzeitpflege dringend geboten

Im Berichtszeitraum erreichten die VA Beschwerden im Zusammenhang mit der Problematik
einer fehlenden Férdermdglichkeit der sogenannten Kurzzeitpflege in OO.

So muss eine Oberdsterreicherin aufgrund einer rheumatischen Grunderkrankung immer wie-
der stationdr behandelt werden. Da sie alleine lebt, ist sie im Anschluss an die Krankenhaus-
aufenthalte auf professionelle Anstaltspflege angewiesen. Im Juli 2017 befand sie sich nach
einer Operation vier Wochen lang auf Kurzzeitpflege in einem Pflegeheim in Linz. FUr diesen
Aufenthalt entstanden ihr Kosten in Hohe von 2.852,27 Euro, die sie mangels Fordermdoglichkeit
zur Gdnze selbst tragen musste.

Kurzzeitpflege bedeutet eine zeitlich begrenzte Aufnahme in ein Pflege(wohn)heim nach einem
Spitalsaufenthalt. Menschen, die nach einem Unfall oder einer Krankheit nicht zu Hause zu-
rechtkommen, aber voraussichtlich keiner dauerhaften Aufnahme in ein Heim bedirfen, kon-
nen bis zu drei Monate in der Remobilisation betreut werden.

Das Modell der Kurzzeitpflege tragt dazu bei, dass Betroffene nach einer gewissen Zeit der
Anstaltspflege wieder nach Hause zurickkehren konnen. Es ist daher sinnvoll, Betroffene im
Rahmen der Kurzzeitpflege zu unterstitzen, um eine dauerhafte Pflegebedirftigkeit hintanzu-
halten. In anderen Bundesléndern (z.B. W, NO, Bgld) wird dieses Modell bereits entsprechend
gefordert.

Auch in OO0 ist eine Férderung grundsétzlich angedacht: § 6c 00 Sozialhilfeverordnung sieht
bereits seit 1. Janner 2013 eine Verpflichtung der OO LReg vor, Richtlinien betreffend die Férde-
rung der Kurzzeitpflege zu erlassen. Dies ist bislang leider nicht erfolgt.

Die OO0 LReg wies darauf hin, dass bereits im Jahr 2012 Vorarbeiten zur systematischen Rege-
lung einer Forderung der Kurzzeitpflege getdtigt worden seien. Allerdings habe bislang keine
Einigung mit den regionalen Trdgern sozialer Hilfe (Sozialhilfeverbénde und Stadte mit eigenem
Statut) hergestellt werden kdnnen. Eine Einigung sei aber unerldsslich, weil auf Grundlage des
Sozialhilfegesetzes die finanziellen Folgen zur Gdnze von den regionalen Trdgern sozialer Hilfe
zu Ubernehmen seien.

Die 00 LReg hat das Einschreiten der VA zum Anlass genommen, mit Vertretern der regionalen
Trager sozialer Hilfe neuerlich in einen Diskussionsprozess zu treten. DarUber hinaus sei die
Kurzzeitpflege auch Teil des Projektes ,Sozialressort 2021+” zur Evaluierung des Leistungsange-
botes im Sozialbereich mit dem Ziel einer am Bedarf orientierten Entwicklung des Angebotes
bis zum Jahr 2021.

Einzelfdlle: VA-00-SOZ/0117-A/1/2017, SO-2015-116653/106-Td; VA-00-S0Z/0059-A/1/2018,
SO-2015-116653/166-Td

2.11.2.4. Vollzugschaos im Zuge der Abschaffung des Pflegeregresses
Im Juni 2017 beschloss der Bundesverfassungsgesetzgeber die Ab-schaffung des Pflegeregres-

ses: GemdB der 2018 in Kraft getretenen Verfassungsbestimmung des § 330a ASVG ist ein
Zugriff auf das Vermdgen von in stationdren Pflegeeinrichtungen aufgenommenen Personen,
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deren Angehdorigen, Erbinnen und Erben sowie Geschenknehmerinnen und -nehmern im Rah-
men der Sozialhilfe zur Abdeckung der Pflegekosten unzuldssig. Nach § 707a Abs. 2 zweiter
Satz ASVG dirfen Ersatzanspriche ab 1. Janner 2018 nicht mehr geltend gemacht werden und
sind laufende Verfahren einzustellen.

Bereits unmittelbar nach dem Inkrafttreten zeigte sich, dass die An-ordnung des Verfassungs-
gesetzgebers, wonach ,laufende Verfahren ... einzustellen [sind]”, nicht eindeutig ist. Die Folge
war eine Vielzahl an Auslegungsvarianten, die von den mit der Vollziehung der neuen Rechts-
lage betrauten Behdrden und im einschldgigen rechtswissenschaftlichen Schrifttum vertreten
wurden. Nach der denkbar restriktivsten Auslegung wdren nur solche Verfahren als anhdngig
anzusehen, in denen am 1. Janner 2018 Uber die Kostenersatzpflicht noch nicht rechtskraftig
entschieden wurde. Nach der denkbar extensivsten Auslegung waren aber alle Verfahren unter
die neue Regelung zu subsumieren, die in irgendeiner Weise eine Kostenersatzpflicht zum Ge-
genstand haben.

Da der Bundesgesetzgeber von der im Rahmen der in Rede stehenden Verfassungsnovelle
geschaffenen Méglichkeit, Ubergangs-bestimmungen zu erlassen, nicht Gebrauch machte, ist
infolge der unklaren Verfassungsrechtslage eine beispiellose Rechtsunsicherheit entstanden.
Die Betroffenen, deren Vertreter und die mit dem Vollzug betrauten Behdrden wussten nicht,
wie sie sich ab 1. Janner 2018 rechtskonform zu verhalten hatten. Die VA stellte in mehreren
Prifungsverfahren fest, dass die Ubergangsbestimmung ésterreichweit sehr unterschiedlich
ausgelegt wurde.

FUr zigtausende Betroffene blieben hochst bedeutsame Fragen offen. So war zum Beispiel un-
klar, ob vor dem 1. Janner 2018 abgeschlossene Vergleiche oder Ratenvereinbarungen weiter-
hin zu erfillen waren. DarUber hinaus war ungewiss, ob Exekutionsverfahren betreffend die
Einbringung von vor dem 1. Jénner 2018 rechtskrdftig vorgeschriebenen Kostenersatzbeitrdgen
weitergefUhrt werden kénnen bzw. missen. Und schlieBlich stellte sich die Frage, was mit je-
nen Grundbuchseintragungen zu geschehen hat, die nach der bis Ende 2017 geltenden Rechts-
lage rechtmdBig vorgenommen worden waren.

Diese Rechtsunsicherheiten hatten weitreichende Folgen: Wohnungen konnten nicht verduBert
werden, weil das Schicksal der grundbicher-lichen Belastung ungekldrt war. Und fur viele
Menschen war es verstdndlicherweise sehr belastend, nicht zu wissen, ob Forderungen -
teilweise bis weit Gber 200.000 Euro — noch zu begleichen sind.

Eine Kldrung dieser Rechtsfragen erfolgte erst durch einen Beschluss des VfGH im Oktober
2018, wonach ein Zugriff auf das Vermdgen selbst bei Vorliegen einer rechtskraftigen Entschei-
dung, die vor dem 1. Janner 2018 ergangen ist, jedenfalls unzuldssig ist. Daran anknipfend
entschied der OGH in einer im Dezember 2018 veroffentlichten Grundsatzentscheidung, dass es
die vom VfGH vorgenommene Auslegung der Verfassungsbestimmung des § 330a ASVG kon-
sequent erscheinen Idsst, in der Anordnung des § 707a ASVG einen selbststdndigen Exekuti-
onseinstellungsgrund zu sehen.

Durch die beiden hochstgerichtlichen Entscheidungen ist nunmehr klargestellt, dass ab dem 1.
Janner 2018 im Rahmen des Pflegeregresses keinerlei Zahlungen mehr geleistet werden mis-
sen. Hochstgerichtlich noch nicht gekldrt ist, ob eine Rickforderung all jener ab 1. Janner 2018
getdtigten Zahlungen, die aufgrund der bis in den Herbst 2018 ungeklérten Rechtslage von
vielen Menschen geleistet wurden, maglich ist.
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Zahlreiche verunsicherte Menschen wandten sich vor allem im Jahr 2018 an die VA und be-
klagten sich Uber die mit der Regelung verbundenen Unklarheiten und Ungerechtigkeiten. Ins-
besondere vor Veréffentlichung der beiden vorstehend zitierten hchstgerichtlichen Entschei-
dungen war es fir viele Menschen gdnzlich unklar, wie sie sich in ihrer jeweiligen konkreten
Situation am besten verhalten sollten. Die VA versuchte, diese Menschen unter den gegebenen
schwierigen rechtlichen Rahmenbedingungen, die durch eine bessere Legistik vermeidbar ge-
wesen wdren, bestmdglich zu unterstitzen.

Einzelfdlle: VA-O0-502/0127-A/1/2018, VA-O0-50Z/0129-A/1/2018 u.v.q.

2.11.3.  Mindestsicherung

2.11.3.1. Rechtswidrige Versagung der Mindestsicherung

Der Magistrat der Stadt Steyr hatte nach Ansicht einer Antragstellerin den Antrag auf Zuerken-
nung von Leistungen der Bedarfsorientierten Mindestsicherung zu Unrecht abgewiesen.

Nach Einschreiten der VA rdumte die Behérde nach nochmaliger Prifung des Sachverhaltes
gegeniber der VA ausdricklich ein, dass die Antragstellerin entgegen der im Verwaltungsver-
fahren getroffenen Entscheidung Anspruch auf Ausstellung einer Anmeldebescheinigung ,An-
gehdriger als Verwandte in gerader absteigender Linie” hatte und dieser Umstand von der zu-
stdndigen Sachbearbeiterin versehentlich nicht erkannt wurde. Die Behérde korrigierte die Ent-
scheidung und erkannte der Frau die gebUhrenden Leistungen der Bedarfsorientierten Min-
destsicherung rickwirkend zu.

Einzelfall: VA-O0-S0Z/0013-A/1/2019; SH-93/2018

2.11.4. Wohnbeihilfe

2.11.41. Missstand und Diskriminierung bei 06 Wohnbeihilfe

In Vertretung mehrerer betroffener Personen wandte sich der Verein ,migrare — Zentrum fir
Migrantinnen OO” an die VA. Vorgebracht wurde, dass durch den Vollzug der neuen Bestim-
mungen bei der 06 Wohnbeihilfe viele dltere und kranke Menschen die dringend bendtigte
Wohnbeihilfe verlieren wirden.

Mit der 06. Wohnbauférderungsgesetz-Novelle 2017 wurden die Zugangskriterien fir Personen
aus Nicht-EU/EWR-Staaten zu Wohnbauférderungen und mit Wohnbauférdermitteln errichteten
Wohnungen verschdrft. Drittstaatsangehdrige missen nun erstmals Deutschkenntnisse auf
dem Niveau A2 formell nachweisen. Der Nachweis von Erwerbszeiten wurde von 36 auf 54
Monate innerhalb der letzten finf Jahre erhoht. Es gibt zwar eine gesetzliche Nachsichtsbe-
stimmung, die Personen mit dauerhaft schlechtem Gesundheitszustand von diesen Nachweis-
pflichten befreit, sofern dies durch ein amtsdrztliches Gutachten bestatigt wird (§ 6 Abs. 12 O6.
WFG 1993). Diese Hdarteklausel werde jedoch, so die Beschwerde, nicht ausreichend angewen-
det.

Der Verein brachte vor, dass die betroffenen Personen allesamt seit Jahrzehnten rechtmaBig in
Osterreich leben, hier gearbeitet und Familien gegrindet haben. Sie wirrden an massiven ge-
sundheitlichen Problemen leiden. Da sie den geforderten formellen Nachweis ausreichender
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Deutschkenntnisse nicht erbringen bzw. die geforderten Erwerbszeiten nicht nachweisen konn-
ten, erhalten sie keine Wohnbeihilfe mehr. lhre Antrdge auf Anwendung der Harteklausel wur-
den abgelehnt.

Der Verein spricht von insgesamt mehr als 150 Féllen aus seiner Beratungspraxis und erklart,
dass die Betroffenen zwar in den meisten Fdllen Uber ausreichende Deutschkenntnisse verfo-
gen, aber der formale Nachweis aufgrund von Alter oder Gesundheitszustand schwierig ist. Er
schildert den Fall eines 77-jdhrigen Mannes, der an Krebs, Parkinson und beidseitigem Tinnitus
leidet. Er lebt seit 40 Jahren rechtmdBig in Osterreich und war hier jahrzehntelang als Arbeiter
in der Industrie beschdftigt. Seit 2007 befindet sich der Mann in Alterspension. Aufgrund der
neuen Gesetzeslage in OO muss er nun einen formellen Nachweis fir seine Sprachkenntnisse
erbringen, um die dringend benétigte Wohnbeihilfe zu erhalten. Der 77-Jdhrige ist jedoch zu
krank, um eine Prifung abzulegen.

Unabhdngig von der Beschwerde dieses Vereines wandte sich eine betroffene Frau auch direkt
an die VA. Sie hat mehrere Krebserkrankungen und konnte die geforderten Erwerbszeiten nicht
nachweisen, womit sie die Wohnbeihilfe verlor.

Die VA holte mehrere Stellungnahmen des Landes 0O ein. Am 19. Juni 2019 stellte die VA einen
Missstand in der Verwaltung und eine Verletzung von Menschenrechten fest.

Ein Kritikpunkt betrifft die Wartezeit auf amtsdrztliche Begutachtungen, die eine Voraussetzung
for die Anwendung der Harteklausel fir Personen mit dauerhaft schlechtem Gesundheitszu-
stand darstellen. Wie das Land OO gegeniber der VA einrdumte, betrug diese tatséchlich meh-
rere Monate, dieses Problem sei aber mittlerweile behoben.

Die von der VA gepriften Fdlle zeigten, dass die gesetzliche Ausnahmebestimmung aufgrund
der restriktiven Vollzugspraxis Hdrtefdlle nicht verhindern kann und Diskriminierungen aufgrund
von Alter, Krankheit und Behinderung bewirkt.

So wurde bei mehreren betroffenen Frauen die Wohnbeihilfe deshalb abgelehnt, weil sie zu
lange Notstandshilfe bezogen hatten und damit den Erwerbszeitennachweis nicht erfillen
konnten. Die Argumentation des Landes 00, wonach der Bezug von Notstandshilfe einen dau-
erhaft schlechten Gesundheitszustand, der die Anwendung der Harteklausel rechtfertigen wir-
de, automatisch ausschlieBe, ist aus Sicht der VA nicht schlUssig. Nicht berUcksichtigt wird da-
bei, dass die Betroffenen massive gesundheitliche Beeintrdchtigungen haben, die ihre Chancen
am Arbeitsmarkt erheblich beeintrdchtigen und damit die Erfillung der Anspruchsvorausset-
zungen massiv erschweren. Der VA sind aus ihrer langjdhrigen Priftdtigkeit viele Fallkonstellati-
onen bekannt, in denen Personen trotz wesentlicher Minderung der Erwerbsféhigkeit keine
Berufsunfdhigkeits- oder InvaliditGtspension erhalten. Diese Personen werden noch als arbeits-
fahig erachtet; ihre Chancen, am ersten Arbeitsmarkt wieder eine Anstellung zu finden, sind
aber de facto deutlich gemindert. Diesen Personen die Wohnbeihilfe aufgrund Nichterfillung
des Erwerbszeitennachweises zu versagen, kann aus Sicht der VA eine Diskriminierung auf-
grund der Erkrankung oder Behinderung bewirken.

Die VA hdlt die genannten Einschrénkungen im Zugang zur 06 Wohnbeihilfe auch europarecht-
lich hochst bedenklich. Der restriktive Vollzug der Harteklausel, mit dem gerade besonders
schutzwirdige Gruppen - dltere, kranke und behinderte Menschen — nachteilig getroffen wer-
den, tréigt das Ubrige dazu bei, dass diese unionsrechtlichen Bedenken nicht zerstreut werden,
weil einzelfallbezogene Wirdigungen unterbleiben. So hatte der EUGH die Verweigerung von
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Wohngeld fir langfristig aufenthaltsberechtige Drittstaatsangehdrige in Italien fir unzuldssig
erkannt. Auch kommen mehrere Rechtsgutachten zum Ergebnis, dass die genannten Ein-
schrankungen fur langfristig aufenthaltsberechtigte Drittstaatsangehérige und fur Asylberech-
tigte unionsrechtswidrig sind.

Die VA stellte daher fest, dass die infolge restriktiver Auslegung der Harteklausel angenomme-
ne Verpflichtung zur Ablegung einer Deutschprifung auch fir gesundheitlich eingeschrénkte
Personen im Pensionsalter, die seit Jahrzehnten in Osterreich leben und arbeiteten, um Wohn-
beihilfe (wieder) zu erhalten, eine Diskriminierung aufgrund von Alter, Krankheit und Behinde-
rung darstellt. Auch der Verlust der Wohnbeihilfe aufgrund fehlender Erwerbszeiten bei Perso-
nen, die seit langem rechtméBig in Osterreich leben und nachweislich erheblich krank oder
behindert sind, kann eine Diskriminierung aufgrund von Krankheit und Behinderung bewirken.

Laut Medienberichten sind bereits mehrere Gerichtsverfahren anhéngig. Nach den Erfahrungen
der VA nehmen generell aber nur wenige Betroffene die MUhen eines Gerichtsverfahrens auf
sich. Die VA empfahl daher dem Land OO, nicht nur alle dazu gerichtsanhéngigen Félle streit-
schlichtend beizulegen, sondern alle von dieser diskriminierenden Regelung Betroffenen schad-
los zu stellen.

Weiters forderte die VA das Land 00 auf, die festgestellten Diskriminierungen fir den Bezug
der 06 Wohnbeihilfe durch eine unionsrechtlich unbedenkliche gesetzliche Neuregelung bzw.
eine grundsdtzliche Anderung der Vollzugspraxis der Nachsichtsbestimmung zu beseitigen.

Bereits rechtskraftig festgestellt wurde, dass die Nichtbericksichtigung von Kinderbetreuungs-
zeiten beim geforderten Erwerbszeitennachweis nach alter Rechtslage eine mittelbare Diskrimi-
nierung von Frauen darstellt. Das Land OO wurde dazu bereits in mehreren Féllen gerichtlich
verurteilt, die vorenthaltene Wohnbeihilfe sowie immateriellen Schadenersatz zu leisten. Dies
wurde zwar durch die 06. Wohnbauférderungsgesetz-Novelle 2017 gedndert und die Anrech-
nung von Kinderbetreuungszeiten ermoglicht, gleichzeitig jedoch der Erwerbszeitennachweis
weiter verscharft.

Das Land OO kindigte an, eine gesetzliche Ausnahmebestimmung aufgrund des Alters anzu-
denken. Wie Medienberichten zu entnehmen war, soll fir Personen, die eine Alters- oder Inva-
liditatspension beziehen, die Verpflichtung zum Nachweis des Einkommens und der Deutsch-
prifung entfallen. Uberdies méchte das Land die Umsetzungsméglichkeiten der Empfehlung
der VA, alle durch die rechtswidrige Nichtanrechnung von Kinderbetreuungszeiten Betroffenen
klaglos zu stellen, prifen.

Einzelfélle: VA-00-S0z/0134-A/1/2017; VA-OO-BT/0062-B/1/2018; WO-2012-55024/20-GM
2.11.5. Heimopferrente

Das Heimopferrentengesetz (HOG)

Personen, die als Kinder oder Jugendliche im Zeitraum 10. Mai 1945 bis 31. Dezember 1999 in
einem Heim, bei einer Pflegefamilie oder in einer Krankenanstalt Opfer eines Gewaltdeliktes
wurden, kénnen seit 1. Juli 2017 eine Zusatzrente in der Hohe von 314,60 Euro (Wert 2019) erhal-
ten. Antragstellerinnen und Antragsteller, die vom Einrichtungs- oder Jugendwohlfahrtstréger
bereits eine pauschalierte Entschddigung erhalten haben, bekommen die Rente ohne neuerli-
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che Prifung der Gewalterlebnisse. In allen Ubrigen Fdllen beurteilt die Rentenkommission der
VA den Sachverhalt und gibt eine Empfehlung ab.

Pensionistinnen und Pensionisten stellen den Antrag beim Pensionsversicherungstrdger, alle
Ubrigen beim Sozialministeriumservice. Diese Entscheidungstrdger erlassen den Bescheid.

Das Verfahren bei der Rentenkommission der VA

Im Zeitraum Juli 2017 bis Dezember 2018 bearbeitete die Rentenkommission Uber 1.000 Antrd-
ge auf Gewdhrung einer Heimopferrente. Im Halbjahr 2017 langten bei der Rentenkommission
517 Antrage ein, 2018 waren es 522. 41 %der Antrége wurden von Frauen gestellt und 59 % von
Mannern.

Die Rentenkommission trat 15-mal zusammen und befasste sich mit insgesamt 394 Antrdgen.
In 371 Fdllen beschloss das Kollegium der VA nach sorgfdltiger Prifung durch die Rentenkom-
mission eine positive und in 23 Fdllen eine negative Empfehlung.

Die Rentenkommission Iadt die Antragstellerinnen und Antragsteller zu Clearings ein und re-
cherchiert die angegebenen Unterbringungen.

Im Berichtszeitraum verschickte die Rentenkommission rund 500 Einladungen zu Clearingge-
sprdchen, 420 Clearingberichte stellten die Clearingexpertinnen und -experten in diesem Zeit-
raum fertig.

An die 340 Personen leitete die Rentenkommission zur Durchfihrung eines Clearings an eine
Opferschutzstelle weiter. 235 Personen erhielten darauthin eine pauschalierte Entschddigung.
In diesen Fdllen war keine Befassung der Rentenkommission mehr erforderlich, da durch die
Zahlung der Entschédigung bereits ein Rentenanspruch entstand.

Rund 880 Anfragen stellte die VA an Behérden und Heimtrdger in ganz Osterreich zur Bestiiti-
gung von Unterbringungen. Sowohl der Magistrat Linz als auch die KIJA OO, die im Auftrag der
LReg die Aktenrecherche durchfihrt, sind GuBerst bemUht, die Anfragen rasch zu bearbeiten.
Doch immer wieder sind in manchen Fdllen keine Akten mehr auffindbar. Dann versucht die
VA, Uber Meldeanfragen an die jeweilige Gemeinde einen Nachweis Uber eine Unterbringung
im Heim oder bei einer Pflegefamilie zu erhalten.

Opferschutzkommission bei der OO Landesregierung

Personen, die in Einrichtungen des Landes OO bzw. in Pflegefamilien in OO Opfer von physi-
scher, psychischer und/oder sexueller Gewalt geworden sind, kdnnen sich an die unabhdngige
Opferschutzstelle der OO LReg wenden. Diese Anlaufstelle ist bei der KIJA OO eingerichtet. Be-
troffene von Gewalt in Heimen der Stadt Linz finden Hilfe und Unterstitzung beim Magistrat Linz
in der Abteilung Soziales, Jugend und Familie. Uber den Zuspruch von finanziellen Entschadi-
gungen entscheidet die Opferschutzkommission bei der OO LReg. Zudem besteht das Angebot
zur KostenUbernahme einer Psychotherapie.

Von jenen Personen, die von der Rentenkommission an eine 00 Anlaufstelle weiterverwiesen
wurden, hat das Land OO im Berichtszeitraum rund 30 Personen entschadigt, die Stadt Linz
vier. Durch die Zahlung eine Pauschalentschddigung wegen der in einem Heim oder bei einer
Pflegefamilie erlittenen Gewalt entsteht nach den Bestimmungen des HOG ein Rentenanspruch.
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Die VA kritisiert, dass das Land OO nicht allen Betroffenen, die als Kinder oder Jugendliche
durch die 00 Kinder- und Jugendhilfe fremduntergebracht wurden, eine Pauschalentschddi-
gung zuerkennt. Lediglich bei Unterbringungen in Landesheimen (bzw. von Heimen der Stadt
Linz) oder in Pflegefamilien besteht ein Anspruch auf eine finanzielle Leistung. Betroffene kirchli-
cher Heime koénnen sich zwar alternativ an Anlaufstellen bei der Katholischen bzw. Evangeli-
schen Kirche wenden, allerdings gibt es keine Anlaufstellen fir private Heime bzw. Gemeinde-
heime oder Heime von Sozialhilfeverb&nden.

Alle Personen, die Uber Anordnung der OO Kinder- und Jugendhilfe fremduntergebracht wur-
den, sollten einen Anspruch auf eine Pauschalentschddigung haben. Auch diese Kinder und
Jugendliche unterlagen dem Verantwortungsbereich OO Behérden. Die Behérde verfigt, ob die
Unterbringung in einem Landesheim, einem privaten oder kirchlichen Heim zu erfolgen hat.
Nachweislich — und durch wissenschaftliche Studien belegt — gab es in allen Bereichen struktu-
relle Gewalt. Einen Teil der Betroffenen von einer Entschddigung auszuschlieBen, stellt eine Un-
gleichbehandlung dar.

Reform des HOG

Die Rentenkommission und die VA verwiesen bereits von Anbeginn auf Licken im Gesetz. An-
fang 2018 nahm die VA schlieBlich anhand der bereits mehr als 500 eingelangten Fdlle eine
Evaluierung des HOG vor. In einer Pressekonferenz prdsentierte die VA der Offentlichkeit die
Erkenntnisse aus dem ersten Halbjahr der Tatigkeit der Rentenkommission.

Die VA kritisierte, dass Personen, die in Krankenanstalten oder privaten Heimen misshandelt
wurden und Menschen mit Behinderungen, die das Pensionsalter noch nicht erreicht hatten,
keinen Rentenanspruch hatten. Als unnétige Antragshirde stellte sich die Verpflichtung zur
Vorweisung eines ,besonderen Grundes” dar, der den Antrag auf eine pauschalierte Entschd-
digung bislang nicht zugelassen hatte. Weiter bemdngelte die VA, dass nicht alle Betroffenen
die Mdglichkeit hatten, ihre Anspriche unabhdéngig vom Pensionsalter prifen zu lassen.

Die Parlamentarier nahmen die Anregungen auf und brachten im April im Nationalrat einen
Abdnderungsantrag ein. Der Abdnderungsantrag wurde zur Debatte dem Soziausschuss zu-
gewiesen, der dazu die Meinungen zahlreicher Expertinnen und Experten, darunter auch jene
der Rentenkommission, einholte. Des Weiteren kam ein Betroffener von Gewalt in einer Kran-
kenanstalt zu Wort und berichtete Uber seine schrecklichen Erlebnisse in einem Wiener Kran-
kenhaus. Im Juni 2018 verabschiedete der Nationalrat schlieBlich die Gesetzesénderung.

Mit der Reform des HOG wurden die Forderungen der VA im Wesentlichen erfUllt. Die VA zeigt
sich besonders erfreut dariber, dass die notwendige Reform, wie schon die Beschlussfassung
des HOG, von allen Parteien unterstUtzt wurde.

72



Abkirzungsverzeichnis

Abkiirzungsverzeichnis

Abs.
AG
Art.
ASVG

BAO
BFA
Bgld
BH
BM...
BMB
BMBWF
BMI
BMJ
BVA
B-VG
BVWG
bzw.

CPT

d.h.
dzt.
etfc.

EU
EuGH

(ff.

gem.
GZ

HOG

i.d.(g.)F.
(0]
i.S.d.
i.v.m.

Kin

leg. cit.
LH

lit.
LReg
LVvwG

Absatz

Aktiengesellschaft

Artikel

Allgemeines Sozialversicherungsgesetz

Bundesabgabenordnung

Bundesamt fir Fremdenwesen und Asyl
Burgenland

Bezirkshauptmannschaft
Bundesministerium ...

... fOr Bildung

... fOr Bildung, Wissenschaft und Forschung
... fUr Inneres

... fur Justiz

Bundesvoranschlag
Bundes-Verfassungsgesetz
Bundesverwaltungsgericht
beziehungsweise

Europdisches Komitee zur Verhitung von Folter und unmenschlicher
oder erniedrigender Behandlung oder Strafe

das heiBt
derzeit

et cetera
Europdische Union
Europdischer Gerichtshof

folgendle) (Seite, Seiten)

gemdhB
Geschdftszahl

Heimopferrentengesetz

in der (geltenden) Fassung
International Ombudsman Institute
im Sinne des

in Verbindung mit

Karnten

legis citatae, des zitierten Gesetzes
Landeshauptmann

litera (Buchstabe)

Landesregierung
Landesverwaltungsgericht

73



MA
Mio.
MRB

N.N.
NAG
NGO
NO
NPM
Nr.

OGH

OLG

00

006. KIHG
06. ROG
006. WFG
OPCAT

ORF

PB
rat
Pkt.

rd.
RL
Rz

Sbg
SPT
Stmk
StVO

u.a.

UN
UN-BRK
UN-KRK
UVS

VA
Vbg
VIGH
vgl.
VWGH

z.B.
Zl.
z.T.

Abkirzungsverzeichnis

Magistratsabteilung
Million(en)
Menschenrechtsbeirat

BeschwerdefUhrerin, BeschwerdefUhrer

Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetz
Nichtregierungsorganisation (non-governmental organisation)
Niederdsterreich

Nationaler Préventionsmechanismus

Nummer

Oberster Gerichtshof

Oberlandesgericht

Oberdsterreich, oberdsterreichisch

Oberosterreichisches Kinder- und Jugendhilfegesetz
Oberdsterreichisches Raumordnungsgesetz

Oberosterreichisches Wohnbauférderungsgesetz

Fakultativprotokoll zum Ubereinkommen gegen Folter und andere
grausame, unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder Strafe
Osterreichischer Rundfunk

Bericht der Volksanwaltschaft an den Nationalrat und an den Bundes-

Punkt

Rund
Richtlinie
Randziffer

Seite

Salzburg

UN-Unterausschuss zur Verhitung von Folter
Steiermark

StraBenverkehrsordnung

unter anderem

United Nations
UN-Behindertenrechtskonvention
UN-Kinderrechtskonvention
Unabhdngiger Verwaltungssenat

Volksanwaltschaft
Vorarlberg
Verfassungsgerichtshof
vergleiche
Verwaltungsgerichtshof

Ziffer

zum Beispiel
Zahl

zum Teil

74



	Vorwort 
	Einleitung 
	1. Leistungsbilanz 
	1.1. Kontrolle der öffentlichen Verwaltung 
	1.2. Tätigkeit der Rentenkommission 
	1.3. Präventive Menschenrechtskontrolle 
	1.4. Budget und Personal 
	1.5. Bürgernahe Kommunikation 
	1.6. Schwerpunkte 2017 – 2018 
	1.7. Öffentlichkeitsarbeit 
	1.8. Internationale Aktivitäten 
	1.8.1. International Ombudsman Institute (IOI) 
	1.8.2. Internationale Zusammenarbeit 


	2. Prüftätigkeit 
	2.1. Gemeinderecht 
	2.1.1. Lärmbelästigung durch Veranstaltungen – Stadt Linz 
	2.1.2. Rasenmäharbeiten auf einem benachbarten Golfplatz – Gemeinde Pfarrkirchen bei Bad Hall 
	2.1.3. Bissverletzung durch einen Hund des städtischen Tierheims – Stadt Wels 

	2.2. Gesundheit 
	2.2.1. Nierentransplantation für Asylwerberin 

	2.3. Gewerbe- und Energiewesen 
	2.3.1. Körperschallübertragung von Betriebsanlage – BH LinzLand 
	2.3.2. Lärmbelästigung durch Betriebsanlage – BH Ried im Innkreis 

	2.4. Land- und Forstwirtschaft 
	2.4.1. Mindestabstände nach Straßensanierung – OÖ Landesregierung 

	2.5. Landes- und Gemeindeabgaben 
	2.5.1. Gebührenvorschreibung ohne Bescheid – Marktgemeinde Wallern 
	2.5.2. Änderung einer Vereinbarung über Wassergebühr – Gemeinde Pierbach 
	2.5.3. Rückzahlung der Kommunalsteuer – Stadt Linz 

	2.6. Landes- und Gemeindestraßen 
	2.6.1. Nichteinhaltung des Bauabstands – Amt der OÖ Landesregierung 

	2.7. Natur- und Umweltschutz 
	2.7.1. Keine Müllabholung vom Grundstück – Stadtgemeinde Attnang-Puchheim 
	2.7.2. Müll auf Nachbargrundstück – Stadtgemeinde Attnang-Puchheim 
	2.7.3. Sichtbehinderung durch Papiercontainer – Stadtgemeinde Leonding 

	2.8. Polizei- und Verkehrsrecht 
	2.8.1. Mängel beim Vollzug des Niederlassungsrechts 
	2.8.2. Verzögerungen im Staatsbürgerschaftsverfahren – OÖ Landesregierung 
	2.8.3. Toleranzgrenzen bei Geschwindigkeitsüberwachungen 
	2.8.4. Forderung eines LKW-Fahrverbotes wegen Lärmbelastung – BH WelsLand 
	2.8.5. Verweigerung eines Halte- und Parkverbotes – Stadt Wels 
	2.8.6. Abmeldung eines Hundes – Stadt Linz 

	2.9. Raumordnungs- und Baurecht 
	2.9.1. Untätigkeit der Baubehörde – Marktgemeinde Reichenau 
	2.9.2. Rückgabe von abgetretenen Grundstücksteilen – Gemeinde Pram 
	2.9.3. Verzögerung im baupolizeilichen Verfahren – Stadtgemeinde Marchtrenk 
	2.9.4. Überlange Verfahrensdauer – Gemeinde Gschwandt 
	2.9.5. Baulandwidmung trotz Hangwasser- und Rutschgefahr – Gemeinde Weyregg am Attersee 
	2.9.6. Konsenswidrige Betriebsbauten im Grünland – Marktgemeinde Offenhausen 
	2.9.7. Langjährige Berufungsverfahren und baupolizeiliche Aufträge – Gemeinde Ahorn 
	2.9.8. Verfahrensverzögerung bei Kanalanschluss – Marktgemeinde Weitersfelden 

	2.10. Schulwesen 
	2.10.1. Anrechnung von Vordienstzeiten – OÖ Landesschulrat 
	2.10.2. Mängel bei der Schülerbeförderung – Gemeinde Aschach an der Steyr 

	2.11. Soziales 
	2.11.1. Kinder- und Jugendhilfe 
	2.11.1.1. Probleme in der Fremdunterbringung 
	2.11.1.2. Mangelhafte Betreuung in einer WG für Jugendliche 
	2.11.1.3. Rechtliche Vertretung von unbegleiteten minderjährigen Flüchtlingen in Asylverfahren 
	2.11.2. Pflege 
	2.11.2.1. Mangel an Pflegeplätzen für intensivpflegebedürftige Kinder 
	2.11.2.2. Kostentragung bei Aufnahme in ein Pflegeheim eines anderen Bundeslandes 
	2.11.2.3. Förderung der Kurzzeitpflege dringend geboten 
	2.11.2.4. Vollzugschaos im Zuge der Abschaffung des Pflegeregresses 
	2.11.3. Mindestsicherung 
	2.11.3.1. Rechtswidrige Versagung der Mindestsicherung 
	2.11.4. Wohnbeihilfe 
	2.11.4.1. Missstand und Diskriminierung bei Oö Wohnbeihilfe 
	2.11.5. Heimopferrente 


	Abkürzungsverzeichnis 

